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Schenkt das Geld nicht dem 
Finanzamt sondern uns! 


Das Finanzamt erkennt Eure Spen- 
den als steuerlich abzugsfähig an, 
wenn Ihr die Spenden auf das Konto 
1249606 der Stadtkasse Freiburg 
bei der Volksbank Freiburg, (BLZ 
68090000) überweist (Verwen- 
dungszweck: Durchlaufspende zu- 
gunsten der Aktion Dritte Welt e.V, 
Freiburg). Die Stadt leitet das Geld |. 
an uns weiter und stellt Euch die 
Spendenbescheinigung für das Fi- 
nanzamt aus. ' Die Finanzämter 
schreiben dieses Verfahren der so- 
genannten Durchlaufspenden vor. 
Wenn Ihr Eure Spenden nicht steu- 
erlich absetzen könnt (weil Ihr keine 
Steuern bezahlt), spendet direkt auf 
unser Konto 148 239-799 bei Post- 
amt Karlsruhe. 


Berichtigung 
In der Mai Ausgabe der blätter des 
iz3w, Nr. 149 haben wir im Lay out. 
ein Fragezeichen verloren, wodurch 
der Sinn verdreht wurde: AufSeite 39 
lautet die vollständige Überschrift 
„Garcias Wirtschaftspolitik — ein 
Ausweg aus der Schuldenkrise?“ 
Der Autor weist außerdem dar- 
aufhin,daßden Ölkonzernen „zubis- 
her nicht gekannten, günstigen Be- 
dingungen“ die Öl- und Gasreserven 
„förmlich aufgedrängt wurden“ und 
nicht wie wir geschrieben haben „zu 
bisher nicht bekannten Bedingun- 
gen.“ Die Redaktion 


Viele kleine Spenden sichern unser 
überleben! 
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Neukaledonien 


"Aufstand m Kanaky 


Das europäische Parlament wäscht seine Hände in Unschuld 


Vor 135 Jahren wurden die Kanaken 
von Frankreich kolonisiert, in Reser- 
vaten zusammengepfercht, ihres Lan- 
des durch weiße Siedler beraubt, 
durch bis dahin unbekannte Krank- 
heiten und brutale Repression ihrer 
Revolten von 1878 und 1917 von 
60.000 auf 27.000 dezimiert und 
durch eine bewußt gesteuerte franzö- 
sische Besiedlungspolitik zur Min- 
derheit im eigenen Lande gemacht. 


herrscht Aufstand in Kanaky (Neu- 

Kaledonien). 62.000 Kanaken ste- 
hen jetzt 11.000 französische Polizei- und 
Militärkräfte gegenüber. Zum Vergleich: 
im Gazastreifen stehen den 600.000 Palä- 
stinensern 10.000 israelische Soldaten ge- 
genüber! 

Trotz des für die Kanaken derart kata- 
strophalen Kräfteverhältnisses war der 
Aufstand vorauszusehen. Denn das kana- 
kische Volk steht vor der Alternative, ent- 
weder für sein Überleben, seine Identität, 
seine volle Selbstbestimmung zu kämpfen 
oder abzudanken und wie die australischen 
Aborigines, neuseeländische Maoris und 
nordamerikanische Indianer zur „exoti- 


Si Freitag, dem 22. April 1988 


schen“ Minderheitim eigenen Land zu wer- 
den. „Wir werden nicht die letzten Mohika- 
ner des Pazifik sein“, warnte noch kürzlich 
Jean-Marie Tjibaou, Präsident der provi- 
sorischen Kanakischen Regierung, in einer 
Botschaft an das französische Volk. 

Für den 24. April 1988 jedoch hatte die 
französische Regierung in Kanaky gleich- 
zeitig mit der ersten Runde der französi- 
schen Präsidentschaftswahl, Wahlen über 
ein neues Statut — das 14.in wenigen Jahren 
— angesetzt. Durch dieses Statut sieht sich 
das Volk der Kanaken als Volk mit eigener 
Identität praktisch ausgelöscht. Dem kolo- 
nisierten Volk, seit über 100 Jahren ziel- 
strebig in die Minderheit gebracht, sollnun 
definitiv der Garaus gemacht werden. 

Einige Zahlen: 1853, als Frankreich 
Neu-Kalcdonien annektierte, lebten dort 
seit mehreren 1000 Jahren rund 60.000 
Kanaken, 1921, nach zwei mit größter Bru- 
talität niedergeschlagenen Aufständen 
1878 und 1917 waren es nur noch 27.000. 
Für dieses „Ergebnis“ waren 1878 5.000 
Polizisten und Militärs verantwortlich. 
Wieviele Kanaken werden jetzt, bei 11.000 
Polizisten und Soldaten überleben? 

Der Nickel-Boom der 70er Jahre — Ka- 
naky verfügtüberca.25%der Welt-Nickel- 
Reserven — wurde von Frankreich zum 
Ausgangspunkt genommen, um durch eine 


gezielte Einwanderungs- und Siedlungspo- 
litik die Kanaken endgültig, d.h. auch de- 
mographisch zur Minderheit im eigenen 
Lande zu machen. Premierminister Pierre 
Messmer brachte das in einer Direktvie 
vom 19.7.1972 auf den Punkt: 

„Die französische Anwesenheit in Neu-Ka- 
ledonien kann außer im Falleines Weltkrie- 
ges nur bedroht werden durch Unabhängig- 
keitsforderungen der eingeborenen Bevöl- 
kerung... Kurz- und mittelfristig sollte die 
massive Einwanderung französischer 
Staatsbürger aus Frankreich oder den über- 
seeischen Departments (re&union) diese Ge- 
fahr vermeiden helfen, indem ... das zahlen- 
mäßige Verhälmis der Bevölkerungsgrup- 
pen verbessert wird. Langfristig sind natio- 
nale Forderungen der Eingeborenen nur zu 
vermeiden, wenn die nicht aus dem Pazifik 
stammenden Bevölkerungsgruppen demo- 
graphisch die Mehrheit haben ... Zu diesem 
Zweck sollte insbesondere auf Zuzug und 
Arbeitsplätze für Frauen in Handel, Verwal- 
tung, Sekretariat eic. gesorgt werden, um 
endlich, nach so vielen gescheiterten Versu- 
chen ... in Übersee eine Operation Besied- 
lung erfolgreich abzuschließen“. 

Mit der Volkszählung von 1983 konnte 
erfolgreicher Vollzug gemeldet werden: 
rund 62.000 Kanaken bildeten nunmehr 
nur noch 42% der neu-kaledonischen Be- 
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völkerung. Damit konnte ein sogen. „Refe- 
rendum über die Unabhängigkeit“ gewagt 
werden, dessen Ausgang bei Anwendung 
des Prinzips „one man, one vote“ aufgrund 
der Bevölkerungszusammensetzung von 
vorneherein feststand; denn 58% Nicht- 
Kanaken garantierten den weiteren Ver- 
bleib des rsee-Territoriums Neu-Kale- 
donien in der französischen Republik. Ein 
solches Vorgehen widersprach allerdings 
klar dem UNO-Beschluß A/41/L.33 vom 
2.12.1986, der deutlich feststellt, daß Neu- 
Kaledonien und dieKanakenzudenzuent- 
kolonisierenden Ländern und Völkern ge- 
hört,sodaß über die Unabhängigkeit allein 
das kolonisierte Volks, also die Kanaken, 
zu entscheiden hätten. Dennoch fand am 
13. September 1987 ein sogen. „Referen- 
dum“ statt. Vom FLNKS, der kanakischen 
Befreiungsbewegung zum Boykott aufge- 
rufen, verweigerten gut 82% der Kanaken 
die Teilnahme an der Abstimmung. Bei ei- 
ner daraus resultierenden Wahlbeteiligung 
von 58,9% sprachen sich 98,3% der Wäh- 
tenden dafür aus, als Franzosen weiterhin 
Franzosen zu bleiben. 

Bereits 1984 war unter einer sozialisti- 
schen Regierungder Widerstand der Kana- 
kenaneinem neuen Autonomie-Statutent- 
flammt. Nachdem 10 Kanaken, darunter 
zwei Brüder von J.M. Tjibaou, bei einem 
mit Vorbedacht errichteten Hinterhalt von 
französischen Siedlern, „Caldoches“ ge- 
nannt, brutal niedergemetzelt worden wa- 
ren, nachdem zwei Führer der FLNKS, 
Eloi Machoro und Marcel Nonnaro, auf 
Befehl vonobendurchdieGIGN „neutrali- 
siert“, d.h. durch Scharfschützen erschos- 
sen worden waren, legte der Vertreter 
Frankreichs einen Vorschlag äußerst be- 
grenzter, neo-kolonialer „Unabhängigkeit“ 
vor, der den rechten „Loyalisten“ zu weit 
ging, den die Kanaken jedoch nicht als ech- 
te Unabhängigkeit akzeptieren konnten. 

Dennoch: die Kanaken waren zum Dia- 
log bereit, beteiligten sich an den Territo- 
rialwahlen im September 1985, indenensie 
die Mehrheit in den drei hauptsächlich von 
ihnen besiedelten Regionen errangen, und 
setzten den Schwerpunkt ihres Engage- 
ments in der Arbeit in den neu geschaffe- 
nen Institutionen. Ihr Ziel war es, auf diese 
Weise auch ökonomisch die Unabhängig- 
keit von unten aufzubauen, 

Parallel dazu arbeiteten sie auf interna- 
tionaler Ebene, um zuerst beim Südpazifik- 
Forum, dann bei den Blockfreien und 
schließlich in der UNO Unterstützung und 
Anerkennung für die Verwirklichung ihres 
Rechtes auf Selbstbestimmung und Unab- 
hängigkeit zu erhalten. Zweimal, am 2. De- 
zember 1986 und am 28.Oktober 1987, be- 
kräftigte die UNO mit überwältigender 
Mehrheit, daß Neu-Kaledonien eine Kolo- 
nie ist und ein Recht auf Unabhängigkeit 
hat. Die französische Regierung ließ durch 
Innenminister Pasqua umgehend verlau- 
ten: „Das wird nichts an (unserer) Ent- 
schlossenheit ändern... Wir werden dieser 
Entschließung nicht Rechnung tragen“. Ih- 
re Haltung wurde von sieben EG-Ländern 
aktiv unterstützt, allen voran der BRD, die 
bereitsbeider UNO für Frankreich und ge- 


gen die Kanaken gestimmt hatten. 
Vor Ort, in Kanaky, ersetzte die im März 


* 1986 in Frankreich neu gewählte, rechte 


Regierung den Neo-Kolonialismus der So- 
zialisten durch platt-repressiven Kolonia- 
lismus schlimmster Prägung. 

Polizei und Militär „nomadisierten“ wie 
im Algerienkrieg rund um die kanakischen 
Stämme und Dörfer. Dielokale Rechteund 
Extremrechte, in der ehemalige Algerien- 
Franzosen eine wichtige Rolle spielen, bau- 
ten ungehindert Milizen nach dem Muster 
der OAS (Organisation Armee Secrete) im 
Algerienkrieg auf, legten Waffenlager und 
„Abschußlisten“ an. Das kanakische Kul- 
turzentrum wurde ebenso aufgelöst wiedas 
Amt für Rückgabe des von den Kolonisten 
geraubten Landes an die Kanaken. 7.500 
Bücher, Dokumente, Zeugnisse kanaki- 
scher Literatur wurden in einem riesigen 
Autodafe verbrannt.47 Attentatederloka- 
len Rechten auf kanakische Schulen, den 
Justizpalast, Häuser von Mitgliedern und 
Sympathisanten des FLNKS, auf dessen 
Zeitungsredaktion und Radiosender, blie- 


. ben ungestraft. Von den Mördern weißer 


Sympathisanten des FLNKS, wie z.B. Pier- 
re Declercq, finden Polizei und Justiz auch 
nach Jahren noch keine Spur, obwohl die 
Täterjedermannbekannt sind...Imberüch- 
tigten Gefängnis Camp Est sitzen neben 
wenigen Weißen 90% Kanaken, meist poli- 
tische Gefangene ein. Einer von ihnen wur- 
dez.B. für den Diebstahl einer Kuh zu meh- 
reren Jahren Gefängnis verurteilt, während 
im Oktober 1987 gerichtsnotorisch durch 
Freispruch klargestellt wurde, ‚daß weiße 
Siedler das Recht haben, Straßensperren 
zu bauen und dann ausdem Hinterhalt her- 
aus 10 Kanaken abzuschlachten. 

Arrogant und ahnungslos zugleich leug- 
net der zuständige französische Minister, 
Bernard Pons, dann die pure Existenz des 
kanakischen Volkes. Der Begriff Kanaki- 
sches Volk ist für ihn „ein Abfallprodukt 
der marxistischen Dialektik und der Dritte- 
Welt-Ideologie“. Infolgedessen ist der 
FLNKS auch nicht die Befreiungsbewe- 
gung eines (nicht existierenden) Volkes, 


‚sondern eine klare Separatistengruppe, die 


nur sich selbst vertritt. Die Fakten sprachen 
und sprechen allerdings eine andere Spra- 
che: mehr als 80% der Kanaken sehen sich 
im und vom FLNKS vertreten und handeln 
seinen Beschlüssen, die immer im Konsens 
gefaßt werden, entsprechend. 

Das im Januar 1988 in Paris beschlosse- 
ne „Pons“-Statut (benannt nach dem Mini- 
ster, der es vorschlug) und die Territorial- 
wahlen am 24.. April 1988 sind Ausfluß 


dieses kolonial verblendeten Denkens, das’ 


den Kanaken nur noch die Wahl läßt, zu 
kämpfen oder unterzugehen. Oder mit den 
Worten von Djimi Oueni, Vertreter des 
FLNKS in Paris: „Wenn wir so weit gekom- 
men sind, dann, weil man uns keine andere 
Wahl gelassen hat“. Und daß ein sich selbst 
nachfolgender Präsident Mitterand Hoff- 
nungsträger für Entkolonialisierung wäre, 


‚hat er selbst in seinem „offenen (Bewer- 


bungs)Brief an alle Franzosen“ von sich ge- 
wiesen. „Unabhängigkeit würde Bürger- 
krieg bedeuten. Frankreich muß als 


Schiedsrichter bleiben.“ Die unendliche 
Verbitterung der Kanaken spricht dabei 
J.M. Tjibaou aus: „In beiden Fällen (Mitte- 
rand oder Chirac) handelt es sich um das- 
selbe koloniale Denken, mit dem kleinen 
Unterschied, daß Mitterand präzisiert, daß 
man den Ungerechtigkeiten Rechnung tra- 
gen und sie regeln muß.“ 

Konsequenz dieses kolonialen Desa- 
sters ist es, wenn heute überall im Territo- 
rium von den Kanaken aufgerichtete Barri- 
kaden französischen Kolonialisten und Mi- 
litärsden Zugang zu Stämmen und Dörfern 
versperren, wenn Hochspannungsmasten 
fallen;wennein Anschlagaufden Transfor- 
mator, der das Hochkommissariat und das 
Hauptquartier der Armee mit Strom ver- 
sorgt, dort kurzfristig das Licht ausgehen 
läßt. Nicht „Caldoches“, französische Sied- 
ler, werden angegriffen, sondern der fran- 
zösische Staat, repräsentiert durch Armee 
und Polizei, die Symbole und Werkzeuge 
kolonialer Unterdrückung in Kanaky, und 
zwar zunächst aufder Insel Ouve&a, dann an 
anderen Orten. Drei Gendarmen finden 


20.000km von Paris 


am 1. Tag im Handgemenge den Tod, einer 
später im Krankenhaus. Inzwischen sind 
auf beiden Seiten Tote und zahlreiche Ver- 
letzte zu beklagen. Zunächst 27. dann 15 
Gendarmen, zu denen sich später sechs 
Mitglieder der verhaßten GIGN und ein 
Vertreter der Kolonialjustiz, ein Staatsan- 
walt gesellen, werden in einem Labyrinth 
unterirdischer Höhlen versteckt. 

Die 22 inder Hand der Kanaken befind- 
lichen Gendarmen etc. sind, wie der 
FLNKS betont, Kriegsgefangene. Denndie 
französische Armee hat auf Weisung des 
Hohen Kommissars auf Ouvea eingegrif- 
fen, ein Patrouillenboot zerstörte eine ka- 
nakische Fischersiedlung durch Beschuß 
vom Wasser aus,umein Landemanöverder 
Gendamerie zu „decken“. Deswegenhaben 
die Kanaken die UNO aufgefordert, eine 
Untersuchungskommission nach Neu-Ka- 
ledonien zu entsenden und beim Aus- 
tausch der Gefangenen zu vermitteln. 

Von der französischen Regierung for- 
dern sieden Rückzugder Polizei-und Mili- 
tärkräfte aus Kanaky, die Annullierungder 


Territorialwahlen vom 24. April 1988 und 
die Benennungeines Vermittlersdurchden 
französischen Staatspräsidenten und Pre- 
mierminister, um die Modalitäten eines 
echten Referendums über die Unabhängig- 
keit gemeinsam mit den Kanaken festzule- 
gen, eines Referendums das Kolonisierer 
und Kolonisierte, Unterdrücker und Opfer 
nicht durch „one man, one vote“ auf eine 
Stufe stellt. 

Doch die französische Regierung ver- 
handelte nicht. Stattdessen wurden mili- 
tärische und polizeiliche Elitetrruppen mo- 
bilisiert, die am 5. Mai 1988 die Höhle 
stürmten. Weder während der zwei Ge- 
fechtsrunden noch während der zwischen 
ihnen liegenden 5-stündigen Pause wurde 
auch nur einem der Gefangenen von den 
Bewachern ein Haar gekrümmt. Sie wur- 
den sämtlich gesund und sicher „befreit“. 
19 Kanaken dagegen wurden unter höchst 
dubiosen Umständen ermordet: z.B. drei 
Bewacher, nachdem sie sich bereits erge- 
ben hatten, ein weiterer junger Mann, der 
für Gefangene und Bewacher Verpflegung 
gebracht hatte, jedoch dem Kommando 
nicht angehörte. Erstaunlicherweise gab es 
nur Tote, keine Verletzten... Zwei Militärs 
des Sturmkommandos kamen im Gefecht 
um, 

„Es ist unser Stolz und unsere Ehre, kei- 
ne einzige Geisel getötet zu haben“, erklär- 
te nach Bekanntwerden der Schlächterei 
Djimi Quenei, Vertreter des FLNKS in 
Frankreich. Die damals noch amtierende 
französische Regierung, die drei Tage vor 
dem 2. Wahlgang zum französischen 
Staatspräsidenten dieses Massaker veran- 
stalten ließ, um Wähler Le Pens zur Stimm- 
abgabe für den bisherigen Premierminister 
Chirac zu gewinnen, hatte wohleinenande- 
ren Ehrbegriff, für sie hatte Übersecmini- 
ster Pons erklärt: „Es geht hier um die Ehre 
Frankreichs, die Ehre der französischen 
Armee und die Ehre der nationalen Gen- 
darmerie.“ Was wiegt demgegenüber das 
Leben von 19 Kanaken, die Chirac kurz zu- 
vor mit den Worten „die Barbarei dieser 
Menschen, wenn man sie überhaupt als sol- 
che qualifizieren kann“ zu Unter-Men- 
schen abgestempelt hatte? 

Es wäre zu einfach, selbstgefällig Frank- 
reich als kolonialistische Unterdrücker- 
macht an den Pranger zu stellen. Die Euro- 
päische Gemeinschaft, die Bundesrepublik 
sind Komplizen. Die über den Globus ver- 
streuten Reste des französischen Kolonial- 
reiches, insbesondere Französisch-Polyne- 
sien, wo die französischen Atomwaffen ge- 
testet werden, und Guyana, von wo u.a. die 
europäische Gemeinschaftsrakete „Aria- 
ne* in den Weltraum gefeuert wird, sind in 
den Augen derjenigen, die wirtschaftlich- 
technologisch und dann natürlich auch mi- 
litärisch-atomar langfristig eine 3. Super- 
macht (West-)Europa anstreben, unab- 
dingbare Voraussetzung einer solchen Vi- 
sion. Nicht nur im eigenen Interesse, son- 
dern auch im Interesse seiner EG-Kompli- 
zen, d.h. um die Voraussetzungen einer 
„Großmacht Westeuropa“ nicht in Frage zu 
stellen, hält Frankreichan Neu-Kaledonien 
mit Zähnen und Klauen fest. Würde es un- 
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abhängig, so würden auch die anderen 
überseeischen Gebiete bald fallen, heißt es 
vonfranzösischen Politikernimmer wieder. 
Ausdieser Logik heraus stimmten die EG- 
Staaten am 2. Dezember 1986 der Wieder- 
aufnahme Neu-Kaledoniens in die UNO- 
Liste der zu entkolonialisierenden Länder 
und Völker nicht zu (8 stimmten dagegen, 
Großbritannien, Griechenland, Irland, Dä- 
nemark enthielten sich), nachdem darüber 
vorherinder Europäischen Politischen Zu- 
sammenarbeit diskutiert worden war (Ant- 
wort auf meine schriftl. Anfrage Nr. 2608/ 
86). Vonbundesrepublikanischer Seite war 
dazu zu erfahren: „Das Auswärtige Amt 
hält (die von Frankreich vorgebrachten) 
Gründe für stichhaltig“ (Schreiben des 
Staatsministers Möllemann vom 27.1.87). 
Und ausführlicher: „Wir unterhalten zu 
Frankreich so etwas, was die angelsächsi- 
schen Länder als ‘special relationship" be- 
zeichnen würden. Die Einigung mit Frank- 
reich, das Bündnis mit Frankreich ist das 
Kernstück der europäischen Einigung ... 
Frankreich hat die Neukaledonienfrage da- 
zu erklärt, von vitalem, von lebenswichti- 
gem Interesse zu sein. Und wenn unsere 
Verbündetenein Problem zueiner vitalen.... 
Frage erklären, dann halten wir das für 
überaus wichtig, und dann schen wir uns 


31 Angehörige unserer Stämme und 
Familien in Ouvsa sind gefangen ge- 
nommen worden, weil sie für die Be- 
freiung ihres Landes gekämpft ha- 
ben. Unter unmenschlichen Bedin- 
gungen — einige waren schwer ver- 
letzt — wurden sie von „Neu-Kaledo- 
nien“ nach Frankreich in die. folgen- 
den Gefängnisse der Pariser Region 
deportiert: Boix-d’Arcy, Fresnes, 
Fleury-Mörogis, Sante. 

Sie wurden ihren Familien, ihren 
Freunden entrissen und sind heute 
von einander und von der äußersten 


‚sind kulturell entwurzelt. Wir. ver- 
trauen sie Euch an. Die 31 kanaki- 
schen politischen Gefangenen aus 
Ouv&a brauchen moralische und 
menschliche Unterstützung, 
selbst im Gefängnis weiter kämpfen 
zu können, um noch an die zukünffti- 
ge Unabhängigkeit und an ein sozia- 
listisches Kanaky glauben zu kön- 
nen. 
Wir, das Komitee der Familien aus 
Ouve&a, appelieren daher an unsere 
: Freundein Europa, finanziellundmo- 
ralisch eine „Patenschaft“ für unsere 
gefangenen kanakischen Brüder zu 
übernehmen. 
Wir suchen dringend viele französi- 
sche Familien, um sich unserer ge- 
fangenen Brüder durch Besuche, 


Unterstützt unsere kanakischen Brüder 


Appell des KOMITEES DER FAMILIEN 
der kanakischen politischen Gefangenen aus Ouvea 


Welt isoliert, haben kaum Kleidung, 
kratischen, 


um 


gehalten, mit unserem Verbündeten zu 
stimmen.“ (Vortrag eines Vertreters des 
Auswärtigen Amtes bei der 14. Jahres- 
tagung der Deutsch-Pazifischen Gesell- 
schaft am 16.5.1987). Gegenüber der 
deuisch-französischen Achse als „Kern- 
stück der europäischen Einigung“ kommt 
den von Frankreich vorgebrachten „sachli- 
chen“ Argumenten, die der Vertreter des 
Auswärtigen Amtes vorher hastig aufzähl- 
te, offenbar cher eine Alibifunktion zu... 
In sie selber betreffenden Menschen- 
rechtsfragen folgen die EG-Staaten be- 
kanntlich lieber dem Leitsatz „Eine Hand 
wäscht die andere“, als die Erfahrung „wer 
tritt, wird zurückgetreten“ zu machen. 
Doch nicht nur deshalb hat sich das Euro- 
päische Parlament zum xten Male gewei- 
gert, beiseiner Plenarsitzungim Mai’88 die 
Situation in Kanaky zu diskutieren und auf 
Frankreich im Sinne einer Lösung, die die 
Kanaken der Unabhängigkeit näherbringt, 
einzuwirken. Seine Drahtzieher im Erwei- 
terten Präsidium, die diese Entscheidung 
fällten, haben damit auch die Türen füreine 
Entwicklung der EG zur 3.Supermacht of- 
fengehalten. Um diese Entwicklung zu legi- 
timieren, sitzen sie schließlich, auch wenn 
das den meisten Wählern nicht klar ist, in 
diesem Parlament. Dorothee Piermont 


Unterstützung, Pakete etc. anzuneh- 
men. 

Ebenso appelleren wir an unsere’ eu-. 
ropäischen Freunde. DanndasKomi- 
tee der Famillen:benötigt enorme Fi- 
nanzmittel, um einerseits die aus.der 
Gefangenschaft entstehenden Be- 
dürfnisse unserer Brüder erfüllen zu 
können, um andererseits den Prozeß 
gegen den Kolonlalismus und die an 
der Menschheit im Kanakischen Volk 
begangenen Verbrechen vorbereiten 
zu können. 

Wir rufen also jeden. Einzelnen 
ebenso wie die humanitären, .demo- 
politischen; gewerk- 
schaftlichen und kirchlichen. Organi- 
sationen auf, die in Frankreich einge- 
sperrten politischen Gefangenen aus 
Ouvsa finanziell zu unterstützen. 
Danke. 


Für das KOMITEE DER FAMILIEN 


Djim Ounei 

Vertreter des FLNKS in Europa 
Kontaktpersonen in.der. Bundesre- 
publik: Dorothee und Alain: Pier- 
mont, Postfach 210232, 5300.Bonn 
2. Tel. 02228/1873 oder 02228/ 
169198. Spendenkonto: A. Pier- 
mont, wg. Kanaken, Sparkasse 
Bonn, Konto-Nr. 22002067, BLZ 
38050000. 
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Südkorea 


Präsident Roh Tae Woos regulierte „Freiheit“ 
und das Dilemma der Opposition 


Mit seiner „Acht-Punkte- 
Erklärung“ vom 29. Juni letzten 
Jahres war Ex-General Roh Tae 
Woo mit einem Schlag der Mann 
der Stunde. Sie wurde als „Wun- 
der“ und er als „Demokratiebrin- 
ger“ gefeiert.' Durch die fast wort- 
getreue Übernahme der zentralen 
Forderungen der (parlamentari- 
schen) Opposition trug er maß- 
geblich zu deren Paralysierung 
bei. Rohs Initiativen und Flexibili- 
tät gingen gar soweit, Angehöri- 
gen von Tränengasgranaten Er- 
schossener zu kondolieren und 
sich dafür zu entschuldigen — ei- 
ne außergewöhnliche Geste, zu 
der sich vor ihm kein ranghoher 
Politiker „herabgelassen“ hatte. 

Es gelang Roh Tae Woo sich als 
akzeptable Alternative zu präsen- 
tieren die, ließe man ihm nur genü- 
gend Zeit zur Entfaltung, die 
Trümmer des ancien r&gime bei- 
seiteschaffen werden. Bei den 
Präsidentschaftswahlen im De- 
zember letzten Jahres verhalf ihm 
dies zum Sieg über die Opposi- 
tion, doch bis zu den Wahlen zur 
Nationalversammlung Ende April 
hatte dieses Vorhaben an Glaub- 
würdigkeit verloren. Bei geringer 
Wahlbeteiligung verlor die Regie- 
rungspartei zum erstenmal in der 
Geschichte die absolute Mehrheit 
im Parlament. Die Oppositions- 
parteien der beiden Kims waren 
indes wieder einmal nicht in der 
Lage, daraus politisch Kapital zu 
schlagen. Stattdessen signalisie- 
ren sie dem Regime ein vorolympi- 
sche Stillhalten. 


as Konzept des strahlenden Sic- 
D gers der Präsidentschaftswahlen 

war diesmal, am 26. April 88, nicht 
wie gewünscht aufgegangen. Die Demo- 
kratische Gerechtigkeitspartei (DJP) mit 
Roh Tae Woo an der Spitze blieb zwar 
stärkste Partei im Parlament, verlor jedoch 
die absolute Mehrheit. Sie erhiclt lediglich 
125 der insgesamt 299 Sitze (FEERC vom 


Roh Tae Woo 


12.5.88). Bei einer Wahlbeteiligung von 
75% gewannen die Demokratische Frie- 
denspartei(PPD) von Kim Dae Jung 70Sit- 
ze und die Demokratische Wiedervereini- 
gungspartei (RDP) Kim Young Sams 59 
Sitze. Die zerstrittene Opposition der bei- 
den Kim konnte zwar mit mehr Sitzen ins 
neue Parlament einziehen, den eigentli- 
chen Erfolg mußte sie an einen weiteren 
Kim abtreten: Kim Jong Pil, Präsident- 
schaftskandidat der rechten Neuen Demo- 
kratischen Koreanischen Partei (NDKP). 
Kim Jong Pil, bis 1979 Ministerpräsident 
und Kronprinz des ermordeten Generals 
Park Chung Hee, könnte nun das Zünglein 


Partei | Direkte gewählte Sitze. 


DJP- 
PPD 
PRD 
NPDR 
Unabhäng. |. 


(2) € 
j - ment. 


Quelle: ls monde vom 29.4.88 


Ergebnisse zur Parlamentswahl vom 26.4.88 


11), 75’Sitze werden.nich direkt. gewählt, sondern nach einem Bonussystem unter den 
. ‚Partelan:vertellt.:Die' stärkste Partel.erhält obligatorisch mindestens 38 Sitze, die 
unter.den:arideren Parteien werden:dann die restlichen 37 Sitze verteilt. ' 


‚Die Zahlen in Klammern beziehen sich auf die Sitzverteilung Im- bisherigen Parla- 


an der Waage spielen. Dies würde jedoch 
auch gerne Kim Young Sam übernehmen, 
der bei der Parlamentseröffnung Roh Tae 
Woo seine Zusammenarbeit, vor allem im 
Bereich der Inneren Sicherheit, angeboten 
hat. Präsident Roh hat sich während des 
Wahlkampfes weiter von seinem Vorgän- 
ger Chun Doo Hwan abgesetzt und sich als 
moderater, demokratischer Herrscher prä- 
sentiert, ohne allerdings mehr demokrati- 
sche Freiheiten, wie Pressefreiheit, Aufhe- 
bungdes Verbots von Freien Gewerkschaf- 
ten etc., in die Tat umzusetzen. 

Alle drei Kims haben sich gesprächsbe- 
reitfürdas Aushandelneinergemeinsamen 
Oppositionsstrategie gezeigt, doch inwie- 
weit sie sich einigen können, bleibt abzu- 
warten und angesichts ihrer bisherigen 
Auseinandersetzungen mehr als fraglich. 

Präsident Roh Tae Woo verstand es, in- 
nenpolitisch brisante Vorgänge seit Herbst 
letzten Jahres mit taktischem Geschick für 
sich erfolgreich zu nutzen. 


Der Aufstieg Roh’s 
Biszum Herbst 1987 hattedasherrschende 
Militärregime sein Bekenntnis zur Demo- 
kratisierung und Liberalisierung bekräf- 
tigt, war die parlamentarische Opposition 
mitihren beiden Kimsinder Parteifür Wie- 
dervereinigung und Demokratie (RDP)ge- 
eint, und hatte sich die Bevölkerung in ei- 
nem Referendum mit überwältigender 
Mehrheit für die Direktwahl des Präsiden- 
ten ausgesprochen. 

Dann ereigneten sich zwei „brisante 
Vorfälle“, die das innenpolitische Klima 


‚Nomminlerte Sitze 


125 (160) 
70 (24) 
59 (55) 
35 (8) 

10(21) 


nachhaltig beeinflussen sollten. Ende No- 
vember stürzte eine aus dem Mittleren 
Osten kommende und nahezu ausnahms- 
los mit Gastarbeitern besetzte südkorean- 
ische Verkehrsmaschine über birmani- 
schem Staatsgebiet ab. In Seoul verdichtete 
sich eine dumpfe Vermutung in Windeseile 
zur bizarren „Tatsache“. Die Schuldigen 
wurden jenseits des 38. Breitengrades in 
Nordkoreas Hauptstadt Pjöngjang gesucht. 
Das spätere telegene und zeitgemäße „Ge- 
ständnis einer nordkoreanischen Spionin“, 
gemeinsam mit einem Komplizen den Ab- 
sturz des Flugzeugs durch einen an Bord 
geschmuggelten Sprengsatz verursacht zu 
haben, galt als ausgemachte Sache. In Se- 
ouls Straßen wurde lautstark zur staatlich 
sanktionierten Lynchjustiz aufgestachelt. 
Die Köpfe von Nordkoreas Führer Kim Il 
Sungund dessen designiertem Sohn-Nach- 
folger Kim Jong Il sollten „rollen“! Daß sie 
bzw. die Partei- und Staatsführung der De- 
mokratischen Volksrepublik Korea einen 
mit südkoreanischen Arbeitern besetzten 
Jet vom Himmel schießen, mochte einen 


WAIT! DNIDE AND CONQUER 779,5? 


„Sinn“ ergeben, wenn man das seit dem Ko- 
rea-Krieg (1950-53) beharrlich gepflegte 
(Zerr)Bild verinnerlicht hatte, wonach in 
Nordkorea das schlechthin „Diabolische 
des Kommunismus“ versteinert ist. Wer 
sich einmal der lohnenswerten Mühe un- 
terzieht, die Zeitungen jener Tage durchzu- 
blättern, wird rasch begreifen, daß der Ko- 
rea-Krieg nicht nur „unser“ innenpoliti- 
sches Klima (z.B. in der Debatte um die 
Wiederaufrüstung) nachhaltig beeinflußte, 
sondern der hiesige Antikommunismus 
den Löwenanteil seiner Munition gerade 
aus den Bombentrichtern entlang des 38. 
Breitengrades bezog. Dennoch: der Flug- 
zeugabsturz über Birma wurde vom Re- 
gime — gerade im Wahlkampf — in seinem 
Sinne instrumentalisiert. 
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Schließlich durchlebte die parlamentari- 
sche Opposition ihren eigenen „Absturz“ 
mit unübersehbar verstreuten ‚Wracktei- 
len“. Durch die wenige Wochen vor dem 
Termin zur Präsidentschaftswahl am 
16.12.87 gegründete Partei für Frieden und 
Demokratie (PPD) hatte sich Kim Dae 
Jung aus der Phalanx der bis dahin geeinten 
Opposition ausgeklinkt und sich neben 
Kim Young Sam als die politische Garantie 
für die Beendigung der Diktatur empfoh- 
len. Aus der Möglichkeit, den herrschen- 
den Militärs mit dem Stimmzettel den 
Laufpaß zu erteilen, war plötzlich die Kon- 
tinuität der Vergangenheit zur Gewißheit 
geworden. Mit 35,9 % der Stimmen gelang 
es Roh, sich vor seine Rivalen Kim Young 
Sam (27,5 %) und Kim Dae Jung (26,5 %) 
zu plazieren. 

An dieser Situation hat sich bis heute 
nichts geändert. 

Worin nun wurzelte dieses Desaster der 
Opposition? Welche Perspektiven erheben 
sich daraus für die politische Kultur des 
Landes? 


9, jr 


Bedrängte (parlamentarische) 
Opposition 

Mit seiner „Acht-Punkte-Erklärung“ und 
der danach in Aussicht gestellten Liberali- 
sierung brachte Roh die Opposition in 
Zugzwang, die nun ihrerseits politische 
Kontrapunkte gegenüber dem Regime set- 
zen mußte. Roh vermochte zudem einen 
Großteil der Bevölkerung davon zu über- 
zeugen, daß nur mitihmeingeordneter und 
schrittweiser Wandel zum Besseren mög- 
lich sei. Diese (zunächst verbale) Konzes- 
sion gewann angesichts der Zersplitterung 
in den Reihen der parlamentarischen Op- 
position an Durchschlagskraft und erhielt 
zusätzliche Nahrung durch deren dünne 
Programmatik. Die oppositionellen For- 


derungen wichen ja in grundlegenden Fra- 
gen (z.B. Wahrung der exportorientierten 
Entwicklungs- und Wachstumsstrategie 
und der engen Bande zuden USA) nicht im 
geringsten vom Credo des Regimes ab. Im 

Gegenteil: sie flankierten sie eher. Und in: 
der Frage der Freilassung aller politischen 

Gefangenen stand Absichtserklärung ge- 

gen Absichtserklärung, wobei hier sicher- 

lich die Opposition mit gutem Recht grö- 

Bere Glaubwürdigkeit für sich reklamieren 

konnte. Der dem „terroristischen Norden“ 

zugeschriebene Flugzeugabschußbescher- 

te Roh nach Aussagen gutunterrichteter 

(regimefreundlicher) Journalisten in Seoul 

zusätzlich ca. 1 Million Stimmen. 

So sehr Roh noch im Rampenlicht steht 
und politischen Rückenwind genießt, so 
sehr werden sich die Dauerhaftigkeit und 
dereigenständige AktionsradiusseinesRe- 
gimes erst zeigen müssen. Sein Hauptpro- 
blem liegt darin, als „Ein-Drit 
tel“-PräsidentgleichzeitigdenSchattensei- 
nes Vorgängers loszuwerden. Ob er letz- 
tendlich sowohl das Militär als auch die 


DJP-Maschinerie geschlossen hinter sich 
zu bringen und zu einen vermag, ist noch 
nicht eindeutigentschieden. Immerhin spe- 
kuliert Chun darauf, gewisse politische Fä- 
den hinter den Kulissen weiterzuspinnen. 
Als Vorsitzender der Beratungskommis- 
sion für staatspolitische Angelegenheiten 
und des Ilhae-Forschungsinstituts (einer 
Art Denkfabrik des Regimes) beabsichtigt 
er, Rohs „Geschäfte“ zumindest mittelbar 
zu beeinflussen. Der seit März schwelende 
KorruptionsskandalumChunsBruderund 
langjährigen Vorsitzenden der staatlich ge- 
lenkten Saemaul Undong (einer zu Beginn 
der 70er Jahre noch unter Park ins Leben 
gerufenen sog. „Dorferneuerungs-Bewe- 
gung“), Chun Kyung Hwan, wird sicherlich 
für Roh positiv zu Buche schlagen. 


Für Roh ist und bleibt sein größtes Di- 
lemma das Abtragen der Kwangju-Hypo- 
thek.? Zwar wurde in diesem Zusammen- 
hang eine Nationale Versöhnungskommis- 
sion geschaffen. Ihre Anhörungen aber ha- 
ben bislang zu wenig mehr als zu „Weißwa- 
schungen“beigetragen. Die (Teil)Amnestie 
für politische Gefangene (noch dauern Fol- 
terungen an und sind ca. 1.500 Oppositio- 
nelle, einige seit den frühen 70er Jahren (!), 
inhaftiert!) und das Herüberretten knapp 
eines Drittels der bereits in der Ära Chun 
Doo Hwan gedienten Minister— u.a. fürdie 
Ressorts Inneres, Auswärtiges, Finanzen 
und Sport —geschahen mitdem Argument, 
angesichts der Olympischen Spiele 
(17.9.—2.10.88) und Wirtschaftsprobleme 
könnedas „Risiko“ einer politischen Kehrt- 
wende nicht eingegangen werden. 

Das große wie hilflose Lamento der ent- 
zweiten (parlamentarischen) Opposition 
nach der Wahl, einzig massive Fälschungen 
und Betrügereien (gar mittels „vorfabri- 
zierter Computerprogramme“) hätten dem 
Regime zum „Sieg“ verholfen, verwechselte 
offensichtlich Wirkung und Ursache. Es 
wäre in der Tat erstaunlich gewesen, ver- 
zichtete ein militärisches Regime bei Wah- 
len auf eine (massive) „Einmischung“ zu 
seinen Gunsten. Daß es dies in relativ um- 
fangreichem Maße tun konnte, wurde erst 
durch die eigenverursachte Zersplitterung 
der Opposition ermöglicht. Man denke 
hier nur an den Marcos-Sturz vor zwei Jah- 
ren. Aufden Philippinen hatte esimmerhin 
eine im entscheidenden Moment im anti- 
diktatorischen Kampf geeinte parlamenta- 
rische, gemäßigte Opposition vermocht, 
sich trotz (oder gerade wegen?!) massiver 

Wahlschiebereien und unter den Argusau- 

gen der internationalen Medien politisch 
durchzusetzen. In Seoul aber konnte im 
Dezember 1987 mit Schiebereien auf- 
grundeineruneinigenOppositon Politik im 
alten Stil gemacht werden. 

Nicht Machtbesessenheit und exzessive 
Darstellungssucht der beiden („asiati- 
schen“) Kims lieferten den Schlüssel zum 
Verständnis dieses Fiaskos. Das ist in nicht 
allzu frappierendem Unterschied auch in 
diesem unserem Lande Usus. Entschei- 
dend dürften andere Gesichtspunkte gewe- 
sen sein: 


(1) Beide Kims sind angesichts der langen 
Herrschaft verschiedener Militärregimes 
als quasi-charismatische Führerpersön- 
lichkeiten zu werten, die in jeweils unter- 
schiedlichem Grade verfolgt wurden und 
persönliches Leid ertrugen. Das machte 
und macht sie anfällig für ein Verständnis 
von Opposition, welches Gefolgschaft und 
Korpsgeist statt (selbst)kritische Diskus- 
sion, Personenkult statt Programmatik und 
Elite- statt Massen-Bewußisein fördert. All 
das erhält zusätzliches Gewicht in einem 
Land, wo die über den (Neo)Konfuzianis- 
mus vermittelten traditionellen Tugenden 
des Sich-Fügens oder -Einordnens in stark 
hierarchisch gestufte soziale Verhältnisse 
fortwirken. 

(2) Klientelismusund — damitingewissem 
Maße einhergehender — Regionalismus 
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sind deshalb ausgeprägter als qualitative 
politische Unterschiede innerhalb wie zwi- 
schen zwei oder mehreren Klientelen. Dies 
‚erklärt u.a. auch, warum beispielsweise 
Kim Dae Jung als „Programm“ in seiner 
Heimat, der Provinz Süd-Cholla, nahezu 
alle Stimmen auf sich vereinigte. 

(3) Beide Kims dürften mit ihren „Allein- 
gängen“ die traditionelle Mißachtung des 
Militärs in der koreanischen Gesellschaft 
und sich selbst maßlos überschätzt haben. 
(4) Beide aber auch stütz(t)en sich auf un- 
terschiedliche soziale Kräfte. Hatte Kim 
Young Sam die eingefahrene bürgerlich- 
parlamentarische Parteimaschinerie und 
eine selbst im Bürgertum stark verankerte 
Gefolgschaft im Rücken, so konnte sich 
Kim Dae Jungeher noch des Rückhalts un- 
ter dem vielschichtigen Spektrum des au- 
Berparlamentarischen Widerstands verge- 
wissern. 


Quo Vadis? 

Heute geht es nicht um die Frage, ob die 
beiden Kims durch die weidlich strapazier- 
te Praxis der Kollaboration oder/und Kon- 
frontation dem Regime begegnen, sondern 
darum, wann und wie die gleichermaßen in 
der parlamentarischen Opposition und im 
außerparlamentarischen Widerstand als 
mittlerweile dringend notwendig erkannte 
Programmdiskussion geführt und dement- 
sprechend politisch gehandelt wird. In de- 
ren Verlauf dürfte sich die Spreu vom Wei- 
zen trennen, ungeahnte Allianzen könnten 
sich bilden. 

Im Augenblick praktiziert die Parlamen- 
tarische Opposition im Interesse „rei- 
bungsloser“ Olympischer Spiele einen 
zweifelhaften Burgfrieden; Fragen der de- 


mokratischen Umgestaltung der Gesell- 
schaft, derinneren Sicherheit und der mög- 
licherweise modifizierten mili- 
tärstrategischen Rolle der USA möchte sie 
erst ab Oktober wieder auf die Tagesord- 
nung setzen. 

Der außerparlamentarische Wider- 
stand, vorallemdie politischaktiveStuden- 
tenschaft, widersetzt sich einem solchen 
überparteilichen Konsens. Sie beharrt 
stattdessen auf ihre politischen Positionen 
und rückt mit der Wiedervereinigungs- 
Problematik ein Thema in den Vorder- 
grund der innenpolitischen Auseinander- 
setzungen, welches das Regime als Kampf- 
ansage und die bürgerliche Opposition als 
Lackmustest für ihre Glaubwürdigkeit, gar 
ihr Überleben begreifen muß. Gelänge an 
diesem Punkt wider Erwarten doch noch 
eine Einigung zwischen Widerstand und 
Opposition, so vergrößerten sich dieChan- 
cen, die nacholympische Ära ohne große 


Blessuren zu überstehen. 

Rainer Werning 
(Korea-Informationsstelle, Osnabrück) 
Anmerkungen: 

(1) The Economist” (London) vom 4. Juli: 


„Newsweek“ (New York) vom 13. Juli 1987; vgl. 
auch: „die blätter* Nr. 144 vom Sept. 1987. 

(2) „Süddeutsche Zeitung“ (München) vom 31.3./ 
1.4.88,5 


(3) Näheres i Hr Reine Werning (Hrsg.), „Südkorea — 
Politik und Geschichte im Land der Morgenstille”, 
Pahl-Rugenstein Verlag, Köln (Mai) 1988. 
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Themenschwerpunkt 


Editorial 


Eigentlich sollte das Thema unseres 
einhundertfünfzigsten (!) Heftes „De- 
pendenztheorien“ lauten. Eine Jubi- 
läumsausgabe, so dachten wir nämlich, 
sei die Gelegenheit einer Bilanz. 

Die unter dem Oberbegriff „Depen- 
denztheorien“ zusammengefaßten 
Ansätze, die für uns ebenso wie für an- 
dere Kritiker der Weltwirtschaftsord- 
nung seit unseren Anfängen erkennt- 
nisleitend waren, befinden sich in einer 
Krise. Einige Kritiker meinen sogar ihr 
unwiderbringliches Scheitern ausrufen 
zu können. Wir wollten in unserem 
Heft der Frage nachgehen, was an die- 
sen Unkenrufen dran ist. 

Doch die von uns angesetzte Vorbe- 
reitungszeit erwies sich als zu kurz. So 

‚wird es Herbst werden — Oktober ver- 
mutlich — bis unser Projekt steht. 
Aber ein ganz normales Exemplar ist 
auch das nun vorliegende Heft nicht ge- 
worden. 


Zusätzlich zu seinem Hauptteil über 
die intifada dokumentiert es einen 
Streit, der zwar nicht neu ist, der aber 
mehr und mehr zu einer Spaltung der 
Solidarität mit den Palästinensern zu 
führen droht. Er dreht sich um die Fra- 
ge, wiemanalsdeutscherLLinkersichzu 
Israel verhält. Dieser Streit wird inzwi- 
schen auch in unserer Redaktionsgrup- 
pe ausgetragen und hat schon zu eini- 
gen Zerwürfnissen geführt. Wir sehen 
keinen Grund, unseren Lesern dies zu 
verschweigen. Im Gegenteil: Die Do- 
kumentation dieses Streites soll nicht 
nur unseren Lesern etwas mehr Ein- 
blick verschaffen in unsere Redak- 
tionsarbeit. Auch uns soll sie etwas 
bringen. Wir erwarten etwas, was wir 
schon lange nicht mehr bekamen: 
Rückkopplung — eine wahre Flut von 
Leserbriefen... 


DerStreitin unserer Gruppehatsich 
an einem Flugblatt entzündet, welches 
die SB-nahe Freiburger „Initiative So- 
zialistisches Forum“ über der Freibur- 
ger Szene ausgeschüttet hat. Es schlug 
bei den meisten Gruppen wie ein Don- 
nerwetter ein. Die ISF nämlich vertritt 
die provokative These, hinter dem An- 
tizionismus der meisten Palästinagrup- 
pen verberge sich ein neuer Antisemi- 
tismus. Ob mit dieser Holzhammerme- 


thode bei den anvisierten Antizioni- 
sten das Nachdenken gefördert wird, 
möchten wir offenlassen. Die meisten 
Gruppen jedenfalls haben mit Abwehr 
reagiert, einige sogar mit der Weige- 
rung, sich zu äußern. 

Bei uns jedenfalls wurde weiterdis- 
kutiert. Inzwischen gab es auch einen 
Text der ISF, der die im Flugblatt nur 
eben mal provokativ dahingeknallten 
Behauptungen zu belegen versucht 
und sich ansonsten mit Hilfe von Zita- 
ten um den Nachweis bemüht, daß vie- 
le Linke zu einer völlig unreflektierten 
Verwendung von Begriffen neigen. 

Einige von uns lasen diesen Text vor 
allem als eine Kritik an der sich unter 
Linken breitmachenden Geschichtslo- 
sigkeit. 

Andere sahen in ihm ein übles 
Machwerk, dem es um nichts anderes 
gehtalsdarum, den Spaltpilz in die Lin- 
ke hineinzupflanzen. Sie waren folglich 
dagegen, das Papier ohne Gegendar- 
stellung abzudrucken. 

Wir einigten uns schließlich auf fol- 


gendes Vorgehen: Die von der ISF hef- 


Editorial 


tig angegriffene Nahostgruppe sollte 
ebenso wie Leute aus unserer eigenen 
Gruppe Raum zur Darstellung der ei- 
genen Position und Gelegenheit zur 
Kritik erhalten. 

Zwei Stellungnahmen aus dem 
Kreis unserer Redaktion sind bisher 
erschienen, im nächsten Heft werden 
weitere folgen. Insbesondere das Pa- 
pier der Nahostgruppe, das uns leider 
erst kurz vor Redaktionsschluß er- 
reichte, wollen wir nicht unwiderspro- 
chen stehen lassen. 

Ansonsten bleibt nur zu wiederho- 
len, daß wir für jede Reaktion aus dem 
Kreis unserer Leser dankbar sind — 
seien es Leserbriefe oder Artikel. Bei 
Artikeln bitten wir aus Platz- und Pla- 
nungsgründen allerdings um kurze 
Rücksprache. 


Die weitaus meisten Seiten des Hef- 
tes nimmt der Themenschwerpunkt 
über die intifada ein. Gleich drei Arti- 
kel stammen von Marianne Stern, die 
erst kürzlich von einer mehrwöchigen 
Reise nach Palästina zurückgekehrt ist. 
Ihre Analyse des Aufstandes und ihr 


Artikel zur Bedeutung des islamischen 
Fundamentalismus in Palästina wer- 
den ergänzt durch einen politischen 
Reisebericht, der Schlaglichter auf den 
Alltag unter der Besatzung wirft; der 
die Situation der israelischen Palästi- 
nenser veranschaulicht; und der 
schließlich versucht, die derzeitige 
Stimmung in Israel einzufangen. 


Welche Reaktionen die intifada bei 
denFriedenskräftenin Israel hervorge- 
rufen hat, zeigt der Artikel von Chri- 
stian Sterzing. Im Zentrum seiner Ana- 
lyse steht die der Arbeiterpartei nahe- 
stehende „Peace Now“ Bewegung, die 
während der israelischen Libanonin- 
vasion erstmals größere Aufmerksam- 
keit auf sich lenkte. Hat sie sich in we- 
sentlichen Punkten von der Program- 
matik der Arbeiterpartei gelöst? Geht 
esihr sowie den anderen Friedenskräf- 
ten überhaupt um eine Solidarität mit 
den Aufständischen oder wollen sie 
lediglich Israel vor einem endgültigen 
Verlust des ohnehin schon angeschla- 
genen demokratischen Images bewah- 
ren? Dies sind die Leitfragen von Ster- 
zings Artikel. 


Ein fünfter Artikel — er stammt von 
Kamran Ekbal — hat nicht direkt mit 
der intifada zu tun. Er handelt von ei- 
nem Thema, das sonst ziemlich auf der 
Schattenseite der Aufmerksamkeit 
steht: Der langfristigen außenpoliti- 
schen Strategie IsraelsgegenüberLiba- 
non, Jordanien, Syrien, usw. Die De- 
stabilisierung der arabischen Aufspal- 
änder und ihre schließliche Aufspal- 
tung entlang ethnischer und konfessio- 
neller Grenzen sind die Ziele dieser 
Politik. 

Ekbals Artikel ist von Interesse für 
die Diskussion um Friedensperspekti- 
ven: Solange Israel bisherigen außen- 
politischen Prinzipien nicht eine völli- 
ge Absage erteilt, ist an einen Frieden 
im Nahen Osten nicht zu denken. 


Ein Interview mit Leila Khaled 
schließlich gibt Aufschluß über die Po- 
sition der inzwischen wieder mit der 
PLO vereinigten PFLP. 


Editorial 
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Is Anfang Dezember dic monatel- 

angen Proteste vom Gaza-Streifen 

auch auf die Westbank übergriffen, 
schien alle Welt von der spontanen Erhe- 
bung überrascht: selbst viele Palästinenser 
und die PLO. Noch erstaunlicher waren 
Form und Fortdauer des Aufstandes, des- 
sen Ende auch heute nicht in Sicht ist. Die 
Weltöffentlichkeit wurde endlich auf die 
brisante Lage in den besetzten Gebieten 
aufmerksam, deren Ursachen bis dahin so 
gern übersehen worden waren: unmensch- 
liche Bedingungen in den palästinensi- 
schen Flüchtlingslagern, soziales Elend 
und wirtschaftliche Not, die Verweigerung 
politischer Grundrechte und nationaler 
Selbstbestimmung durch die Besatzungs- 
macht. 

Neue Widerstandsformen, an denen 
sich das ganze Volk beteiligen kann; eine 
Vielzahl von Organisationen, die in Dör- 
fern, Flüchtlingslagern und Städten ver- 
wurzelt sind, bilden die Basis dieses fried- 
vollen, disziplinierten und doch so mili- 
tanten Aufstandes um Menschenwürde 
und nationale Selbstbestimmung — gegen 
eine Besatzerpolitik, deren Repressionen 
und Erniedrigungen in den letzten Jahren 
angewachsen sind. 

Schnelle Erfolge — oder gar ein palästi- 
nensischer Staat an der Seite Israels — sind 
allerdings in absehbarer Zeit nicht zu er- 
warten. Der Aufstand aber hat die These 
von der Unumkehrbarkeit der Verhältnisse 
in den besetzten Gebieten (Meron Benve- 
nisti) in Frage gestellt; das deutliche „Nein“ 
der Palästinenser zur Okkupation wird — 
so ist zu hoffen — die israelische Gesell- 
schaft zum Umdenken zwingen. 


i Der Aufstand 


Noch vor knapp einem Jahr — im Som- 
mer 1987 — schien die Lage in den besetz- 
ten Gebieten nahezu hoffnungslos. Die Re- 
pressionen der israelischen Mili- 
tärverwaltung — „Sicherheitsmaßnahmen“ 
im Sprachgebrauch der Okkupanten — ge- 
gen die palästinensische Bevölkerung nah- 
men zu; Verhaftungen — oft ohne Anklage 
— Ausweisungen, Kollektivstrafen, tagtäg- 
liche Schikanen, Schließen von Universitä- 
ten, Institutionen und Selbsthilfeeinrich- 
tungen häuften sich. Meron Benvenisti, der 
die israelische Politik in den besetzten Ge- 
bieten gründlich untersucht hat und vor 
Jahren feststellte, die nach dem Krieg 1967 
geprägte Formel, „Land gegen Frieden“ sci 
von den geschaffenen Tatsachen überholt 
und nicht mehr realisierbar, kommentierte: 
jede Repressionswelle in den besetzten Ge- 
bieten sei schlimmer als die vorhergehen- 
de; diese Eskalation aber liege inder Besat- 
zung selbst begründet, für die nächste Zeit 
müsse gar Schlimmeres erwartet werden. 

Auch die Palästinenser seien überzeugt, 
schrieb damals ein anderer Beobachter, 
daß die Repressionen in den kommenden 
Monaten anwachsen würden, bis zu einem 
gewissen Punkt allerdings nur, an dem die 
Lage nicht unerträglicher werden könne. 
Diese pessimistische Einschätzungaber sei 
gleichzeitig die Grundlage eines scheinbar 
paradoxen Optimismus in der palästinensi- 
schen Bevölkerung, doch irgendwann ein- 
mal Gerechtigkeit zu erfahren. 

Tatsächlich schien bis heute die isracli- 
sche Besatzerpolitik in den besetzten Ge- 
bieten unumkehrbar geworden zu sein: die 
geschaffenen Fakten — Landraub und 
Siedlungspolitik —, der politische Wille, 


das Land endgültig zu annektieren; die mi- 
litärische Macht, diese Pläne gewaltsam 
durchsetzen zu können, die vielfältige Un- 
terstützung der israelischen Politik durch 
die USA. In dieser nahezu ausweglosen Si- 
tuation, nach den vielen Niederlagen der 
palästinensischen Nationalbewegung hat 
gerade dieser „paradoxe* Optimismus der 
Palästinenser — allen düsteren Prognosen 
zum Trotz — dazu beigetragen, die Voraus- 
setzungen für den Volksaufstand in Palä- 
stina zu schaffen: im Lande selbst Formen 
des Widerstandes zu entwickeln, denen die 
militärisch überlegene Besatzungsmacht 
auf Dauer nicht gewachsen sein wird. 


Die Entwicklung des 
palästinensischen Nationalismus 
unter israelischer Besatzung 


Nach 1967 wuchs das palästinensiche Na- 
tionalgefühl in den besetzen Gebieten nur 
langsam. Erst Mitteder 70er Jahre wardort 
eine nationale Führungsschicht entstan- 
den, die sich vom jordanischen Regime ge- 
löst hatte, einen unabhängigen nationalen 
Staat in der Westbank und im Gaza-Strei- 
fen forderte und fortan engmit der PLO zu- 
sammenarbeitete. Verschiedene Ereignis- 
sebegünstigten diese Entwicklung: die Nie- 
derlage des arabischen Nationalismus 
1967, die fortdauernde israelische Besat- 
zung, Israels Siedlungspolitik in der West- 
bank und im Gaza-Streifen, deren wirt- 
schaftliche Ausbeutung, die politische Re- 
pression, schließlich die Vernichtung der 
palästinensischen Fedayin im jordanischen 
Bürgerkrieg 1970/71 und das Scheitern 
der Volkskriegsstategie. 


Auch die Politik der PLO hatte sich ver- 
ändert: 1974 war die Ministaat-Forderung 
indas PLO-Programm aufgenommen wor- 
den. Offiziell gilt diese Forderung noch 
heute als Zwischenschritt auf dem Wege 
zur endgültigen Befreiung Palästinas, sie 
löste aber faktisch die wenig Erfolg ver- 
sprechenden maximalistischen Ziele der 
palästinensischen Nationalcharta ab. In- 
nerhalb der PLO, vor allem von der PFLP 
(Habasch), gab es heftigen Widerstand ge- 
gen diese neue Politik, unterstützt auch von 
einigen arabischen Staaten. 

Von der neuen nationalen Führung in 
den besetzten Gebieten hingegen wurde 
die veränderte PLO-Strategie begrüßt. 
Diese Kräfte arbeiteten eng nun mit der 
PLO zusammen, inzwischen unbestrittene 
Repräsentantin des palästinensischen Vol- 
kes, Die projordanische Notablen aber hat- 
ten ihren politischen Einfluß verloren. 

Selbst die arabischen Staaten erklärten 
1974 auf dem Gipfeltreffen in Rabat die 
PLO zur alleinigen Vertreterin des palästi- 
nensischen Volkes. Doch diese Anerken- 
nung blieb ein verbales Zugeständnis, das 
den propalästinensischen Stimmungen in 
der arabischen Welt Rechnung trug: einen 
palästinensischen Staat an der Seite Israels 
befürworteten diese Regime nicht. _ 

Nach dem Oktoberkrieg 1973 wollte die 
PLO-Führungandenpolitischen Verhand- 
lungen im Nahen Osten teilnehmen, die 
zwischen Ägypten, Syrien und Israel be- 
gannen. Nicht nur Israel wußte das zu ver- 
hindern, auch die arabischen Staaten such- 
ten die PLO auszugrenzen: das Eingreifen 
Syriens in den libanesischen Bürgerkrieg 
"76 schwächte die PLO; der Separatfrieden 
Ägyptens mit Israel ’77 bis ’79 schloß die 
Befreiungsorganisation von der Verhand- 
lungslösung aus. 


Repression und Annexion 

In Israel war der rechte Likud-Block unter 
Menachem Begin 1977 an die Macht ge- 
kommen, Unerwartet schloß diese Regie- 


rung einen Friedensvertrag mit Ägypten 
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ner politischen Infrastrukturbegonnen, die 
und gab diesem Land die Sinai-Halb-Insel 
zurück. Territoriale Zugeständnisse an die 
Palästinenser waren freilich nicht geplant. 
Der israelische Ministerpräsident Begin 
hatte zwar inden Camp David-Abkommen 
einer Autonomieregelung für die Palästi- 
nenser in den besetzten Gebieten zuge- 
stimmt — nach einer Übergangsperiode 
von fünf Jahren gar neuen Verhandlungen 
über deren Zukunft in Aussicht gestellt. 
Die praktische Politik aber verfolgte ande- 
re Ziele: In den besetzten Gebieten be- 
schlagnahmte die Regierung immer mehr 
Land, in dicht besiedelten palästinensi- 
schen Regionen gründeten Israelis provo- 
kativ neue Siedlungen, 

Die nationalen Bestrebungen des palä- 
stinensischen Volkes wurden von nun an 
bekämpft. In den Kommunalwahlen 1976 
waren Anhänger der PLO erfolgreich ge- 
wesen. Gewerkschaften, Berufsverände, 
Gemeinderäte und Universitäten waren 


entstanden und hatten mit dem Aufbau ei- 
ein Überleben unter den schwierigen Be- 
dingungen der Besatzung sichern sollte. 
Die Organisation lagsseit 1978 beim Natio- 
nalen Führungskomitee, das diese Kräfte 
repräsentierte. Die Antwort der Mili- 
tärregierung ließ nicht lange auf sich war- 
ten: Sie wies zwei palästinensische Bürger- 
meister aus; dreiandere wurden Opfer von 
Terrorakten israelischer Siedler. 1981 
schließlich wurde Menachem Milson zum 
Zivilgouverneur der Westbank ernannt. 
Milson wünschte eine Politik der „positi- 
ven“ Einmischung. Israel solle die Nationa- 
listen bestrafen, so forderte er, müsse aber 
diejenigen Palästinenser unterstützen, die 
„positiv“ dächten und bereit seien, mit der 
Besatzung zusammenzusarbeiten. Die 
Vorstellungen des Zivilgouverneurs frei- 
lich konnte nur das Militär durchsetzen: 
Der UnterdrückungsapparatliefaufHoch- 
touren; Verhaftungen, häufig ohne Ankla- 
ge, Ausweisungen und Haussprengungen 
waren an der Tagesordnung; bewaffnete 
Milizen von Kollaborateuren, als Dorfligen 


bekannt, entstanden. Neue Ländereien 
wurden beschlagnahmt unddie Siedlungen 
durch Infrastukturmaßnahmen mit Israel 
verbunden. 1982 schließlich wurden die 
gewählten palästinensichen Bürgermeister 
abgesetzt, das Nationale Führungskomitee 
verboten. Nicht einmal einen Monat später 
marschierte die israelische Armee in den 
Libanon ein: Man wollte die politischen 
und militärischen Basen der PLO gründ- 
lich zerstören. 


Dunkle Jahre 

Der Abzug der PLO-Kämpfer aus Beirut 
im Sommer 1982 und deren anschließende 
Zerstreuung in arabische Länder schien 
das Schicksal des palästinensischen Wider- 
standes besiegelt zu haben. Die Befreiungs- 
organisation hatte in einem letzten arabi- 
schen Land ihre Stützpunkte verloren, ihre 
soziale und militärische Infrastruktur ein- 
gebüßt. Gewiß, während der Belagerung 
Beirutsdurchdieisraelische Armee war die 
Weltöffentlichkeit aufdie unerträglicheLa- 
ge der Palästinenser aufmerksam gewor- 
den; die israelische Expansionspolitik wur- 
dedeutlich kritisiert. Inunmittelbare politi- 
sche Erfolge aber konnte die PLO diese 
Niederlage nicht umwandeln. Im Gegen- 
teil: nach der israelischen Invasion setzten 
auch die arabischen Staaten alles daran, 
den politischen Führungsanspruch der 
PLO im nationalen Befreiungskampf zu 
unterminieren. Syrien nutzte Differenzen 
innerhalb der PLO aus, die Befreiungsor- 
ganisation zu spalten; bewaffnete Ausein- 
andersetzungen zwischen den prosyri- 
schen Organisationen und Arafat-treuen 
Strömungen im Libanon besiegelten 1983 
den Bruch in der PLO; der syrische Präsi- 
dent Assad verwies PLO-Chef Araft und 
seinen Stellvertreter Abu Jihad (vor weni- 
gen Monatenimisraelischen Geheimdienst 
ermordet) des Landes. König Hussein hin- 
gegen suchte im jordanisch-palästinensi- 
schen Abkommen von Amman (Februar 
1985) der PLO den Alleinvertretungsan- 
spruch des palästinensischen Volkes wie- . 


derabzunehmen und Arafat zuimmer neu- 
en Kompromissen zu drängen. Ein Jahr 
später fühlte sich der jordanische König so 
stark genug, das Abkommen aufzukündi- 
gen — „auszusetzen“, wie Hussein sagte — 
umohnedie PLO seine Kooperation mit Is- 
rael fortzusetzen. 

Die Palästinenser in den besetzten Ge- 
bieten hatten von außen nichts mehr zu er- 
warten: Die bisherige Politik der PLO war 
in eine Sackgasse geraten. Die arabischen 
Staaten hatten sich zwar noch 1982 in Fes 
für einen palästinensischen Staat (in den 
besetzten Gebieten mit Jerusalem als 
Hauptstadt) ausgesprochen, verwirklichen 
aber wollten sie diesen Staat nicht. 


Neue Wege 


Für Illusionen war nun kein Raum mehr, 
Befreiung von außen nicht länger zu erwar- 
ten. In dieser verzweifelten Situation wuch- 
sen die fundamentalistischen islamischen 
. Bewegungen an (Vgl. Artikel in diesem 
Heft) und gewannen an Einfluß. Um aber 
unter der Besatzung überhaupt leben zu 
können und der israelischen Politik langfri- 
stig zu widerstehen, besannen sich die na- 
tionalen palästinensischen Kräfte auf Wi- 
derstandsformen, die die Besatzungsmacht 
dort trafen, wo sie am schwächsten war: die 
Palästinenser begannen, ihre Rechte auch 
unter der israelischen Besatzung einzukla- 
gen, freilich ohne aus den Augen zu verlie- 


= schen Volkes EVENT. 
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ren, daß eine Verwirklichung der Men- 
schenrechte erst nach einem Ende der Be- 
satzung möglich sein würde. 

Auf allen Ebenen entstanden neue Or- 
ganisationen, die immer neue Bevölke- 
rungsschichten einbezogen und politisier- 
ten. Institutionen wie „al-Haq“ („Lawinthe 
Service of Man“, 1979), die „Arab Studies 
Society‘ (1980), deren Unterabteilung 
„Palestine Human Rights Information 
Center“ (1985) wurden gegründet; kleine 
Aktivistengruppen und Untersuchungsko- 
mitees bildeten sich zu speziellen Fragen 
(„Family Reunion Comittee“, „Comittee to 
Confront the Iron Fist*, Gefangenenkomi- 
tees), Universitäten und die Palästinensi- 
sche Presse nahmen Informationsarbeit 
auf; Gewerkschaften, Frauengruppen und 
Basisorganisationen entwickelten sich in 
verschiedenen Lebensbereichen. Der poli- 
tische Stillstand in der Palästina-Frage 
nach 1982 gab diesem „Kampf um Rechte“ 
Auftrieb — gleich ob es sich um das Recht 
auf Erziehung, Organisationsfreiheit, Re- 
de- und Pressefreiheit oder um das Selbst- 
bestimmungsrecht handelte. Auf diese 
Weise wurde jeder noch so geringe Spiel- 
raum genutzt, den die Besatzung ließ. 

„Kampf um Rechte“ hieß aber nicht, die 
nationalen Forderungen aufzugeben. Die 
vielen Initiativengingen nämlichdavonaus, 
daß unter der Besatzung demokratische 
Rechte und Menschenwürde letztlich nicht 
einklagbar sind. Sie forderten folglich im- 


plizit nationale Rechte. Dasallerdingsohne 
Illusion: Anerkennung des Selbstbestim- 
mungsrechtes oder gar die Gründungeines 
eigenen Staates in naher Zukunft wurden 
nicht erwartet. Diese Politik stand so in ei- 
nem gewissen Spannungsverhältniszurbis- 
herigen Strategie der PLO, die nationale 
Rechte oder die Befreiung ganz Palästinas 
mit Hilfe der internationalen Diplomatie 
oder des bewaffneten Kampfes durchset- 
zen wollte. 

Der „Kampf um Rechte“ reduzierte nur 
scheinbar die Forderungen des palästinen- 
sischen Volkes und der PLO — letztlich 
barg er eine ungeheuere Sprengkraft in 
sich: er richtete sich gegen die Dynamik der 
langdauernden Besetzung und traf die Ok- 
kupationspolitik im Kern. Er ermöglichte 
die Beteiligung und Organisierung aller 
Menschen auf unterschiedlichen Ebenen 
und schaffte, wie sich später erweisen soll- 
te, wichtige Grundlagen für den Aufstand. 
Die Antwort der Besatzungsmacht auf die 
neuen Widerstandsformen ließ nicht lange 
auf sich warten. 


Politik der „Eisernen Faust“ 
Ein knappes Jahr war die Regierung der 
Nationalen Einheit unter dem sozialdemo- 
kratischen Ministerpräsidenten Peres im 
Amt, da verschärfte ausgerechnet ein Mini- 
ster der Arbeiterpartei die Besatzungspoli- 
tik in den besetzten Gebieten. Während 
Parteigenosse Shimon Peres auf diplomati- 
scher Ebene für die jordanische Option 
und eine internationale Konferenz zu wer- 
ben begann, führte Verteidigungsminister 
Rabin am 4.8.85 die Politik der „Eisernen 
Faust“ (Rabin über Rabin) inder Westbank 
und im Gaza-Streifen ein. Die wichtigsten 
Maßnahmen der verschärften Politik wa- 
ren: Die Wiedereinführung der Admini- 
strativhaft (Gefangennahme ohne Anklage 
und Gerichtsverfahren, meist für einen 
Zeitraum von sechs Monaten, beliebig oft 
verlängerbar, innerhalb von zehn Monaten 
wurden 241 Menschen auf diese Weise in 
das Gefängnis gebracht); Ausweisungen 
politisch mißliebiger Aktivisten (in den fol- 
genden anderthalb Jahren wurden etwa 40 
Menschen des Landes verwiesen); Verhän- 
gen von Stadt- oder Hausartesten; Spren- 
gung oder Zumauern von Häusern (102 in 
den Jahren 85/86); Schließen von Institu- 
tionen, Gewerkschaftsbüros und Universi- 
täten für Wochen oder Monate (im akade- 
mischen Jahr 86/87 wurden gegen fünf 
Universitäten insgesamt 15 Schließungen 
verhängt). Wie üblich wurde die härtere 
Gangart mit „Sicherheitsbelangen“ be- 
gründet, die Maßnahmen richteten sich in- 
des vor allem gegen politische Aktivisten. 
Anlaß für die Politik der „eisernen 
Fraust“ war die Ermordung zweier israeli- 
scher Lehrer bei Atula — ein krimineller 
Akt ohne politischen Hintergrund. In der 
langen Geschichte derisraelischen Aggres- 
sionspolitik hat es an solchen Begründun- 
gen nie gemangelt, die wahren Ziele des 
harten Vorgehens wurden bald offensicht- 
lich: Die Okkupationsmacht suchte so auf 
neue Formen des Widerstandes zu reagie- 


ren, eine nationale palästinensische Politik 
im Keim zu ersticken oder zumindest zu 
entmutigen. Sicher versprach sich die israe- 
lische Regierung auch eine Stärkung der 
pro-haschemitischen Kräfte und seine Be- 
lebung der wenig erfolgreichen jordani- 
schen Option. Sicher wollte sich die Arbei- 
terparteiauchbeidentraditionellenLikud- 
Wählern und der Siedlerbewegung profi- 
lieren. Doch selbst die Konkurrenz zum 
Koalitionspartner spielt eine untergeord- 
nete Rolle, denn auch die Arbeiterpartei 
denktnicht daran, territorialeKompromis- 
se zu machen — auch wenn sie manchmal 
davon spricht. Nationale Rechte der Palä- 
stinenser existieren für die Labour-Partei 
nicht, und deshalb ist für sie die PLO eben- 
falls kein Verhandlungspartner. 


Die Dynamik der Besatzung 


Die Politik der „Eisernen Faust“ beschleu- 
nigte innerhalb von zwei Jahren eine Ent- 
wicklung, die sie eigentlich seit Beginn der 
Besatzung zu verhindern suchte. Die politi- 
sche Entschlossenheit der Bevölkerung 
wuchs, sich nicht mit den herrschenden 
Verhältnissen abzufinden, und überlagerte 
das Gefühl, etwas zu verlieren zu haben. 
Die Unruhen und Solidaritätsaktionen im 
Winter '86 und Frühjahr ’87 zeigten die 


neue Qualität des Widerstandes: getragen 
von einer radikalisierten Jugend und be- 
sonders im Gaza-Streifen, auch von den 
fundamentalistischen Kräften, bezogen die 
Protestenun auchandere Schichten der Be- 
völkerung mit ein und blieben nicht mehr 
örtlich begrenzt. 

Anfang Dezember’86 hatten israelische 
Soldaten einen Kontrollpunkt am Tor der 
Bir Zeit-Universität errichtet, die für ihre 
Aktivitäten gegen die Besatzungsmacht be- 
rühmt ist. Eindurchaus „gewöhnliches“ Er- 
eignis. Gegen den Sitzstreik der Studenten 
und Lehrer setzten die Soldaten Tränengas 
ein, ein Mitglied des Lehrkörpers wurde 
verhaftet. Eine Stunde später protestierten 
die Studenten auf dem Universitätsgelän- 
de,Soldaten schossen, zweiStudenten wur- 
den getötet, zehn andere verletzt. 

Die Proteste dehnten sich aus, palästi- 
nensiche Geschäftsleute streiktendrei Tage 
lang, internationale Medien wurden auf- 
merksam, israelische Friedensgruppen 
reagierten. Eine Welle von Demonstratio- 
nen und Protesten folgte im Frühjahr 1987. 

Anlässe gab es genug: Angriffe auf Palä- 
stinenser in der Altstadt von Jerusalem 
(Dezember-Januar), die Belagerung der 
Palästinenserlager im Libanon durch die 
Schiitenmiliz Amal (Februar-März) und 
der Hungerstreik der palästinensischen 
Gefangenen (25. März bis Mitte April). 
Dieser Streik wurde von Gefangenen aller 
politischen Richtungen gemeinsam durch- 
geführt. Er spielte die neue Einheit der 
PLO wieder, die auf dem Palästinensischen 
Nationalrat in Algier im gleichen Moment 
erreicht worden war. Die Palästinenser in 
den besetzten Gebieten begrüßten diese 
Entwicklung; sie wurde Voraussetzung für 
die Bildung der Vereinigten Führung des 
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Aufstandes im Dezember 1988, inder heu- 
te alle politischen Strömungen der Palästi- 
nenser repräsentiert sind. 

Auch die Besatzungsmacht registrierte 
die neue Qualität des Widerstandes. Die is- 
raelische Armee kämpfe nicht mehr haupt- 
sächlich gegen den Terrorismus, sondern 
gegen einheimische Ideologien und Ideen, 
schrieb der israelische Militärbericht- 
erstatter Hirsh Goodman inder „Jerusalem 
Post“ vom 20.2.87. Der Feind habe sich ge- 
wandelt. Aus guttrainierten Eindringlingen 
und Saboteuren, die israelische Soldaten 
gut bekämpfen könnten, seien Studenten 
und Schüler geworden; aus Bomben und 
Granaten, Steine, Plakate und Parolen. 
Goodman sollte mit seiner Analyse Recht 
behalten. 

Die Israelis reagierten hart. Einem stür- 
mischen Frühling folgte ein ruhiger Som- 
mer; der 20. Jahrestag der Besatzung ver- 
strich ohne nennenswerte Protestaktionen. 

Im Herst 87 aber war der Aufstand da. 
Unter den unwürdigen Verhältnissen der 
Besatzung herangewachsen, ohne Zukunft 
und voller Zorn gegen die Unterdrücker, 
nahmen Kinder und Jugendliche den 
Kampf auf: mit Steinen gegen eine hochge- 
rüstete Armee — furchtlos. Die Kinder der 
Steine aber blieben nicht isoliert, die ge- 
samte palästinensische Gesellschaft stand 
hinter ihnen. „Unsere Generation hat ver- 
sagt", wurde eine Frau zitiert, „Es sind die 
Kinder, die uns zeigen, wie man kämpfen 
muß.“ j 

Die Flüchtlingslager im Gaza-Streifen 
waren dieersten Zentrender Au seinander- 
setzung. Anita Vitullo berichtet darüber: 
„An manchen Tagen ginges heiß’ zuin Ga- 
za. Der Himmel war schwarz vom Rauch 
brennender Reifen und Tränengasschwa- 
den zogen in alle Richtungen. Erfahrene 
Beobachter verglichen häufig die Straßen- 
kämpfe in Gaza, die Luft der Anarchie 
dort, mit Beirut — Schauspiele, die Leute 

aus der Westbank nur in den Fernsehnach- 
richten verfolgen konnten. Die Szenen die- 
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seseinseitigen Kriegesim sandigen Streifen 
und, für einen kurzen Augenblick nur, des 
Sieges über verhaßte Besatzer, ließ viele 
Beobachter atemlos fragen: Sind sie in Ga- 
za gewesen?” In den ersten sechs Wochen 
wurden 27 Palästinenser im Gaza-Streifen 
getötet, aus jedem Flüchtlingslager und aus 
jeder Stadt. „Wir haben nur darauf gewar- 
tet, einen solchen Aufstand zu machen“, er- 
klärten Jugendliche im Gaza-Streifen. „Je- 
der hier hat in seinem Herzen eine Demon- 
stration.“ 

Bemerkenswert sind Dauer und Konti- 
nuität des Aufstandes, deren Ursache in 
den neuen Widerstandsformen, aber auch 
in derumfassenden und klaren Zielsetzung 
liegt: Ende der Besatzung, internationale 
Nahostkonferenz, nationale Selbstbestim- 
mungundeinpalästinensischerStaatinden 
besetzten Gebieten unter Führung der 
PLO. 

Und noch etwas ist auffällig. Die Flexibi- 
lität derer, die nach dem spontanen Beginn 
des Aufstandes diesen zu organisieren und 
leiten begonnen haben. Hinter solcher An- 
passungsfähigkeit verbirgt sich lange politi- 
sche Erfahrung. Das alles ermöglicht, den 
Aufstand dezentralundtrotzdemgeschlos- 
sen zu führen. Trotz Repressionen, trotz 
der Verhaftungswelle — 11.000 Menschen 
sind laut offiziellen israelischen Angabenin 
Gefangenenlagern, davon 1.170 ohne An- 
klage — geht der Aufstand weiter. 
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Der islamische Fundamentalismus 


Eine politische Kraft in Palästina? 


7. u Beginn des palästinensischen 
Volksaufstandes machten erstmals 
seit 20 Jahren palästinensische Isla- 
misten von sich reden, Anhänger funda- 
mentalistischer moslemischer Ideen und 
Gruppen. Waren sie es, die entscheidend 
zur Militanz der Proteste beigetragen ha- 
ben, wie zu Beginn des Aufstandes gern be- 
hauptet wurde? Oder aber wurde ihr Ein- 
fluß von interessierter Seite übertrieben, 
um die führende Rolle der PLO im palästi- 
nensischen Befreiungskampf zu untermi- 
nieren? 

Unstrittig ist, daß die Reislamisierung, 
die Rückbesinnung auf moslemische Tra- 
ditionen und Werte, auch die Palästinenser 
erfaßt hat. Diese Entwicklung begann in 
der Westbank und im Gaza-Streifen später 
als in anderen islamischen Ländern und 
wurde zunächst nur im täglichen Leben 
sichtbar: Mehr Gläubige besuchten die 
Freitagsgebete, junge Männer ließen sich 
einen Bart wachsen und Frauen kleideten 
sich islamischer Tradition gemäß. Mit dem 
Sieg der islamischen Revolution Ende der 
siebziger Jahre traten auch in den besetzten 
Gebieten moslemisch-fundamentalisti- 
sche Gruppen in Erscheinung, für die der 
fanatisierte Islam politische Ideologie wur- 
de. Besonders unter der Jugend und in den 
Universitäten gewann diese Bewegung 
rasch Einfluß. 

Eine solche Entwicklung schien in Palä- 
stina bis dahin undenkbar und wurde des- 
halb zunächst ignoriert. Denn nahezu das 
gesamte palästinensische Volk erkennt bis 
heute die PLO als seine einzig legitime Ver- 
treterin an, eine säkulare, demokratisch 
strukturierte Organisation, die nationale 
Ziele verfolgt und in der Vergangenheit Re- 
ligion und Politik trennte. 

Der Islam indes war in der palästinensi- 
schen Gesellschaft immer verwurzelt ge- 
blieben;auchinder PLO gabesneben palä- 
stinensischen Nationalisten, Panarabisten 
und Marxisten, Anhänger islamischer 
Strömungen, vor allem in der größten und 
einflüßreichsten Einzelorganisation, der 
Fatah, deren Gründungsmitglieder selbst 
Moslembrüder gewesen waren oder dieser 
fundamentalistischen Organisation nahe- 
gestanden hatten. 

Nach dem Juni-Krieg 1967 warder palä- 
stinensische Nationalismus zum entschei- 
denden Identifikationsmerkmal, zur wich- 
tigsten Kraft im Befreiungskampf dieses 
Volkes geworden. Die Moslembrüder be- 
saßen unter den mehrheitlichen sunniti- 
schen Palästinensern einen gewissen Ein- 
fluß, der politische Islamismus aber blieb 
für den palästinensischen Befreiungs- 
kampf lange Jahre ohne Bedeutung. 

Das begann sich Ende der siebziger Jah- 
re zu wandeln: Die Signalwirkung der 


(schüitischen) islamischen Revolution im 
Iran war ungeheuer. Im Irak und in den 
Golfstaaten waren die Schiiten zu einer po- 
litischen Kraft, einer Bedrohung für die 
herrschenden Regime geworden. Im Liba- 
non hatten die schiitischen Organisationen 
die palästinensischen Fedayin an Militanz 
und Opferbereitschaft übertroffen und 
schließlich die israelischen Truppen und 
die US-Marines gezwungen, das Land zu 
verlassen. In anderen arabischen Ländern 
konnten die sunnitischen fundamentalisti- 
schen Bewegungen Erfolge verbuchen: in 
Saudi-Arabien, in Ägypten, in Tunesien 
und einige Jahre lang auch in Syrien. 

Der palästinnensiche Nationalismus in- 
des schien perspektivlos geworden. Der 
Friedensvertag zwischen Israel und Agyp- 
ten 1979,die Politik der schleichenden An- 
nexion und wachsenden Repression inden 
besetzten Gebieten, die Zerschlagung der 
militärischen Strukturen der PLO im Liba- 
non 1982, die Spaltung der Befreiungsor- 
ganisation 1983, die Unnachgiebigkeit Is- 
raelsund derfehlende Willeder arabischen 
Staaten, sich für eine Lösung der Palästina- 
Frage einzusetzen, hatten die Palästinenser 
isoliert und schufen eine scheinbar aus- 
sichtslose Lage: der islamische Fundamen- 
talismus wurde nun eine politische Alter- 
native. 

Diese hoffnungslose Situation aber 
machte die Jugend in der Westbank und im 
Gaza-Streifen für maximalistische Forde- 
rungen empfänglich. Die Parolen der Isla- 
misten fanden nur Gehör: Deren Wortfüh- 
rer verneinten das Existenzrecht Israels 
und erklärten die arabischen Regierungen 
für illegitim. Sie kritisierten die Kompro- 
mißbereitschaft der PLO und deren man- 
gelnde Militanz, Fehler, die siedem Einfluß 
der Linken und Kommunisten in der PLO 
anlasteten. 

Die Rückbesinnung auf den Islam bot 
zudem neue Identifikationsmöglichkeiten, 
sie gab sozialen Halt, vermittelte ein Gefühl 
von Würde und schuf so eine Illusion, ein 
taugliches Mittel im Kampf um Unabhän- 
gigkeit zu sein, eine Alternative zu den na- 
tionalen arabischen Bewegungen, die nicht 
in der Lage gewesen waren, eine unabhän- 


. gigenationale Entwicklungeinzuleitenund 


auch durchzusetzen, geschweige denn fähig 
gewesen waren, Palästina zu befreien. 

Der Einfluß derislamischen Fundamen- 
talisten wuchs: Israel und Jordanien ließen 
die traditionellen Moslemführer und die 
neuen Islamisten zunächst gewähren. Diese 
Kräfte schienen nämlich geeignet, die Palä- 
stinenser zu spalten, den Einfluß der PLO 
zumindern und dienationalen Ambitionen 
des palästinensischen Volkes zu schwä- 
chen. Die islamistischen Strömungen wei- 
sen für diese Ziele wichtige Vorteile auf: sie 


Palästinensische Frauen — Islamischer Einfluß? 


haben kein soziales und wirtschaftliches 
Konzept und sind ohne Perspektive im 
Kampf für die nationalen Rechte der Palä- 
stinenser. 

Bei den palästinensischen Studenten 
fanden die Islamisten rasch Gehör: In dert 
Studentenratswahlen 1979 gewannen isla- 
mische Listen an drei palästinensischen 
Universitäten die absolute Mehrheit, mit 
Programmen, in denen sich soziale, religiö- 
se und moralische Forderungen mischten. 

Angespornt von Wahlerfolgen 1979 
griffen die fundamentalistischen, strikt an- 
tikommunistischen Moslems in den folgen- 
den Jahren ausschließlich die palästinensi- 
schen Nationalisten und Linken an: 1980 
überfielensiedenSitzdesRoten Kreuzesin 
Gaza, eine Hochburg der palästinensi- 
schen Nationalisten. Das Gebäude wurde 
geplündert und angezündet. Die wütende 
Menge zerstörte auf ihrem Weg Cafes und 
Kinos, das iranische Vorbild war nicht zu 
übersehen. Die israelische Besatzungs- 
machtließ den Mob gewähren und grifferst 
Stunden später ein. 

In den nächsten Jahren provozierten die 
Fundamentalisten auch in der Westbank 
Zusammenstöße mit Linken und Anhän- 
gern der PLO; sie sprengten deren Ver- 
sammlungen und riefen zum Kampf gegen 


die „unehrliche Linke“ und zur „Jagd gegen 
die Feinde Gottes“ auf. Wieder ließ die is- 
raelische Armeediesen Kräften freieHand. 
Der Kampf gegen Israel, den die mosle- 
mischen Fundamentalisten doch eigentlich 
auf ihre Fahnen geschrieben haben, geriet 
in diesen Jahren in den Hintergrund. Wich- 
tigster politischer Gegner waren die Lin- 
ken, das Verhältnis zur PLO und zu einem 
palästinensischen Staat blieb zwiespältig: 
Israel sei zwar der Hauptfeind des Islam 
und müsse deshalb zerstört werden, heißt 
es in Schriften von Bassam Jarrar, einem 
fundamentalistischen Wortführer. Das 
Kräfteverhältnisabermachedenbewaffne- 
ten Kampf in den besetzten Gebieten un- 
möglich. Ziel seidie Einheitder Ummaund 
ein moslemischer Staat. Die palästinensi- 
sche Sache betreffe folglich die gesamte 
Umma und könne weder von den Arabern, 
von den Palästinensern oder gar von gewis- 
sen Palästinensern in Beschlag genommen 
werden. Der Weg zum angestrebten islami- 
schen Staat indes könne auch über einen 
nationalen Staat führen. Die PLO wird von 
Bassam Jarrar nicht anerkannt: Sie seinicht 
repräsentativ für die Palästinenser, derent- 
sprechende Beschluß des Rabat-Gipfels 
1974 sei hinfällig, da von illegitimen Regie- 
rungen gefaßt. Beeinflußt von marxisti- 
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schen Strömungen habe sich diePLOinein 
Instrument der Negation.des Islam verwan- 
delt, soweit dieser fundamentalistische 
Theoretiker. In einer anderen Schrift wer- 
den al-Fatah von den Islamisten Avancen 
gemacht: sie sei zwischen ’73 und ’75 vom 
rechten Weg abgekommen. Damals habe 
sie, beeinflußt von linken Gruppen in der 
PLO, die nationale Souveränität über das 
Gebiet zwischen Jordan und Mittelmeer 
aufgegeben und mit den islamischen Kräf- 
ten gebrochen. 

Mitte der 80er Jahre zeichnete sich eine 
Wende in der Politik der fundamentalisti- 
schen Gruppen ab. Diese Kräfte wußten 
nämlich sehr wohl, daß sie ihren Einfluß in 
der palästinensischen Gesellschaft nur 
dann festigen können, wenn sie der natio- 
nalen Bewegung Zugeständnisse machen. 
Umgekehrt begann die Nationalbewegung 
die islamischen Strömungen als Elemente 
des Widerstandes gegen die israelische Be- 
satzung anzusehen und hoffte, sie für die 
nationalen Ziele zu gewinnen. 

_ DiePolitikderPLO-Führungbekaman- 
dere Akzente: sie wollte vom wachsenden 
Einfluß der fundamentalistischen Kräfte 
profitieren und suchte nun ihrerseits tradi- 
tionelle islamische Würdenträger und Isla- 
misten zu integrieren oder aber mit diesen 
Bewegungen zusammenzuarbeiten: Nach 
der Abspaltung der Abu Mussa-Fraktion 
von al-Fatah "83 wurde ein islamischer 
Würdenträger, Scheich Abd al-Hamid al- 
Sayeh, Vorsitzender des Palästinensischen 
Nationalrates. Im April '87 nahm der Na- 
tionalrat vier moslemische Integristen auf, 
vondenen zweiauch im Zentralratder PLO 
vertreten sind. Im Libanon verbündete sich 
Arafat im Dezember '83, in Tripolis bela- 
gert von prosyrischen palästinensischen 
Gruppen und al-Fatah-Dissidenden, mit 
den Milizendes sunnitischen Fundamenta- 
listen Scheich Schaban. Als die schiitische 
Amal im Libanon palästinensische Flücht- 
lingslager angriff und einschloß, verhielten 
sich die proiranischen Hezbollahis neutral. 

Aber auch innerhalb der PLO gibt es 
Sympathien für traditionelle moslemische 
und islamistische Kräfte, diederen Charak- 
ter zukünftig verändern könnten: mancher 
schien vor wenigen Monaten geneigt, die 
Militanz des Fundamentalismus für den ei- 
genen Kampf zu nutzen, wenn alle anderen 
Methoden versagen. 

Die größte Einzelorganisation in der 
PLO, al-Fatah, arbeitet schon heute recht 
eng mit islamistischen Kräften zusammen. 
Die militanten Aktivisten in den besetzten 
Gebieten, vor allem im Gaza-Streifen, ge- 
hören meist dem Jihad Islami an, einer Or- 
ganisation, die — taktisch flexibler als die 
Moslembrüder — bereit ist, mitdenkonser- 
vativen Fraktionen der palästinensischen 
Bewegung zu kooperieren. Verschiedene 
Quellen behaupten gar, der Jihad Islami sei 
von Fatah gegründet, zumindest aberheute 
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ein Zweig der Fatah. Die Zusammenarbeit 
zwischen al-Fatah und dieser fundamenta- 
listischen Organisation jedenfalls ist viel- 
fältig belegt: In Israel und in den besetzten 
Gebieten werden seit einigen Jahren Atten- 
tate und Anschläge auch gemeinsam vonal- 
Fatah und dem Jihad Islami verübt. In der 
Vereinigten Führungdes Aufstandesarbei- 
ten ebenfalls islamistische Kräfte mit; weil 
sie ein Teil der palästinensischen Befrei- 
ungsbewegung sind, behaupten die einen, 
-um sie zu integrieren und ihren Einfluß zu- 
rückzudrängen, sagen die anderen. 

Arafat, der als gläubiger Moslem gilt, 
verneint für die Zukunft eine grundlegende 
Änderung der PLO-Politik. Seit einigen 
Jahren indes benutzt der PLO-Chef häufig 
religiöse Ausdrücke und zitiert gern Kor- 
anverse. Andere Organisationen eifern 
dem nach: die Heiligen Stätten von Jerusa- 
lem zierten kürzlich das Titelblatt der 
DFLP-Zeitung (Hawatmeh). 

Die Hinwendung nationaler Kräfte zu 
moslemischen Strömungen scheint heute 
vorallemtaktischen Erwägungen zufolgen. 
Ob diese Taktik — angesichts der Intole- 
ranz und Unnachgiebigkeit fundamentali- 
stischer Bewegungen — auf Dauer erfolg- 
reich sein wird, scheint mehr als fraglich. 
Während des Aufstandes scheinen die isla- 
mischen Strömungen an Bedeutung verlo- 
ren zu haben, der palästinensische Natio- 
nalismus wieder zu übergreifenden Kraft 
geworden zu sein. Was aber, wenn Israel 
keine Zugeständnisse macht, wenn der 
Aufstand den Palästinensern wenige oder 
gar keine Erfolge bringt? 

Im Gaza-Streifen jedenfalls gewannen 
die Proteste gegen die israelische Besat- 
'zungsmacht von August’87 deshalban Mi- 
litanz und Durchschlagskraft, weilder Ein- 
fluß der islamistischen Strömungen im Jahr 
zuvor angewachsen war. Darauf könnten 
sich im Falle einer Niederlage viele Palästi- 
nenser besinnen. Marianne Stern 
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or mehr als einem Jahr habe ich mir 

vorgenommen, nach Israel und in 

die palästinensischen Gebiete zu 
fahren, die seit mehr als 20 Jahren von der 
israelischen Armee besetzt sind. Schon da- 
mals waren — relativ unbemerkt von der 
Weltöffentlichkeit — die Auseinanderset- 
zungen zwischen Palästinensern undderis- 
raelischen Armee angewachsen: mchr Pro- 
teste, mehr Demonstrationen und Streiks 
fanden statt, 21 Palästinenser waren in nur 
einem Jahr von der Besatzungsmacht getö- 
tet worden. Von Ruhe konnte also bereits 
im April 87 keine Rede sein. 

Schon damals griff das Militär hart 
durch, nicht gegeneine Armee, sondern ge- 
gen Zivilisten, die mit friedlichen Mitteln 
versuchten, ihre Rechte einzuklagen: poli- 
tisch aktive Menschen wurden ohne Ankla- 
ge verhaftet, ausgewiesen oder unter Haus- 
arrest gestellt, Kollektivstrafen waren an 
der Tagesordnung; tagtägliche Schikanen, 
Schließungen von Universitäten, nationa- 
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len Institutionen und Selbsthilfeeinrichtun- 
gen häuften sich. Im Mai schien die Protest- 
welle gebrochen, der 6. Juni, der 20. Jahres- 
tag der israelischen Besatzung, verstrich 
ohne nennenswerte Zwischenfälle. Den ru- 
higen Sommermonaten indesfolgte ein hei- 
Ber Herbst. Im Dezember schließlich be- 
gann der palästinensische Volksaufstand. 


Is ich Ende März diese Jahres los- 
fuhr; währte der Aufstand in der 
Westbank und im Gaza-Streifen be- 
reits mehr als drei Monate. Nicht in Sicht 
war ein Ende dieses Aufstandes, den nie- 
mand erwartet, niemand angeordnet oder 
geplant zu haben schien. Würde es möglich 
sein, in die besetzten Gebiete zu fahren? 
An einem Samstagabend komme ich in 
Tel Aviv an, meiner ersten Station. Vom 
Aufstand isthier kaum etwaszu spüren; da- 
bei sind in den ersten hundert Tagen der 
Proteste mehralshundert Palästinenser ge- 
tötet worden, die meisten erschossen von 


israelischen Soldaten. Die Zeitungen be- 
richten bemerkenswert offen und ausführ- 
lich vom Aufstand der Palästinenser, mir 
aber scheint, als seien die Israelis von den 
Ereignissen in den besetzten Gebieten un- 
berührt. Doch der erste Eindruck täuscht. 
Die Palästinenser haben deutlich „Nein“ 
zur Besatzung gesagt. Und dieses „Nein“ 
hat in der israelischen Gesellschaft viele 
Fragen aufgeworfen, die beantwortet wer- 
den müssen, so oder so. Obesallerdingsei- 
ne Lösung geben wird, die zum Frieden 
führt, ist auch heute höchst ungewiß: Kom- 
promisse von israelischer Seite jedenfalls 
sind nicht in Sicht. 


affa war bis zum Ende des zweiten 
Weltkrieges eine arabische Stadt. 
Heute gehört Jaffa zu Tel Aviv; 
70.000 jüdische Israelis leben hier, nur 
noch 10.000 Palästinenser. Sie sind inzwi- 
schen eine Minderheit. Die meisten arabi- 


schen Einwohner wurden während des er- 
sten arabisch-israelischen Krieges 1948 in 
die Flucht getrieben. Die israelische Regie- 
rung beschlagnahmte die verlassenen Häu- 
ser. Wohnungsbaupolitik tat ein übriges. 
Die Behörden ließen die alten arabischen 
Häuser verfallen, bis sie unbewohnbar wa- 
ren. Dann wurde die Altstadt überdem Ha- 
fen restauriertund zum Teilneu erbaut: Ein 
Künstlerviertel, touristischer Anziehungs- 
punkt mit horrenden Preisen, entstand. In 
den neuen Häusern dürfen freilich nurjüdi- 
sche Israelis wohnen. 

Jaffa, kein Einzelfall. Selbst in Israelsind 
ein Drittel der nach 1948 ansässigen Palä- 
stinenser Flüchtlinge. Viele ihrer Dörfer 
wurden nach der Staatsgründung Israels 


dem Erdboden gleichgemacht. Eine Karte. 


mitallen früheren arabischen Dörfern in Is- 
raelund den besetzten Gebieten wurdeerst 
kürzlich von der „Arab Studies Society“ 
neu erstellt. Die Karte hängt in der Woh- 
nung meiner palästinensischen Freunde. 
Auch sie istein Zeichen dafür, daß die Palä- 
stinenser sich mit der Besatzung nicht ab- 
finden wollen: ein Stück nationaler Würde 
wie die palästinensische Fahne, die heutein 
jedem Dorf weht und die, so oft wie mög- 
lich, von den israelischen Soldaten herun- 
tergeholt wird. Eines jener nur scheinbar 
sinnlosen Spiele, das die Palästinenser täg- 
lich Willkür und Erniedrigung spüren ließt. 


deutschan,offensichtlichbinich sofort 
als Deutsche zu erkennen: Sie selbst le- 
be seit 50 Jahren hier in Israel, jetzt aber 
werde im Ausland so schlecht und unge- 
recht über Israel berichtet. Dazu müsse sie 
mir ihre Meinung sagen. Die Armee könne 
doch gar nicht anders handeln. Die Solda- 
ten würden mit Steinen beworfen, damüsse 
sich das Militär doch wehren. Ich kann das 
nicht verstehen, stelle mir die Situation in 
den besetzten Gebieten vor: Auf der einen 
Seite kleine Gruppen Steine werfender 
Jungen, Halbwüchsiger zumeist, auf der 
anderen Seite die gut ausgebildeten und 
hochgerüsteten Soldaten einer Besatzerar- 
mee? Die Palästinenser seien im Unrecht, 
wenn sie die Besatzung nicht schweigend 
duldeten, sondern ihre Unterdrücker 
zwängen, unmoralisch zu handeln, zu 
schlagen oder zu schießen. Ich erwidere 
nichts. Was soll ich — eine Deutsche — die- 
ser jüdischen Frau sagen, die noch vor dem 
zweiten Weltkrieg nach Israel kam und so 
ihr Leben vor den Nazi-Schergen rettete? 
Später werde ich ein Zitat von Golda 
Meir lesen, das mir die Logik dieser absur- 
den Argumentation verdeutlicht: „Eines 
Tages werden wir vielleichtinder Lagesein, 
den Arabern zu vergeben, uns getötet zu 
haben, aber wir werden ihnen nie verzei- 
hen, daß sie uns gezwungen haben, sie zu 
töten.“ 


enken viele Israelis so? frage ich 
D Hanna, eine jüdische Israelin, die 
in der Demokratischen Front für 
Frieden und Gleichheit mitarbeitet. Ja, sagt 


T: Bus spricht mich eine Israelin auf 
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sie. Aber der AufstandindenbesetztenGe- 
bieten habe auch in Israel die Proteste ge- 
gendie Besatzunglauterundentschiedener 
werden lassen. Mehr Wehrpflichtige ver- 
weigern.den Dienst inden besetzten Gebie- 
ten. Vor einigen Jahren seien esetwa 20 ge- 
wesen, absolute Ausnahmen in einer Ge- 
sellschaft, deren Armee eine so zentrale 
Rolle spielt. Heute seien es weit mehr als 
100. In vielen Berufsgruppen fänden sich 
Menschen zusammen, die gegen die Besat- 
zung oder gegen das Vorgehen der Armee 
in den besetzten Gebieten protestierten. In 
Tel Aviv, Jerusalem und Haifa demon- 
strierten an bestimmten Wochentagen 
Frauen regelmäßig gegen die Besatzungs- 
politik. Das alles sei ermutigend, meint 
Hanna. Aber sie weiß auch anderes zu be- 
richten. Sie ist Mitglied einer jüdisch-arabi- 
schen Organisation, die sich für ein Ende 
derisraelischen Besatzungin der Westbank 
und im Gaza-Streifen einsetzt und einen 
palästinensischen Staat an der Seite Israels 
unter Führung der PLO fordert. Hannas 
Organisation gibt seit 1986 dieZeitungHa- 
nitsotz/Al Sharara heraus, die in arabi- 
scher und hebräischer Sprache erscheint 
und deren kritische Berichterstattung be- 
sonders seit Beginn des palästinensischen 
Aufstandes der israelischen Regierung un- 
erwünscht war. Seitdem 17. Februar ist die- 
se Zeitung verboten, ein arabischer Redak- 
teur seit Anfang März ohne Anklage in 
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Das jüdische Viertel der Altstadt, neu erbaut 


Haft. Wochen später erfahre ich, längst wie- 
der zu Hause, daß im Mai alle Redakteure 
und Redakteurinnen dieser Zeitung ver- 
haftet worden sind. Unter ihnen auch Han- 
na. 


Ich möchte mir die Altstadt an- 

schauen, von der Stadtmauer aus, die 
fast rundherum begehbar ist. Ich fahre zum 
Jaffa-Tor, dem einzigen der engen Altstadt- 
tore, neben das eine breite Einfahrt in die 
meterdicke Stadtmauer gesprengt wurde. 
Eigens für den Besuch des deutschen Kai- 


J erusalem. Vormittags komme ich an. 
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sers, Wilhelm II, lese ich im Reiseführer. 
Der königliche Pilger und Imperator sollte 
1898 würdig in die Heilige Stadi einziehen. 
Dort hatteder Kaisergleich zwei protestan- 
tische Kirchen erbauen lassen, die er nun 
einweihen wollte: eine in der Altstadt und 
eine zweite auf dem Ölberg. Damals, zur 
Zeit des Osmanischen Reiches, repräsen- 

tierte Wilhelm der Zweite freilich nur eine 

der vier europäischen Großmächte, die als 

Schutzmacht von Religionsgemeinschaften 

in diesem strategisch wichtigen Gebiet Fuß 

zu fassen suchten. Frankreich schützte die 

Katholiken, Rußland die Griechisch-Or- 

thodosen; Deutschland mußte eine pro- 

testantische Gemeinde gründen; England 

hingegen begünstigte früh die Einwande- 

rung von Juden nach Palästina und hoffte 

so, den eigenen Einfluß in der Region lang- 

fristig zu sichern. Die Bedingungen für den 
Nahost-Konflikt wurden geschaffen. Nach 

dem ersten Weltkrieg war das Osmanische 

Reich zerfallen, Deutschland besiegt, das 

revolutionäre Rußland verzichtete. Paris 

und London teilten sich die Region. Palä- 

stina wurde englisches Mandatsgebiet, 

dem Aufbau eines jüdischen Staates stand 

scheinbar nichts mehr im Wege. 

Bis 1882 hatten etwa 24.000 Juden in 
Palästina friedlich mitden Arabern zusam- 
mengelebt, dann kamen die ersten zionisti- 
schen Siedler hierher, mit dem Ziel, indem 
arabischen Land einen rein jüdischen Staat 
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zu schaffen. Die Verdrängung der Palästi- 
nenser war folglich nur eine Frage der Zeit. 
Aber schon unter den Anhängern der zio- 
nistischen Bewegung gab es damals Stim- 
men,die das Verhalten der Siedler kritisier- 
ten und vor den Folgen ihrer Politik warn- 
ten. Achad Haam,ein Ideologederzionisti- 
schen Bewegung, besuchte 1891 das Land. 
„Wir im Ausland“, schrieb er, „pflegen zu 
glauben, daß die Araber alle Wilde seien, 
die auf tierischer Stufe stehen und für all 
das, wasumsieherum vorgeht, keinen Blick 
haben.“ Das aber sei ein großer Irrtum. Die 
Araber begriffen sehr wohl die „Endziele“* 
des Zionismus, bekräftigte er. Noch fühlten 
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sie sich nicht verdrängt. „Wenn aber einmal 
die Zeit kommen wird, wo sich das Leben 
unseres Volkes in Palästina so weit entwik- 
kelt hat, daß sich die Landbevölkerung 
mehr oder weniger beengt fühlt, dann wird 
sie uns nicht leichthin ihren Platz räumen.“ 


gassen, den Souk. Schwierig, sich zu- 
rechtzufinden! Ich will in der Nähe der 
Salaheddin-Straße ein palästinensisches 
Büro aufsuchen. Ich frage einen Polizisten 
nach dem Weg zum Herodes-Tor. „Haben 
Sie denn gar keine Angst, dorthin zu ge- 
hen?“ fragt er zurück. Ichbin verblüfft. Spä- 
ter verstehe ich die Frage. In der Nähe der 
beiden Tore, die zum Ostteil der Stadt füh- 
ren, treffe ich immer wieder auf israelische 
Patrouillen; draußen vor den Toren noch 
mehr Militär, Mannschaftswagen, beritte- 
ne Polizei. Sie markieren die Grenze zwi- 
schen zwei Gesellschaften. In der Salahed- 
din-Straße bin ich in einer anderen Welt. 
Eine ungeteilte Stadt hatte ich mir vorge- 
stellt, die im Laufe von zwanzig Jahren ir- 
gendwie zusammengewachsen ist. Ich finde 
zwei Städte. Niemand geht mehr gern von 
einem in den anderen Teil: Ein Jerusalem 
gibt es nicht. Offensichtlich habe ich zuviel 
Teddy Kollek gelesen, denke ich, Teddy 
Kollek, der weltbekannte Bürgermeister, 
kommt in unserer Presse häufig zu Wort. 
Darin beschreibt ergerndie friedliche Koe- 
xistenz von Juden und Arabern in seiner 
Stadt. Erist von den Segnungen der israeli- 
schen Besatzung für die Palästinenser 
überzeugt — und nun enttäuscht. „Wir woll- 
ten friedliche Koexstenz“, sagte der Jerusa- 
lemer Bürgermeister kürzlichineinem Zei- 
tungs-Interview. „Wir haben vielleicht zu 
langsam manche städtische Dienste für die 
Araber verbessert. Aber wir waren so libe- 
ral wie möglich: Wirhabenden Araberndie 
israelische Staatsbürgerschaft angeboten, 
wohlwissend, daß 99% Jordanier bleiben 
würden. wir haben ihnen alle Rechte gelas- 
sen, zu beten, zu reisen, die Schulen zu füh- 
ren. Wir haben ihnen das Wahlrecht gege- 
ben, früher konnten nur Männer mit 
Grundbesitz wählen... Im Jahr ’67 haben 
wir die Stadt klar verteilt. Wir haben den 
Arabern das Allerwichtigste gelassen, den 
Tempelberg. Die schätzen das nicht richtig 
ein. Ich glaube, sie benehmen sich mehr als 
undankbar..“Soweit Teddy Kollek,der,aus 
seiner Sicht vielleicht verständlich, die Tat- 
sachen auf den Kopf stellt, auf den Kopf 
stellen muß. 


I chlaufe durch das Gewirr der Altstadt- 


egen Mittag kehre ich in die Alt- 

stadt zurück. Ich will noch ein we- 

nig über den Bazar schlendern. In 
den belebten Gäßchen wird es schlagartig 
ruhiger, ein Geschäft nach dem anderen 
schließt. Eiserne Läden rasseln auf den Bo- 
den. Die Stadt scheint ausgestorben. Ver- 
einzelt spielen Kinder auf der Straße, nur 
noch wenige Ausländer laufen durch die 
engen Gassen, verspätet — so meint man — 
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Soldaten suchen die Besitzer zum Schließen der Geschäfte zu zwingen. 


lassen sich Touristengruppen durch die Via 
Dolorosa führen. 

Mittagspause, denke ich zunächst. Dann 
aber fällt mir ein: Streik! Seit Monaten 
Streik im arabischen Teil der Altstadt, wie 
in ganz Ost-Jerusalem und den besetzten 
Gebieten. Laut Anordnung der „Vereinig- 
ten Führung des Aufstandes“ werden die 
Geschäfte jeden Morgen von 8 bis 11 Uhr 
geöffnet, dann beginnt der Streik. Den 
Händlern sollein gewisses Einkommen ge- 
sichert, die Versorgung der Bevölkerung 
ermöglicht werden. 

Jetzt bemerke ich die vielen israelischen 
Patrouillen, die gelangweilt an jeder Ecke 
sitzen oder herumstehen, scheinbar harm- 
los, mit auffällig großen hölzernen Schlag- 
stöcken. Ich erinnere mich an eine Zei- 
tungsnotiz: Mehrere tausend Schlagstöcke 


habe die israelische Armee vor wenigen 
Wochen in Auftrag gegeben, Exemplare 
aus besonders hartem Holz. Die Absicht 
beim Einsatz dieser Schlagstöcke: Kno- 
chenbrechen. Denn palästinensische Ju- 
gendliche mit gebrochenen Armen und 
Beinen würden wochenlangnichtinder La- 
ge sein, zu demonstrieren oder Steine zu 
werfen. Heute wippen die Soldaten nur 
spielerisch mit den Holzknüppeln. 


Hier, im Ostteil Jerusalems jedenfalls 
lassen sie an diesem Tag die Händler ge- 
währen, Kein Geschäft wird gewaltsam ge- 
öffnet oder geschlossen, wie ich es Tage 
später in den Städten der Westbank erlebe: 
das täglich Katz- und Maus-Spiel. Die Ver- 
einigte Führung des Aufstandes hat be- 
schlossen: „Morgens Öffnung der Geschäf- 


Streik in der Altstadt Jerusalems 


te, nachmittags Streik“ Die Mili- 
testieren. An der Ecke ein Brotverkäufer. 
Wütend über die Erfolglosigkeit der Ak- 
tion, nimmt ein Soldat Brote vom Stand 
und wirft sie in die Menge. Ich blicke in die 
Gesichter der Menschen: mühsam beherr- 
schen sieihren Zorn. Es ist Östersonntagin 
Ramallah. Tags zuvor, so wird uns berich- 
tärbehörden befehlen umgekehrt: „Vormit- 
tags Läden schließen, ab Mittag Verkauf!“ 
Jeden Tag versuchen die Soldaten, diesem 
Befehl Geltung zu verschaffen. Mit Jeeps 
oder zu Fuß patrouillieren sie durch die 
Straßen. Dort ist ein offenes Geschäft. Die 
Soldaten springen vom Wagen, laufen über 
die Straßen, zwingen den Besitzer, seinen 
Laden zu schließen. Kaum sind sie weg, ist 
die Tür wieder offen. Ein Junge wirft einen 
Stein, er wird festgenommen, Frauen pro- 
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tet, hätten die Soldaten Tränengas in die of- 
fenen Geschäfte geworfen. 


salems, sche hebräische Schriftzeichen 

und Namenszüge, ich bin im jüdischen 
Viertel. Neue Bauten inaltem Stil, Geschäf- 
te, Talmud- und Thora-Schulen (Jeshiwot), 
teure Eigentumswohnungen — auch hier 
dürfen nur jüdische Israelis Eigentum er- 
werben. Palästinenser ist der Zuzug verbo- 
ten. Ariel Sharon fällt mirein, jener berüch- 
tigte General der israelischen Armee, Ver- 
teidigungsminister während der Libanon- 
invasion 1982, wegen der Massaker in den 
palästinensischen Flüchtlingslagern Sabra 


I ch gehe weiter durch die Altstadt Jeru- 


- und Shatila aus einem Regierungsamt ent- 


lassen, heute wieder als Handelsminister 
Mitglied im Kabinett, vehehmenter Für- 


sprecher der radikalen israelischen Sied- 
lerbewegung. Ausgerechnet er mußte im 
Dezember letzten Jahres, zu Beginn des 
Aufstandes, in der Jerusalemer Altstadt 
provokativ eine Zweitwohnung beziehen 
und so die Proteste der palästinensischen 
Bewohner geradezu herausfordern. Die 
Wohnung Sharons liegt im jüdischen Vier- 
tel, doch dieses gehört — wie die gesamte 
Altstadt — zu Ostjerusalem. Israel annek- 
tierte noch im Juni 1967 diesen Teil und die 
Hügelkette östlich der Stadt, völkerrechts- 
widrig. Auf den Kuppen wurden eilends 
Neubausiedlungen errichtet, die bedroh- 
lich das alte Jerusalem überragen. Heute 
wohnen etwa 100.000 jüdische Israelis in 
diesen Siedlungen. 

Gewiß, unter jordanischer Herrschaft 
war jenes Viertel der-Altstadt fast gänzlich 
verfallen. Die jüdischen Bewohner mußten 
es 1948 verlassen, als die arabischen Ar- 
meen Ost-Jerusalem besetzten. Nach ’67 
liefesdann umgekehrt: Inkaum mehr als 10 
Jahren wurden 5 bis 6.000 palästinensische 
Bewohner vertrieben, etwa 135 Häuse na- 
he der Klagemauer zerstört. Heute ist das 
jüdische Viertel doppelt so groß wie 1948, 
Von hier aus, so scheint es, soll ganz Jerusa- 
lem in Besitz genommen werden. Vom 
Tempelberg aus sind riesige Baukräne zu 


sehen. Neue Häuser wachsen empor, nur 


für Juden. Einen palästinensischen Bäcker 
finden wir noch im jüdischen Viertel. Jedes 
Jahr einmal, so sagt er uns, werde seine 
Backstube von jüdischen Fanatikern heim- 
gesucht. Er bleibe, trotzdem. 

Aber auch im moslemischen Teil der 
Stadt bringen jüdische Israelis arabische 
Häuser in ihren Besitz, oft halblegal oder 
sogar mittels illegaler Praktiken, erzählt 
mir Ursel, die seit Jahren in Jerusalem lebt. 
Sie weist auf ein Haus. „Noch vor kurzem 
war das eine islamische Schule, jetzt isteine 
Jeschiwa dort eingezögen. Kannst Du nun 
die Furcht der Palästinenser verstehen, aus 
diesem Lande ganz verdrängt zu werden?“ 


teil Jerusalems, gegenüber dem legen- 

dären King-David-Hotel, das den Bri- 
ten während der Mandatszeit als Haupt- 
quartier diente und dessen Ostflügel im Juli 
46 vonderjüdischen Terrororganisation Ir- 
gun Zwai Leumi in die Luft gesprengt wor- 
den war. Die Bilanz: 90 Tote. Wichtige Füh- 
rer dieser Untergrundorganisation waren 
damals Menachem Begin und Yitzhak Sha- 
mir, beide wurden später israelische Mini- 
sterpräsidenten, beide gehören dem rech- 
ten Likud-Block an, der sich konsequent 
weigert, mit der PLO zu verhandeln, weil’ 
sie eine Terrororganisation sei — so lautet 
die offizielle Begründung. 

Andie VorgeschichtedieserbeidenPoli- 
tikerkarrieren muß ich denken, als ich mit 
Sleiman, einem palästinensischen Israeli 
auf der Terrasse meines Hotels sitze und 
ihn frage, wasder palästinensiche Aufstand 
in der israelischen Gesellschaft verändert 
habe. „Der Aufstand hat die Gesellschaft 
an den richtigen Fragen polarisiert, er hat 


I nden ersten Tagen wohne ich im West- 


aber auch die Rechtsentwicklung in der is- 
raelischen Gesellschaft gefährlich ver- 
stärkt“, betont Sleiman. „Niemand kann 
heute mehr leugnen, daß das palästinensi- 
sche Volk gegen die Besatzungist,daßesei- 
nen eigenen Staat fordert, daß es nur die 
PLO als seine Vertreterin anerkennt.“ Da- 
für habe sich das palästinensische Volk er- 
hoben und darauf müßten die Israelis nun 
reagieren. Früher habe man darüber disku- 
tiert, ob die PLO terroristisch sei oder 
nicht,ob die PLO die Palästinenser vertrete 
oder nicht, ob man mit Jordanien verhan- 
deln solleodernicht.Der Aufstandaberha- 
be nun endlich die Kernfrage offengelegt: 
Erkennen wir das Selbstbestimmungsrecht 
des palästinensischen Volkes an oder nicht. 
„Das weiß auch die Regierung“, sagt mein 
Gesprächspartner, „Verteidigungsminister 
Rabin und Außenminister Peres haben 
während des Aufstandes gesagt, die Aner- 


Beerdigung von Jihad 


nem palästinensischen Staat führen. Nie- 
mand in der israelischen Regierung will mit 
der PLO verhandeln, denn dann würde 
manjadasSelbstbestimmungsrecht der Pa- 
lästinenser anerkennen. Die Amerikaner 
indes haben zwei Bedingungen für Ver- 
handlungen gestellt: die PLO solle die UN- 
Sicherheitresolution 242 anerkennen und 
jeglichen Terror aufgeben. Die Antwort des 
israelischen Ministerpräsidenten Shamir 
war: Das seien die Bedingungen der USA, 
Israel aber würde unter keiner Bedingung 
mit der PLO verhandeln. Du sieht“, fährt 
Sleinman fort, „die Frage des Terrors spielt 
für die politischen Entscheidungen in 
Wirklichkeit ’keine Rolle, das ist eine ideo- 
logische Kategorie.“ 

Ich blicke auf das King-David-Hotel, 
denke an den Terrorakt von 1946 und dar- 
an, daß sich Begin und Shamir damals als 
Befreiungskämpfer gefühlt haben. ‚Wie 
wird es weitergehen?“ frage ich. Sleiman ist 
pessimistisch. „Die Armee“, sagt er leise, 
„war immer rechts und expansionistisch, 
aber sie stand im Dienstedergewählten Re- 
gierung.“ Heute aber müsse man Angst ha- 
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ben vor einem Bund zwischen israelischer 
Armee, Siedlern und rechtsextremen Par- 
teien. 


ie Lage wird gespannter: Der Tag 
D des Bodens, der 30. März, rückt 

näher. Vor zwölfJahren haben sich 
an diesem Tage Palästinenser im Norden 
Israels, in Galiläa, gegen die Landnahme 
zur Wehr gesetzt. Sechs Palästinenser wur- 
den damals vonder israelischen Armee ge- 
tötet. : 
Wird an diesem Tag der Aufstand, ein 
Funke zumindest, auch nach Israel über- 
springen? Diese Frage beherrscht die De- 
batte. Vorbeugende Maßnahmen werden 
offen diskutiert: Die Schließung der West- 
bank und des Gaza-Streifens für einreise- 
willige Journalisten, Touristen, — und na- 
türlich für die dort ansässigen Palästinen- 
ser. Die Verhaftung mutmaßlicher Rädels- 
führer. Die Presse bedauert: Leider könne 


der demokratische Staat Israel nicht ein- 
fach mit den Aufständischen umgehen, wie 
er wolle. 

Ich bin inzwischen nach Ostjerusalem 
umgezogen. Nach Einbruch der Dunkel- 
heit sind die Straßen leer. Besuche: ein Si- 
cherheitsrisiko. Die Angst vor Verhaftun- 
gen wächst. Einen Tag früher als erwartet 
riegelt das Militär die besetzten Gebiete ab, 
kein Journalist kommt am Tag des Bodens 
in die Westbank oder in den Gaza-Streifen. 
Telefonverbindungen werden unterbro- 
chen. Niemand sollüber das berichten, was 
geschieht. 


Demonstrationen geplant. Wir fahren 

in die palästinensische Stadt Taibe, die 
im sogenannten Dreieck nord-östlich von 
Tel-Aviv liegt. Kurz vor Taibe eine Stra- 
Bensperre, wir passieren ohne Probleme, 
alles ist ruhig. Uns bleiben einige Stunden 
bis zum Demonstrationsbeginn, Gelegen- 
heit, Saleh Bransi aufzusuchen, der — in- 
zwischen fast 60 Jahre alt— ein Leben lang 
für die nationalen Rechte der Palästinenser 


I n Israel sind an diesem Tag vier große 


gekämpft hat. Ende der 50er Jahre war 
Bransi Mitbegründer von Al-Ard, der er- 
sten national-arabischen Partei, die in Isra- 
el gegründet wurde. Obwohl legale Partei 
bis 1964, verfolgten die israelischen Behör- 
den Mitglieder von Al-Ard. 1960 durfte 
Bransi nicht länger Lehrer sein, wurde bis 
69 unter Hausarrest gestellt, in jener Zeit 
mehrmalsohne Anklage verhaftet.Schließ- 
lich verurteilte ihn ein Gericht zu zehn Jah- 
ren Haft wegen Gründung einer „staats- 
feindlichen“ Organisation. Nach seiner 
Entlassung 1979 durfte er ins Ausland rei- 
sen, zum ersten Mal in seinem Leben. 
Gleich nach seiner Rückkehr erhielt Saleh 
Bransi wiederum Hausarrest. Erst seit 
knapp zwei Jahren darf er sich frei bewe- 
gen.Heuteleitet Bransidas „Research Cen- 
terof Arab Heritage“, das „Forschungszen- 


trumfür ArabischesEErbe“.Ichfrage Bransi 
nach den Palästinensern in Israel. 


„Vieles war hier in Israel härter alsin den 
1967 besetzten Gebieten: in der Westbank 
durften sich die Bewohner nur 2 bis 3 Mo- 


‚nate nicht frei bewegen. Wir aber standen 


von 1949 bis 1966 unter Militärrecht. Das 
wird leicht vergessen, denn offiziell gelten 
wir heute als israelische Bürger, aber das 
fühlen wir nicht. 

Drei Phasen israelischer Politik haben 
wir seit 1949 erlebt. Alle Maßnahmen bis 
1956 zielten darauf, uns zu vertreiben. Je- 
des unserer Dörfer war damals geschlosse- 
nes Gebiet, abgeriegelt von Militär. Wirt- 
schaftlich ginges uns sehr schlecht, wir hat- 
ten keine Arbeit, unsere landwirtschaftli- 
chen Produkte konnten wir nur über israe- 
lische Mittelsmänner mit großen Verlusten 
verkaufen. Unser Land wurde beschlag- 
nahmt — 1948 besaßen die Israelis 7% des 
Bodens, heute sind es 70%, wir wurden er- 
niedrigt und unmenschlich behandelt. 
Aber“, betont Saleh Bransi, „wir beschlos- 
senzubleiben“ 

„Nach 1956 änderte sich die offizielle 
Politik: Die israelische Armee mußte sich 
nach dem Krieg 1956 auf Druck der beiden 
Großmächte aus dem Sinai zurückziehen; 
es war ihnen nicht gelungen, alle Palästi- 
nenser zu vertreiben; außerdem benötigten 
sie billige arabische Arbeitskräfte. Nun 
sollten wir vergessen, Araber zu sein. Die 
israelische Regierungnahm, wos nurging, 
Einfluß auf die Erziehung unserer Kinder. 
Unsere nationalen Organisationen wurden 
unterdrückt. Nein, leichter wurde unser 
Leben nicht. Nach 1967 dann, als die palä- 
stinensische Frage an Bedeutung gewann, 
sollten wir uns nicht als Palästinenser füh- 
len. 

Denn würden sie die Existenzeines palä- 
stinensischen Volkes anerkennen, müßten 
die Israelis auch die Rechte unseres Volkes 
akzeptieren. Eben das aber wollen sie ver- 
meiden.“ 

Wir gehen gemeinsam zum Kundge- 
bungsort. Einige tausend Menschen de- 
monstrieren. Parolen werden gerufen: ‚Wir 
sind ein Volk, das nicht stirbt. — Palästina, 
wir werden bleiben. — Keine Angst, der 
Stein wurde zur Kalaschnikow. — Von Gaza 
kam der Beschluß: keine Reaktion undkein 
Kolonialismus, sondern Aufstand und 


, 


Sieg. — Gegen Deinen Willen Rabin, wer- 
denwir Palästina befreien. — Gegen Deinen 
Willen Shamir, kommt die Selbsibestim- 
mung. — Gegen Deinen Willen Shamir, 
kommt der palästinensische Staat.“ 

Auch die grünen Fahnen der Moslem- 
brüder sind zu sehen. Ihr „Allah-o- 
Akhbar“ aber kann sich im Demonstra- 
tionszug nicht durchsetzen, ein Symbol, 
scheint mir, für die Zurückdrängung der 
fundamentalistischen islamischen Kräfte 
während des Aufstandes. Was aber ge- 
schieht, denke ich, wenn die israelische Re- 
gierung keine Zugeständnisse macht, wenn 
die Palästinenser keines ihrer Ziele errei- 
chen? Werden dann die radikalen Parolen 
der Islamisten mehr Gehör finden? 

Die Demonstrationen in Israel verlaufen 
ruhig, alle Zwischenfälle — 75 — werden 
von den Behörden dennoch akribisch ge- 
zählt,darunter 15 malSteinewerfen, 9Stra- 
Benblockaden, 10 brennende Reifen, 21 
palästinensische Fahnen. Polizei und Mili- 
tär bleiben außerhalb der Ortschaften. 

In der Westbank und im Gaza-Streifen 
aber beginnt die blutigste Woche des Auf- 
standes. Jeden Abend tauschen wir die 
Nachrichten aus: drei Tote, sechs Tote, fünf 
Tote. Die Bilanz: 30 Tote in nur einer Wo- 
che. 


it Mona, einer Palästinenserin 

aus der Westbank, besuche ich 

am 7. April ein abgelegenes 
Dorf, Deir Sudan im Ramallah-Destrikt. 
Vor wenigen Tagen war hier bei Auseinan- 
dersetzungen mit der Armee ein Palästi- 
nenser erschossen worden. Wir wollen die 
näheren Umstände erkunden. Alle Rechts- 
verletzungen und Übergriffe des israeli- 
schen Militärs werden von palästinensi- 
schen Organisationen mühsam gesammelt 
und so genau wie möglich dokumentiert. 
Die beiden wichtigsten sind „Al Haq“, 
„Law in the Service of Man“ in Ramallah 
und das „Palestine Human Rights Informa- 
tion Center“ in Ost-Jerusalem. Die Arbeit 
dieser Büros wird von der israelischen Be- 


Mutter des Erschossenen 


“israelischen Armee dem Dorf näherten. 
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satzungsmacht auf jede nur denkbare Wei- 
se behindert; Verhaftungen von Mitarbei- 
tern sind ein häufig angewandtes Mittel. 
Bis Anfang April war Deir Sudan von 
der Aufstandwelle unberührt geblieben. In 
demkleinenOrtlebennuretwa 1.500 Men- 
schen, siebetreiben Landwirtschaft für den 
eigenen Bedarf. Konflikte mit der Besat- 
zungsmacht habe es, so erzählen die Be- 
wohner, in den zwanzig Jahren kaum gege- 
ben. Gewiß, auch die Bewohner dieses 
Dorfes hätten die allgemeinen Leiden der 
Besatzung tragen müssen, die Schikanen, 
die vielen Militärverordnungen, die Einmi- 


r 
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Der Bürgermeister von Nablus, Bassam Shakaa 


schungen der israelischen Behörden in die 
Erziehung, aber nicht einmal von Land- 
konfiszierungen sei ihr Dorf betroffen ge- 
wesen, ganzim Gegensatzzudenumliegen- 
den Orten. 

Ruhig sei es auch an jenem 2. April in 
Deir Sudan gewesen, alssich zwei Jeepsder 


\ 


Die Jungen hätten rasch, so wird uns er- 
zählt, aus Steinen Straßensperren errichtet, 
um die israelischen Soldaten daran zu hin- 
dern, in das Dorf einzudringen, wie es halt 
während des Aufstandes überall in den be- 
setzten Gebieten üblich sei. 

Auch in Deir Sudan geschah nun, was in 
diesen Monaten in vielen Dörfern — oft 
mehrmals — abläuft: Die Soldaten zogen 
ab, um wenig später mit erheblicher Ver- 
stärkung wiederzukommen. Drei Busse 


Von allen Seiten seien die Soldaten in das 
kleine Dorf eingedrungen. „Wenn Du hier 
gewesen wärst, du wärst verrückt bewor- 
den“, sagt Ahmed. 

Die Soldaten zwangen die jungen Män- 
ner, die Straßen zu räumen. Frauen und 
Kinder griffen ein, Reifen brannten. Die 
Bewohner demonstrierten. Mit Hartgum- 
migeschossen und scharfer Munition such- 
te das Militär die Proteste zu ersticken. 
Zwei Jugendliche wurden schwer verletzt, 
ein Mann wurde erschossen. Ich schreibe 
seinen Namen auf: Khamis Ahmed, 41 Jah- 
re, Vater von neun Kindern. Der 149. inder 
Liste der Märtyrer, eines von sechs Opfern 
an diesem Tag. 

Die Soldaten hätten jede Hilfsorganisa- 
tion für die Verletzten verhindert, empören 
sich die Dorfbewohner. Zwei Stunden lang 
seien die Krankenwagen weit außerhalb 
des Ortes festgehalten worden, dann 
schließlich hätten die Ärzte kommen dür- 
fen, zu Fuß. Selbst für die Beerdigung sei 
den Angehörigen nur eine Stunde Zeit ge- 
lassen worden, nicht einmal genugfüreinen 
Abschied gemäß der Tradition. Täglich 
fürchtet die Bevölkerung nun, die Soldaten 
könnten zurückkommen, nachts, um die 
Jugendlichen zu verhaften. Seit Tagen 
schlafe darum kein Junge mehr in seinem 
Haus. 

Wir gehen nach draußen. Der älteste 
Sohn zeigt uns die Stelle, an der sein Vater 
starb. „Es war der erste Mord in diesem 
Dorf. So sieht die Besatzung aus. Wir müs- 
sen Opfer bringen.“ Im Auto des Erschos- 
senen werden wir nach Bir Zeit gebracht, 
ein Neffe fährt es zum ersten Mal. 


assam Shakaa ist einer der bekann- 
B testen palästinensichen Bürgermei- 

ster, 1976 in Nablus gewählt. Beiei- 
nem Attentat israelischer Siedler im Früh- 
sommer 1980 verlor er beide Beine, zwei 
Jahre spätersetzten ihn die israelischen Mi- 
litärbehörden ab. . 

Als Bassam Shakaa auf seinem Stuhl in 
das Zimmer rollt, vergesse ich seine schwe- 
re Behinderung; ich blicke in das lebendige 
Gesicht eines Mannes, den nichtsdavon ab- 
bringen kann, für seine politischen Ziele zu 
kämpfen. 

Ob der Aufstand die Palästinenser ihren 
Zielen näher bringen wird, frage ich Bas- 
sam Shakaa, schließlich sei die Welt doch — 
stärker noch als 1982 — auf das Palästinen- 
ser-Problem aufmerksam geworden. Der 
Bürgermeister ist pessimistisch. 

„Sicher, es gibt eine gewisse Änderungin 
der Weltöffentlichkeit, in der arabischen 


Welt. Aber dasist nicht genug, um irgendet- 
was zu ändern. Vielleicht sind die Möglich- 
keiten für eine internationale Konferenz 
größer geworden, vielleicht hat die PLO 
mehr internationale politische Anerken- 
nung gewonnen. Als wir forderten, daß die 
PLO an der internationalen Konferenz be- 
teiligt werde, träumten wir nicht, sondern 
wir sprachen über das wichtigste in unse- 
rem Kampf, von unserem Selbstbestim- 
mungsrecht. Aber das wird nicht morgenin 
Kraft treten, auch nicht am Tag danach. Bis 
dahin — oder auch ohne das — wird unser 
Aufstand weitergehen, denn wirhabenkein 
anderes Mittel. Die israelische Regierung 
wird ihre Politik nichtändern. Bisheutehält 
sie unseren nationalen Kampf für gewalt- 
sam, für terroristisch, für gesetzeswidrig, 
weilihrerassistische Ideologie sie nicht füh- 
len, sie nicht an Andere denken läßt. Ihr 
Denken ist selbsüchtig. Deshalb reagiert sie 
nicht menschlich, nicht demokratisch, 
nichtobjektiv aufunseren Protest. Wennsie 
das könnte, hätte sie uns schon früher, zu 
Beginn der Besetzung verstanden...“ 


ach dem Oster-Gottesdienst ist ei- 
N ne Aktion geplant. Die Straßen 

sind menschenleer. Um 11 Uhrhat, 
wie an jedem anderen Tag, der Streik be- 
gonnen. Auf dem Dach der Kirche, am 
Kreuz, flattert die palästinensische Fahne. 
Die Menschen verlassen die Kirche; rasch 
formiert sich ein kleiner Demonstrations- 
zug. Männliche Jugendliche, viele Mäd- 
chen und Frauen. Ein paar Straßen weiter 
werden Felsbrocken und Tonnen auf die 
Straße gerollt, eine eher symbolische Barri- 
kade. Sofort sind die Soldaten da. Ein Jun- 
ge, das Palästinensertuch um den Kopf ge- 
wunden, schwingt seine Steinschleuder. 
Die ersten Steine fliegen. Wir gehenin Dek- 
kung. Außer Sichtweite schießt das Militär 
Tränengasgranaten über die Dächer. Die 
Demonstranten flüchten vor dem beißen- 
den Qualm. Die Soldaten jagen die Jungen, 
dringen in ein Haus £in, holen einen Halb- 
wüchsigen heraus, verhaften ihn. Seine 
Mutter schreit. Noch einen zweiten verfol- 
gensieim Laufschrittbisans EndedesDor- 
fes. Wir eilen den Soldaten nach. Der Junge 
verschwindet in den Feldern. Unschlüssig 
bleiben die Soldaten stehen. Dann kehren 
sie um. 

Was geht in ihnen vor, frage ich mich, 
wenn sie die unbewaffneten Jungen treiben 
und verhaften, deren Steine und Barrika- 
den ihnen kaum gefährlich werden kön- 
nen? 


n jenem Ostersonntag kommen wir 

noch an einen zweiten Ort: Beit Li- 

quia. Tags zuvor hat die israelische 
Armee dort einen jungen Mann erschos- 
sen. Heute soll er beerdigt werden — wenn 
die Armee seinen Leichnam freigibt. Auf 
einer Nebenstraße erreichen wir das Dorf, 
immer darauf gefaßt, in eine Mili- 
tärpatrouille zu geraten. Kurz vordem Dorf 
sehen wir Bauern und Jugendliche. Die 


Q 
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Straße ist über eine Länge von 100 Metern 
mit Steinen blockiert. Wir halten. Mühsa- 
me Gesprächsversuche. Langsam schwin- 
det das Mißtrauen. Kinder beginnen, die 
Felsbrocken beiseite zu räumen, wir kön- 
nen passieren, Hinter uns wird die Straße 
sofort wieder verbarrikadiert. Die Armee 
soll die Beerdigungsfeierlichkeiten nicht 
stören. 

Einwohner bringen uns zum Trauer- 
haus. Wir treten ein, drücken der Mutter 
die Hand. Als ich fotografieren möchte, 
wischt sie, die sich öffentlich keine Trauer 
gestatten will, ihre Tränen ausdem Gesicht; 
spreizt, fast mechanisch, die Finger zum 
Zeichen des Sieges. Ob und wann die Beer- 
digung stattfinden wird, ist ungewiß. Kin- 
der und Jugendliche umringen uns, erzäh- 
len von den Ereignissen des Vortags; ähnli- 
che Geschichten werden wir noch in vielen 
Dörfern hören. . 

Um fünf Uhr morgens seien vier Pa- 
trouillen ins Dorf gekommen, ohne Grund 
hätten die Soldaten 45 Identitätskarten 
eingesammeltundangekündigt, mittags zu- 
rückzukehren. Sie, die Kinder, hätten na- 
türlich Straßensperren errichtet, um das 
Militär eben daran zu hindern. Mit Gewalt 
seien die Soldaten schließlich in das Dorf 
eingedrungen; Tränengas und scharfe Mu- 
nition hätten sie eingesetzt — gegen Steine. 
Es habe Verletzte gegeben, und dann sei 
das Unglück geschehen, als die Bewohner 
einen Verwundeten heimlich abtranspor- 
tieren wollten. Auf dem kleinen Seitenweg 
habe Militär das Auto umstellt. Wieder ha- 
be es scharfe Schüsse gegeben. Die Solda- 
ten hätten Jihad festnehmen können, aber 
sie schossen und trafen ihn in Mund und 
Brust. Anderen Dorfbewohnern seieszwar 
gelungen, den Schwerverletzten gegen den 
Widerstand der Soldaten in einem anderen 
Wagen fortzubringen. Aber auch der sei 
von den Israelis gestoppt worden. „Erst als 
die Soldaten Jihad sterben sahen, haben sie 
das Auto fahren lassen,“ erzählen uns die 
Kinder. 

Jetzt beginnt die Beerdigung. Auf dem 
Minarett der Dorfmoschee weht eine palä- 
stinensische Fahne, ein Posten beobachtet 
von dort oben die Zufahrtsstraßen; man 
fürchtet, die Armee könne wiederkommen. 
Fast alle Dorfbewohnersind aufderStraße, 
in einer kämpferischen Demonstration 
wird Jihad Assi zu Grabe getragen, Die 
Frauen müssen außerhalb des Friedhofes 
warten, bunte Kleider im Schatten der 
Häuser. 


abatiya. Wochenlang war dieser 
Ort von der israelischen Armee 
abgeriegelt. Jetzt sollen die Zu- 
fahrtswege offen sein. Ungehindert gelan- 
gen wir ins Dorf. Die Bewohner sind zu- 
rückhaltend. „Bitte keine Fotos!“ Damit 
hätten sie schlechte Erfahrungen gemacht. 

Im Februar hätte die Vereinigte Führung 
des Aufstandes alle palästinensischen Kol- 
laborateure Israels aufgefordert, die Zu- 
sammenarbeit mit der Besatzungsmacht 
einzustellen und alle Waffen abzuliefern, 
die ihnen von der israelischen Armee aus- 


gehändigt worden waren. In Qabatiya 
folgten diesem Aufruf fünf Männer. Sie 
übergaben in der Moschee ihre Waffen. 
Nun liefen die Menschen zum Haus des 
Wahrsagers der Stadt, um ihn, dessen enge 
Zusammenarbeit mit den Israelis bekannt 
war, davon zu überzeugen, ebenfalls seine 
Waffen abzugeben, Der Mann aber eröff- 
nete das Feuer auf die Menge: Er erschoß 
ein vierjähriges Kind und verletzte drei- 
zehn Dorfbewohner; fünf Stunden dauerte 
die Schießerei, bis der Schütze schließlich 
selber getötet wurde. Dafürübtedieisraeli- 
sche Armee Rache. Der Tote war ein be- 
währter Mitarbeiter gewesen. In den fol- 
genden Tagen sprengten die Soldaten vier 
Häuser, mit der Begründung, Angehörige 
der Besitzer seien als Angreifer auf einem 
Film zu sehen gewesen, den Soldaten nach 
der Auseinandersetzung beschlagnahmt 
hätten. 

Mit solchen fadenscheinigen Argumen- 
ten hat die israelische Armee seit 1967 die 
Zerstörung vieler Häuser in den besetzten 
Gebieten zu rechtfertigen gesucht: eine 
Kollektivstrafe für die Familien von Ver- 
dächtigen — eine Strafe, die das internatio- 
nale Recht verbietet. Wir sprachen miteini- 
gen Betroffenen: Gegen elf Uhr morgens 
seien die Soldaten auf ihr Haus zugekom- 
men, singend und scherzend, ohne irgend- 
ein Papier, erzählt uns eine Frau. Sie sei mit 
ihren kleinen Kindern allein gewesen. Der 
Mann und die zwei erwachsenen Söhne 
hätten ihr nicht einmal Zeit gelassen, das 
Haus zu räumen. „Geh wohin du willst, nur 
geh“, hätten sie geschrien und alles Mobi- 
liar auf die Straße geworfen, alle Nahrungs- 
mittel. Am Ende sei das Haus gesprengt 
worden, sagt die Frau. Nichts habe man ihr 
gelassen. 

Ein weißes Zelt steht inden Ruinen. Das 
Rote Kreuz hat es geliefert, gegen einen Be- 
rechtigungsschein, ausgestellt von der is- 
raelischen Armee. Jahrelang dürfen Fami- 
lien ihre gesprengten Häuser nicht wieder- 
aufbauen, und wenn, dann nuraneineman- 
deren Ort. „Aber wovon soll ich jemals ein 
neues Haus bauen lassen?“, sagt die Frau 
bitter. „Ich habe nicht einmal das Geld, um 
meinen Mann und meine Söhne im Gefäng- 
nis zu besuchen.“ 

Wochenlang riegelten Soldaten den Ort 
ab. Jeden Tag Ausgangssperre, keine Le- 
bensmittel, die Elektrizitäts- und Wasser- 
versorgung abgekappt. Sie haben durchge- 
halten. 

Den Palästinensern gilt Qabatiya heute 
als Helden-Dorf. Noch immer wird hier 
täglich demonstriert, jedesmal greift das 
Militär ein. Die Dorfbewohner bauen eilig 
kleine Barrikaden, Steine fliegen, die Sol- 
daten werfen Tränengas, schießen mit 
Hartgummigeschossen, immer häufiger 
aber auch mit scharfer Munition. Verletzte 
gibt es jeden Tag, oft auch Tote. Aber die 
Bewohner Qabatiyas machen weiter. 

Als es dunkel wird und die Tränengas- 
schwaden verfliegen, winken ein paar Jun- 
gens den israelischen Soldaten nach: „Bye, 
bye“, rufen sie, „we’ve finished now, see you 
tomorrow, Shalom.* 

Marianne Stern 


100.000 Demonstranten für die Annahme des Friedensplans, März 1988 


Israelische Friedensbewegung 


aufneuem Kurs? 


it der Feststellung eines Rechts- 

rucks in der israclischen Gesell- 

schaft ist die Entwicklung in den 
letzten Monaten seit Beginn des palästi- 
nensischen Aufstandes in den besetzten 
Gebieten nur unvollständig charakterisiert. 
Es ist inzwischen eine Polarisierung einge- 
treten, die zu einer Sammlung der Kräfte 
auf beiden Seiten des politischen Spek- 
trums geführt hat. Die Zuspitzung der poli- 
tischen Situation provoziert Reaktionen; 
auch der politisch indifferente israelische 
Wähler sieht sich in eine Position gedrängt, 
in der er sich für oder gegen eine politische 
Lösung des Konflikts entscheiden muß. 

In den ersten Wochen nach Beginn des 
Aufstandesgabes nurkleinere Demonstra- 
tionen und Proteste der traditionellen Frie- 
densgruppierungen im Lande.! Erst als die 
politische Dimension der Rebellion sich 
langsam abzeichnete, kam es zu einer Wice- 
derbelebung der in den letzten Jahren weit- 
gehend inaktiv gebliebenen Bewegung 
„Frieden jetzt!“. Deutlich wurde jedoch 
auch hier wieder, daß sich eine solche au- 
Berparlamentarisca Massenbewegung 
nur aufgrund allgemein gehaltener Frie- 
dens- und Kompromißparolen mobilisic- 
ren läßt. 


Die „peace-now“-Bewegung 

Die außerparlamentarische Friedensbe- 
wegung „Frieden jetzt!“ hatte sich Ende der 
70iger Jahre aus Anlaßderägyptisch-israe- 
lischen Verhandlungen über einen Frie- 
densvertrag gebildet, um durch große öf- 
fentliche Protestaktionen Druck aufdieun- 
nachgiebige Haltung der damaligen Regie- 
rung unter Ministerpräsident Begin auszu- 
üben. Nach Abschluß des Camp-David- 
Abkommens wurde es ruhig um die Bewe- 
gung. Erst der breite Protest’ gegen den Li- 
banon-Krieg führte zu einer Wiederbele- 
bung des Protestpotentials. Im September 
1982 kam es zur größten Demonstration 
der Bewegung, als 400.000 Menschen in 
Tel Aviv gegen die Massaker von Sabraund 
Schatila demonstrierten. Diese beeindruk- 
kenden Demonstrationen der „Frieden 
jetzt!“-Bewegung konnte man damals nur 
inenger Kooperation mit der Arbeitspartei 
und ihren finanziellen und organisatori- 
schen Ressourcen erreichen. Seit dieser 
Zeit übte aber praktisch die Arbeitspartei 
bei allen Aktivitäten der Bewegung ein Ve- 
torecht aus. Dies hat dazu geführt, daß seit 
dem Regierungsbeitritt der Arbeitspartei 
1984 die Bewegung praktisch gelähmt war, 
da sie Aktivitäten nur entfalten konnte, 
wenn diese auch den Interessen der Ar- 
beitspartei dienten. So demonstrierte 


„Frieden jetzt!“ füreineinternationale Frie- 
denskonferenz, als sich Shimon Peres für 
eine solche einsetzte. Aber nachdem der 
jetztige Außenminister Peres seine Initiati- 
ve abbrach, verfiel auch „Frieden jetzt!“ 
wieder in Schweigen. Dieses von „Frieden 
jetzt!“ hinterlassene Vakuum konnte von 
anderen kleineren und radikaleren Grup- 
pen nurteilweise aufgefüllt werden. Die pa- 
lästinensische Rebellion in den besetzten 
Gebieten seit Dezember 1987 hat die Füh- 
rung der Bewegung aus ihrem Dauerschlaf 
geweckt. Aufeiner Dringlichkeitssitzungin 
Jerusalem vertraten einige Mitglieder der 
Bewegung die Ansicht: „Entweder wir wer- 
den wieder aktiv oder wir lösen uns auf!“ 

Dem ersten Demonstrationsaufruf der 
Bewegung im Dezember 1987 und Januar 
1988 folgten nur relativ wenig Menschen, 
da diesen Demonstrationen nicht nur die 
Unterstützung der Arbeitspartei fehlte, 
sondern der Partciapparat diese sogar zu 
verhindern suchte. Zum ersten Mal richte- 
ten sich diese Demonstrationen nämlich 
explizit auch gegen eine Politik, die vonder 
Arbeitspartei verantwortet wird. Auch 
heute ist die Stoßrichtung des israelischen 
Massenprotestes primär auf die Unterstüt- . 
zung der kompromißbereiten politischen 
Linie des Außenministers Peres auf diplo- 
matischer Ebene gerichtet. 

Folgerichtig erhielt der Demonstra- 
tionsaufruf zur Unterstützung des ameri- 
kanischen Shultz-Planes, der auch vondem 
israelischen Außenminister Peres befür- 
wortet wird, am meisten Resonanz. Die 
Kritik an dem Vorgehen der Armee in der 


‚Westbank und im Gaza-Streifen kann je- 


doch nicht unterdrückt werden. Politisch 
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verantwortlich für diese Politik in den be- 
setzten Gebieten ist im wesentlichen der 
Verteidigungsminister der Arbeitspartei, 
Yitzchak Rabin. Somit ist jeder Protest ge- 
gen die Besatzungspolitik und für eine 
friedliche Lösung zugleich auch ein Protest 
gegen die Politik der Arbeitspartei.Obdie- 
se kritische Distanz zwischen der „Frieden- 
jetzi!“-Bewegung und der Arbeitspartei, 
die in Ansätzen erkennbar ist, über die 
nächste Zeit hinweg anhält, muß allerdings 
bezweifelt werden, da die historische Er- 
fahrung zeigt, daß im Hinblick auf bevor- 
stehende Wahlen große Teile der Bewe- 
gung erfolgreich. zu außerparlamentari- 
schen Wählerinitiativen der Arbeitspartei 
als dem „kleineren Übel“ gegenüber dem 
rechten Likud-Block umfunktioniert wer- 
den können. 


Grenzen des zionistischen Selbstver- 
ständnisses 

Aber ein zweites Moment hat den Prote- 
sten der „Frieden jetzt!“-Bewegung in den 
letzten Monaten eine neue Qualität verlie- 
hen: Die Integration der israelischen Ara- 
ber. Das zionistische Selbstverständnis der 
außerparlamentarischen Friedensbewe- 
gung erlaubte bislang nicht das Engage- 
ment israelischer Palästinenser. Immer 
wieder wurde die Befürchtung geäußert, 
die Aufgabe des exklusiv-jüdischen Cha- 
rakters der Bewegung liefere den Gegnern 
überflüssige Argumente. Vor diesem Hin- 
tergrund hatte die Bewegung israelische 
Palästinenser bislang nicht zur Teilnahme 
an ihren Demonstrationen aufgerufen. 
Zum ersten Mal jedoch haben in diesem 
Jahrauch Vertreterderisraelischen Palästi- 
nenserundsogarauch palästinensische Re- 
präsentanten der Bevölkerung in den bc- 
setzten Gebieten an Demonstrationen teil- 
genommen und als Redner fungiert.’ 

Damit trug die Bewegung „Frieden 
jetzt!“ einer Entwicklung Rechnung, die in 
der israelischen Gesellschaft erhebliche 
Befürchtungen ausgelöst hat. Die Solida- 
rität zwischen den Palästinensern dieseits 
und jenseits der Grünen Linie ist bislang 
noch nie so manifest geworden. Der Aufruf 
des Komitees der arabischen Bürgermei- 
ster in Israel zum Solidaritätsstreik mit der 
palästinensischen Bevölkerung in den be- 
setzen Gebieten sowie die traditionellen 
Demonstrationen der Araber in Israel zum 
„Tag des Bodens“ am 30. März hatten eine 
erstaunliche und unerwartete Resonanz 
gefunden. Schlaglichtartig wurde vielen Is- 
raclis die Dimensiori des „demographi- 
schen Problems“ in einem Groß-Israel 
deutlich, d.h. die Gefahren, die aus dem 
Umstand resultieren, daß eine große palä- 
stinensische Minderheit ineinemjüdischen 
Staat leben würde, die aufgrund ihrer ho- 
hen Geburtenrate in absehbarer Zeit zu ei- 
ner Mehrheit werden könnte. 

Es bestehen bisher wenig Anzeichen für 
eine grundsätzliche politische Umorientie- 
rung der israelischen Palästinenser. Sie 
wollen weiterhin in ihrer großen Mehrheit 
israelische Staatsbürgerbleiben und kämp- 
fen für die.Gleichberechtigung in einem jü- 
dischen Staat. Doch das Bewußtsein der 
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Solidarität mit den Palästinensern in den 
besetzten Gebieten und ihrem Kampf um 
einen eigenen unabhängigen palästinensi- 
schen Staat ist gewachsen. In dem Erfolg 
des Solidaritätsstreiks manifestiert sich je- 
doch nicht nur die Solidarität unter den Pa- 
lästinensern. In wachsendem Maße schei- 


nensichdie israelischen Palästinenser ihres 
politischen Gewichts im israelischen Staat 
bewußt zu werden. Sie begreifen sich als 
Faktor israelischer Innenpolitik, der 
durchaus Druck aufdie Regierungausüben 
kann. Insoweit ist die Integration des palä- 
stinensisch-arabischen Protests innerhalb 
Israels in die primär jüdisch geprägte au- 
Berparlamentarische Friedensbewegung 
von erheblicher innenpolitischer Spreng- 
kraft. 


Breites oppositionelles Spektrum 
ohne organisatorische Stärke 

Die Ereignisse der letzten 6 Monate haben 
aber nicht nur zueiner Wiederbelebungder 
Bewegung „Frieden jetzt!“ geführt. AufSei- 
ten der innerisraelischen Opposition kam 
es auch wieder zu zahlreichen Aktivitäten 
und zur Gründung vieler neuer Gruppen 
und Initiativen anläßlich des Aufstandes in 
den besetzten Gebicten. Gerade diese klei- 
neren und in ihren Forderungen und Ak- 
tionsformen radikaleren Friedensgruppen 
kommt nicht selten eine bedeutende Kata- 
Iysator-Funktion zu.’ Sie zeichnen sich 
nicht nurdurch kontinuierliche Aktivitäten 
aus, sondern verbinden ihren Protest gegen 
die Okkupation auch mit konkreten politi- 


„Peace Now‘ 
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schen Forderungen, die innerhalb der brei- 
ten Bewegung „Frieden jetzt!“ (noch) keine 
Mehrheit finden. Von besonderer Bedeu- 
tung sind auch wieder Gruppierungen, die 
sich aus Soldaten, Offizieren und Reservi- 
sten zusammensetzen und mehroder weni- 
ger deutlich die Verweigerung des Mili- 
tärdienstes in den besetzten Gebieten pro- 
pagieren. Bis April 1988 waren es bereits 
mehr als 400 Soldaten, die sich weigerten, 
bei der Niederschlagung des Aufstandes in 
den besetzten Gebieten teilzunehmen. Die 
Reaktion der Militärbehörden ist nicht ein- 
heitlich: Einige dieser Verweigerer, die kei- 
neswegs Pazifisten sind, werden inhaftiert 
und zu relativ kurzen Freiheitsstrafen ver- 
urteilt. Andere werden gar nicht erst einge- 
zogen.oder nur innerhalb Israelseingesetzt. 
Die wichtigste Kraft innerhalb dieser Op- 
position ist die schon während des Liba- 
non-Krieges gegründete Gruppe „Yesh 
Gvul“ („Esgibt eine Grenze“), dieaufgrund 
ihrer kontinuierlichen Aktivitäten zu ei- 
nem festen Bestandteil der außerparla- 
mentarischen Opposition geworden ist. Al- 
lerdings ist aufgrund der Rolle der Armee 
in der israelischen Gesellschaft der von 
„Yesh Gvul“ propagierte Aufruf zur Ver- 
weigerung des Militärdienstes in den be- 
setzten Gebieten innerhalb der Friedens- 
kräfte außerst umstritten. Weite Teile der 
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Bewegung „Frieden jetzt!“ und der dem 
Friedenslager nahestehenden Bürger- 
rechtspartei und der Mapam lehnen diese 
radikale Form des Protestes ab. 

Schon kurz nach Beginn des Aufstandes 
bildeten sich in den großen Städten Jerusa- 
lem, Tel Aviv und Haifa Gruppen mit dem 
Namen „Dai la-Kibush“ („Stoppt die Be- 
setzung“), in denen insbesondere Mitglic- 
der der linken Parteien und Gruppierun- 
gen mitarbeiten. Die von diesen Gruppen 
verabschiedete politische Plattform fordert 
nicht nur eine „humanere Besatzungspoli- 
tik“, sondern ausdrücklich ein Ende der 
Besatzung und die Gründung eines palästi- 
nensischen Staates neben Israel als Ergeb- 
nis einer internationalen Friedenskonfe- 
TEnz. 

Die radikalere Gruppe „Hala ha-Ki- 
bush“ („Nieder mit der Besatzung“) geht 
noch einen Schritt weiter, indem sie ein be- 
dingungsloses Ende der Besatzung fordert, 
ohne daß dies an politische Lösungen ge- 
bunden werden sollte.. Neben verschiede- 
nen Demonstrationen ist diese Gruppe vor 
allem auch durch Sammlung von Lebens- 
mitteln und Medikamenten für die palästi- 
nensischen Flüchtlingslager an die Öffent- 
lichkeit getreten. Ohne politische Plattform 
organisiert die Gruppe „Frauen in 
Schwarz“ ihre wöchentlichen Mahnwa- 
chen in verschiedenen Städten Israels, um 
auf diese Weise den Protest gegen die der- 
zeitige Besatzungspolitik zum Ausdruck zu 
bringen. 

Ergänzt werden diese Aktivitäten durch 
eine breite Opposition in intellektuellen 
und akademischen Kreisen, bei Psycholo- 
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gen und Sozialarbeitern, Künstlern und 
Schülerinitiativen. In verschiedenen Auf- 
rufen und Anzeigen in israelischen Zeitun- 
gen wird besonders die Brutalisierung der 
israelischen Soldaten beklagt. Oft ist eshier 
dieSorgeumdieeigene Haut, nichteineSo- 
lidarität mit den Palästinensern, die viele 
dieser Kritiker motiviert. Es wird die Be- 
fürchtung zum Ausdruck gebracht, daß die 
Dehumanisierung der Besatzer nicht ohne 
Auswirkungen auf das Leben in Israel sein 
könne. Auch in der israelischen Presse 
überwiegt insgesamt die Kritik an der Be- 
satzungspolitik, jedoch läßt sich der Protest 
noch nicht mit der Opposition gegen den 
Libanon-Krieg vergleichen. Damals, so 
kommentierte bissig ein israelischer Pro- 
fessor den Unterschied, seien es ja „unsere 
Kids“ gewesen, die getötet wurden; „heute 
sindes arabische Kids“. Die Invasion inden 
Libanon hat 1982 den nationalen Konsens 
erschüttert und somit eine breite Opposi- 
tion möglich gemacht. Der Aufstand in den 
besetzten Gebieten hat eine Reaktion die- 
ser Qualität bislang nicht ausgelöst. Die in- 
ner-israelischen „Fronten“ verliefen nach 
dem Libanon-Krieg eindeutiger zwischen 
Likud-Block nebst Anhängseln auf der ei- 
nen Seite und der Arbeitspartei nebst lin- 
kem Spektrum auf der anderen Seite, 

Die außerparlamentarische Opposition 
zeichnet sich aus durch eine Vielzahl von 
Initiativen, Gruppen, Organisationen und 
Parteien. Die außerparlamentarischen 
Kräfte sind außerstande, sich zusammen- 
zuschließen. Lediglichder außerparlamen- 
tarischen Friedensbewegung „Frieden 
jetzt!“ gelingt es, unter Verzicht auf politi- 
sche Eindeutigkeit die unterschiedlichen 
Gruppierungen zu gemeinsamen Aktionen 
zusammenzuschließen. Wichtig erscheint, 
daß die Toleranz gegenüber radikaleren 
Friedensgruppen, die Bereitschaft, mit die- 
sen punktucll zusammenzuarbeiten, offen- 
sichtlich gestiegen ist. 


Interessensunterschiede und 
politische Streitpunkte 

Nach wie vor bleiben viele politische Un- 
terschiede zwischen den Gruppierungen 
bestehen. Zum einen geht es um die grund- 
sätzliche Funktion des außerparlamentari- 
schen Protestes. Nicht wenige der Aktivi- 
sten sind in politischen Parteien wie der 
„Demokratischen Front“ (dominiert von 
den israelischen Kommunisten), der jü- 
disch-arabischen „Progressiven Friedens- 
liste“, der Bürgerrechtspartei, der soziali- 
stischen Mapam und teilweise sogarauchin 
der Regierungspartei des Shimon Peres ak- 
tiv, während andere — allerdings ohne Er- 
folg — gerade im Hinblick auf die bevorste- 
henden Parlamentswahlen einen Zusam- 
menschluß aller Gruppen in einer „Frie- 
denspartei“ propagieren. Zum anderen 
stellt die Frage nach der Legitimität des zi- 
vilen Ungehorsames einen Streitpunkt dar, 
der sich z.Zı. besonders an der Frage der 
Militärdienstverweigerung in den besetz- 
ten Gebieten und der Kontakte zu Reprä- 
sentanten der PLO kristallisiert. Die Frage, 
inwieweit sich eine Gruppierung als zioni- 
stisch oder antizionistisch begreift — lange 


Jahre dieentscheidendeideologische Tren- 
nungslinie* — hat dagegen an Bedeutung 
verloren. Zwar bestehen in weiten Teilen 
des Friedenslagers noch Vorbehalte gegen 
eine Zusammenarbeit mit nichtzionisti- 
schen Gruppierungen, doch zumindest 
punktuelle Kooperation ist heute durchaus 
die Regel. Dagegen stellt die Frage der Le- 
gitimität von Verhandlungen mit der PLO 
und der Forderung nach einem unabhängi- 
gen palästinensischen Staat neben Israelei- 
ne zentrale Kontroverse innerhalb der 
Friedensbewegung dar, auch wenn die 
Fronten hier zuweilen nicht mehr ganz so 
eindeutig erscheinen wie früher. Diese For- 
derungen werden heute nämlich sowohl 
von nichtzionistischen als auch zionisti- 
schen Gruppen vertreten. 

Die treibenden Kräfte der Oppösition 
gegen die Besatzungspolitik stellen nicht 
selten traditionelle Friedensgruppen dar, 
die seit Jahren und Jahrzehnten für eine 
Solidarität mit den Palästinensern, den 
Dialog mit der PLO und für das palästinen- 
sische Selbstbestimmungsrecht kämpfen. 
Schmerzhaft wird von diesen oft festge- 
stellt, daß der wachsende Protest heute we- 
niger der Solidarität mit dem palästinensi- 
schen Volk, als vielmehr der Sorge um den 
Charakter des jüdisch-demokratischen 
Staates entspringt. Der Preis für die Auf- 
rechterhaltung des status quo erscheint vie- 
len zu hoch. Die Besatzung muß nach ihrer 
Ansicht beendet werden, um auf Dauerden 
jüdischen Charakter und die demokrati-. 
sche Struktur Israels zu retten, denn die 
jahrzehntelange Besatzung korrumpiert 
das System. Doch unabhängig von der Mo- 
tivation des Protestes bleibt die Stärkung 
der außerparlamentarischen Friedensbe- 
wegung in Israel zu verzeichnen — trotz des 
Rechtsrucks. Von entscheidender Bedeu- 
tung wird aber sein, ob sich diese Opposi- 
tion auch parlamentarisch umsetzen läßt. 
Meinungsumfragen in Israel lassen derzeit 
allerdings befürchten, daß es zu einer 
grundlegenden Veränderung der Mehr- 
heitsverhältnisse in der Knesset, dem israe- 
lischen Parlament, beiden bevorstehenden 


Wahlen im Herbst dieses Jahres nicht kom- 


men wird. 2 
Christian Sterzing 
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ach einer Rundreise durch den Li- 

banon 1974 berichtete ein westli- 

cher Journalist über die zuneh- 
menden israelischen Luftangriffe und 
Kommandoaktionen und stellte fest, daß 
damit nach Ansicht vieler Libanesen das 
Ziel verfolgt würde, „die zerbrechliche po- 
litische Einheit Libanons zu sprengen, 
Christen und Muslime gegeneinander und 
die Palästinenser gegen jeden aufzubrin- 
gen“." Der Ausbruch des Bürgerkrieges 
1975 und dessen Begleitumstände in den 
darauffolgenden Jahren habenmittlerweile 
die damaligen Befürchtungen längst unter 
Beweis gestellt. Die rapide fortschreitende 
Konfessionalisierung hat inzwischen den 
sozialen und politischen Charakter des 
Konfliktes weitgehend in den Hintergrund 
treten lassen und eine Auflösung der liba- 
nesischen Gesellschaft in ihre religiösen 
und konfessionellen Bestandteile herbei- 
geführt. Die sich rasch ausbreitende Welle 
religiös und fundamenitalistisch orientier- 
ter Bewegungen in Nahen und Mittleren 
Osten weist ebenfalls auf Tendenzen hin, 
die sozialen, ökonomischen und strategi- 
schen Ursachen solcher Konflikte konfes- 
sionalistisch zu verschleiern. 

Es wäre gewiß eine grobe Vereinfa- 
chung, würde man diesen Prozeß der Kon- 
fessionalisierung des Nahostkonfliktes, 
losgelöst von seinen historischen Wurzeln 
und getrennt von seinen innenpolitischen 
sozio-ökonomischen Bedingungen, aus- 
schließlich auf die exogene Einwirkung 
fremder Mächte zurückführen wollen. Daß 
die europäischen Kolonialmächte dennoch 
an der Herbeiführung dieser Entwicklung 
maßgeblichen Anteil hatten, steht außer 
Frage. Daß Israel andererseits, von langfri- 
stigen strategischen Überlegungen ausge- 
hend, ebenfalls Anteil an dieser Entwick- 
lung hat, soll im folgenden dargestellt wer- 
den. 


Die Anfänge des Konfessionalismus 
im Libanon im 19. Jahrhundert 

Der Konfessionalismusim Libanon hat sei- 
ne staatspolitisch relevanten Wurzeln im 
19. Jahrhundert. Das Zeitalter des Natio- 
nalismus erschütterte das Millet-System, 
die traditionelle Gesellschaftsordnung des 
Osmanischen Reiches, die die Untertanen 
nach ihrer religiösen Zugehörigkeit in zivil- 
rechtlich weitgehend autonomen Reli- 
gions- bzw. Konfessionsgemeinschaften — 
Millets - organisierte. Die sozio-ökonomi- 
schen Reformen des ägyptischen Herr- 
schers Muhammed Ali (1805-1848), der 
Syrien und Libanon 1831-1840 vom Os- 
manischen Reich faktisch abgetrennt und 
die Macht der der Hohen Pforte tribut- 
pflichtigen Lokalherren gebrochen hatte, 
bildeten die Grundlagen der nahda, der 
kulturellen Renaissance des Arabischen 
und des damit einhergehenden Erwachens 
des arabischen Nationalismus.? 

Das 19. Jahrhundert leitete ebenfalls das 
Zeitalter kolonialer Intervention im Liba- 
non ein. Bereits 1840 wurden die ägypti- 
schen Truppen auf militärischen Druck der 
europäischen Mächte — vor allem der Eng- 
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länder — aus Syrien und dem Libanon zu- 
rückgedrängt und die osmanische Herr- 
schaft wiederhergestellt. Die wiedereinge- 
setzten Lokalherren suchten ihre Rivalitä- 
ten bei der Neuaufteilung des Landes kon- 
fessionell zu verschleiern. Der Konfessio- 
nalismus wurde von ihnen instrumentali- 
siert, um vornehmlich die sich ausweiten- 
den Bauernaufstände zu kanalisieren und 
eine Solidarisierung unter den Bauern zu 
verhindern.’ Die Massaker von 1845 und 
1860, denen größtenteils Christen zum 
Opfer fielen, waren die ersten konfessionell 
geschürten in der Geschichte des Landes. 
Sie verschleierten den sozialen Charakter 


der Kämpfe und trugen letzten Endes dazu 
bei, die Herrschaft der Feudalherren wie- 
derherzustellen und zu bewahren. 

Eine aktive Rolle nahmen bereits zu die- 
ser Zeit die diplomatischen Vertretungen 
der Kolonialmächte ein, die jeweils die eine 
oder andere Konfessionsgemeinschaft 
protegierten.* Die militärische Interven- 
tion Frankreichs 1860 führte zur Institutio- 
nalisierung des Konfessionalismus im Li- 
banon. Mit der 1864 legalisierten Verein- 
barung — dem Reglement Organique — 
wurde dem Land eine nach einem konfes- 
sionellen Proporzsystem organisierte 
Staatsverwaltung aufoktroyiert. Das Pro- 


porzsystem wurde nach der Auflösung des 
Osmanischen Reiches von der Mandats- 
macht Frankreich (1918-1943) weiter 
ausgebaut und diente der Nationalen Char- 
ta von 1943 als Grundlage. Nach dieser 
schriftlich nicht fixierten Vereinbarung 
zwischen den traditionellen, sich vorwie- 
gend aus den Reihen der Lokalherren re- 
krutierenden Vertretern der verschiedenen 
Konfessionsgemeinschaften, sollte der 
Staatspräsidient ein Maronit, der Minister- 
präsident ein Sunnit und der Parlaments- 
präsident ein Schiit sein. Befehlsgewalt 
über Armee und Polizei sollte von Maroni- 
tenausgeübt werden. Auchdie Parlaments- 
sitze wurden nach einem Proporzschlüssel 
verteilt.’ 

Die unter französischer Federführung 
entstandene Regelung erwies sich als un- 
tauglich, den Anforderungen eines moder- 
nen Zeitalters gerecht zu werden. Das sich 
ständig zuungunsten der Maroniten ver- 
schiebende demographische Verhältnis 
und die Weigerung der herrschenden 
Schichten, auf der Grundlage einer Volks- 
zählung die Proporzen neu festzulegen, be- 
einhaltete darüber hinaus sozialen Spreng- 
stoff, der sich jederzeit von internen, vor al- 
lem aber von externen Kräften instrumen- 
talisieren lassen konnte. 
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Israel und der Konfessionalismus 
im Libanon 


Die sich mosaikartig aus 16 Religions- und 
Konfessionsgemeinschaften zusammen- 
setzende libanesische Gesellschaft lieferte 
und liefert weiterhin einen fruchtbaren 
Nährboden für die politischen Machen- 
schaften auswärtiger Mächte. Für Israel, 
das sich in „religiösen“ Kategorien defi- 
niert, ist die Balkanisierung des arabischen 
Ostens ein strategisches Ziel In einer Re- 
gion, die sichnicht mehr im säkularen Sinne 
zur arabischen Nation gehörig definieren 
würde, sondern eine kleine, religiöse und 
konfessionelle Staatseinheiten zerfallen 
sollte, wäre Israel ein Staat unter vielen. 
Moshe Sharett, erster Außenminister Isra- 
els und von 1954—55 Premierminister, be- 
richtet in seinen Tagebüchern über eineSit- 
zung vom 27. Februar 1954, an der neben 
David Ben Gurion und Moshe Dayan auch 
derisraelischen Verteidigungsminister Pin- 
has Lavon beteiligt war. Er beschreibt: 
„Dann ginger (Ben Gurion) zueinemande- 
ren Thema über. Jetzt ist es Zeit, sagte er, 
den Libanon zu drängen — und das heißt, 
die Maroniten im Land —, einen christli- 
chen Staat auszurufen. Ich sagte, daß das 
Unsinn wäre. Die Maroniten sind gespal- 
ten. Die PartisanendeschristlichenSepara- 
tismus sind schwach und werden nichts zu 
unternehmen wagen. Ein christliches Liba- 
non würde für sie bedeuten, Tyros, Tripoli, 
das Beka’a-Tal aufzugeben. Es gibt keine 
Macht, die dem Libanon die Ausmaße aus 
der Zeit vor dem I, Weltkrieg zurückbrin- 
gen könnte und das um so mehr, weil es in 
diesem Fall seine ökonomische Grundlage 
(raison d’Etre) verlieren würde. Ben Gurion 
reagierte wütend. Er begann, die histori- 
sche Rechtfertigung für einen begrenzten 
christlichen Libanon aufzuzählen. Wenn 
solch eine Entwicklung stattfinden sollte, 
würden die christlichen Kräfte es nicht wa- 
gen, dagegen zu opponieren“.’? 

Die Forderung Ben Gurions, einen 
christlichen Staat im Libanon zu schaffen, 
geht einher mit der Territorialansprüchen 
im Südlibanon 3 Sharett lehnte diese Pläne 
nicht ab, weil er grundsätzlich etwas dage- 
gen gehabt hätte. Vielmehr seier,wieerBen 
Gurion in einem Schreiben mitteilte, „jaim 
Gegenteil der Idee wohlgesonnen“.? Er 
hielt lediglich die Zeit für noch nicht reif. 
„Es hat keinen Sinn, von außen eine Bewe- 
gung zu schaffen, die im Inneren überhaupt 
nicht existiert... Es ist unmöglich, einem to- 
ten Kämpfer Leben einzuimpfen... Was die 
Maroniten betrifft, hat die große Mehrheit 
von ihnen jetzt jahrelang pragmatische 
Führer ihrer Gemeinde unterstützt, die 
schon seit langem den Traum eines christli- 
chen Libanon aufgegeben und alle Karten 
auf eine christlich-moslemische Koalition 
im Lande gesetzt haben“.!® 


Die nationale Bewegung bis Ausbruch 
des Bürgerkrieges 1975. 

Hatten die traditionellen maronitischen 
Führer noch am Vorabend der Unabhän- 
gigkeit unter der Voraussetzung der Beibe- 


haltung ihres Herrschaftsmonopols auf die 


„Koalition“ mit den Führern der anderen 
Konfessionsgemeinschaften gesetzt, so er- 
wies sich diese alsbald als nicht tragfähig. 
Die vor allem in den Fünfziger Jahren wie- 
dererstarkte arabische Nationalbewegung 
trugmaßgeblichzur Stärkungdesarabisch- 
nationalen Bewußtseins bei. Ohne sich 
gänzlich von einer islamisch geprägten Ori- 
entierung lösen zu können, galt wie im Für- 
stenstadium des arabischen Nationalismus 


Ende des 19. Jh. auch jetzt, daß weder 
ethnische noch konfessionelle Zugehörig- 


keit, sondern allein die gemeinsame Spra- 
che die Grundlage der arabischen Nation 
bildet.! 

Im Rahmen eines solchen, vor allem von 
Nasser propagierten, überregionalen ara- 
bischen Nationalismus entwickelten sich 
spezifisch regionale Nationalismen, z.B.sy- 
rischer, irakischer, palästinensischer, alge- 
rischer, aber auch libanesischer Prägung — 
ohneim Widerspruchzumübergeordneten 
arabischen Nationalismus zu stehen. Dem 
Selbstverständnis nach bilden alle arabi- 
schen Völker eine gemeinsame arabische 
Nation. 

Die prowestliche Orientierung des Re- 
gimes im Libanon und die Bestrebungen, 
das Land in den von den USA und Groß- 
britannien protegierten Bagdadpakt aufzu- 
nehmen, führten 1958 zum ersten innerlib- 
anesischen Konflikt. Die oppositionellen 
Kräfte vermochten zwar die erneute Kan- 
didatur des damaligen Staatspräsidenten 
Camille Chamoun zu vereiteln. Die Lan- 
dung von US-Marineinfanteristen verhin- 
derte jedoch eine Reform des konfessiona- 
listischen Staatssystems. 

Neben dem arabischen Nationalismus 
trug vor allem die wachsende Gewerk- 
schaftsbewegung zu einer, wenn auch be- 
scheidenen, Säkularisierung der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse und zu einer fort- 
schreitenden Überwindung konfessionel- 
ler Barrieren bei. Die Unfähigkeit des Re- 
gimes, die wachsende Kluft zwischen Arm 
und Reich zu überwinden und die zuneh- 
menden sozialen Konflikte adäquat und 
auf demokratische Weise zu bewältigen, 
war entscheidend für die Stärkung der Ge- 
werkschaften. Unterstützt von Massende- 
monstrationen brach unter der Parole „Al- 
les Land den Bauern“ im November 1970 
eine Revolte der Landarbeiter und armen 
Bauern im Süden des Landes aus. Im Nor- 
den bildeten sich erste Bauernräte, die sich 
weigerten, für die Großgrundbesitzer zu 
arbeiten und ihnen Anteile ihrer Ernte zu 
überlassen. Mit dem Einsatz von Panzern 
wurden die Protestkundgebungen von der 
Armee niedergeschlagen.'? 

Hatten esdie USA 1958 durch ihre mili- _ 
tärische Intervention vermocht, das beste- 
hendekonfessionalistische Staatssystem zu 
erhalten, so übernahm Israel Ende der 
sechziger Jahreeineähnliche Funktion. Mit 
dem rapiden Aufschwung der Arbeits- 
kämpfe und der Solidaritätsbewegung mit 
dem palästinensischen Widerstand mach- 
ten israelische Militärs bereits 1969 ultima- 
tiv deutlich, daß sie keine politische Ände- 
rung im Libanon dulden würden.'” Den- 
noch: In den Jahren 1973 bis Anfang 1975 


sah das Landeineniegekannte Ausweitung 
der Arbeitskämpfe und Generalstreiks. 

Die Streikbewegung griff auf nahezu 
sämtliche Wirtschaftssektoren über. Die 
Streiks der Textilarbeiter und in der leder- 
verarbeitenden Industrie, vor allem jedoch 
inden Ghandurwerken (lebensmittelverar- 
beitende Industrie), hatten Signalwirkung: 
Die Streiks und die damit einhergehende 
Solidaritätsbewegung führte Menschen 
unterschiedlicher Konfession in einen ge- 
meinsamen Kampf und trug entscheidend 
dazu bei, die konfessionellen Schranken an 
der Basis zu erschüttern. Die unterprivile- 
gierten Tabakbauern im Südlibanon setz- 
ten sich gegen die Preispolitik der staatli- 
chen Tabakmonopolgesellschaft, Regis Li- 
banaise zur Wehr. Ende Februar 1975, Wo- 
chen vor Ausbruch des Bürgerkrieges, kam 
es zu Zusammenstößen zwischen demon- 
strierenden Fischern im Südlibanon und 
Einheiten der Gendarmerie. Die Fischer 
protestierten gegen die Gründung von 
„Protein“, ein vom Ex-Staatspräsidenten 
Chamoun gegründetes Hochseefische- 
reiunternehmen, das mit seinen modernen 
Booten die Existenzgrundlage der kleinen 
Fischer zu zerstören drohte. Bei dem An- 
griffauf den Demonstrationszug wurde der 
populäre nasseristische Parlamentsabge- 
ordnete Ma’aruf Saad getötet.'? 

Die Präsenz der palästinensischen Wi- 
derstandsbewegung, die sich seit 1969 un- 
ter den Lagerbewohnern zu formieren be- 
gonnen hatte, gab dieser Entwicklung wei- 
tere Impulse, auch wenn die Palästinenser 
sich grundsätzlich aus den innerlibanesi- 
schen Auseinandersetzungen heraushiel- 
ten. Selbst nach dem Überfall von Falangi- 
sten auf einen unbewaffneten palästinensi- 
schen Bus am 13. April 1975 und der Er- 
mordung von 27 palästinensischen und lib- 
“ anesischen Insassen — der Überfallwarder 
Auftrakt zum Bürgerkrieg — hielten sich 
die Palästinenser noch zurück. Erst als die 
Falangisten im Januar 1976 mit der Belage- 
rung der Flüchtlingslager anfingen, began- 
nen die Palästinenser eine militärisch akti-. 
vere Rolle zu spielen." Die bewaffnete pa- 
lästinensische Präsenz auf libanesischem 
Boden war bestenfalls ein Faktor des lib- 
anesischen Konfliktes, keinesfalls jedoch 
der entscheidende. 


Israel und die Falange. 
Speerspitze gegendie linken und progressi- 
ven Organisationen,! die eine Säkularisie- 
rung des politischen Systems forderten, 
war die Falange. Die sich ursprünglich nur 
aus Maroniten konfessionell zusammen- 
setzende Organisation war 1936 durch den 
Apotheker Pierre Gemayel gegründet wor- 
den, nachdem dieser, beeindruckt vom na- 
tionalsozialistischen Deutschland, von der 
Berliner Olympiade zurückgekehrt war. 
Die seither paramilitärisch straff geführte 
Organisation verfügt heute über eine der 
schlagkräftigsten Milizen des Landes.!? 
Der Falange kommt nicht nur das „Ver- 
dienst“ zu, mit ihrem Überfall vom 13. 
Aprilden blutigen Bürgerkriegim Libanon 
ausgelöst zu haben. Sie hatte maßgeblichen 
Anteil an der Konfessionalisierung des 
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Bürgerkrieges. Nach dem Tode von vier ih- 
rer Milizionäre nahmen Falangisten vom 6. 
Dezember 1975 200 Muslime als Geiseln 
und ermordeten sie anschließend.'® Die 
Art, wie die Entführung durchgeführt wur- 
de — die Muslime wurden an Straßensper- 
renanhandihrer Personalausweise von den 
Nichtmuslimen ausgesondert —, führte zu 
einer Schockwirkung und sollte später 
Schule machen. Das Ereignis ging ın die 
Annalen des libanesischen Bürgerkrieges 
als der „schwarze Samstag“ ein.'” „Entfüh- 
rung nach dem Personalausweis“ wurde 
zum Schlagwort. 

Die auf konfessionellem Sektrierertum 
beruhende Praxis der Falangisten fand auf 
der Gegenseite anfangs nur sporadische 
Nachahmung. Atallah Mansour, ein ange- 
sehener arabisch-israelischer Journalist 
und selber Maronit, bereistenachderisrae- 
lischen Invasion den israelisch besetzten 
Südlibanon. Er stellte fest, daß unter allen 
im Libanon operierenden Milizenalleindie 
Falangeunddieebenfallsmit Israel verbün- 
deten „Wächter der Zeder“ — die Milizen 
der Nationalliberalen Partei Camille cha- 
mouns waren in einem relativ führen Sta- 
dium von der Phanlange niedergemacht 
und ihre Reste eingegliedert worden; die 
Marada-Milizen des ehemaligen Staats- 
präsidenten Sulaiman Franjieh befanden 
sich nach der Ermordung von Franjiehs 
Sohn, Toni, in offener Fehde zur Falange — 
eine sektierische Politik betrieben. ImInva- 
sionsjahr 1982, also nach gut sieben Jahren 
Bürgerkrieg konnte‘ er bestätigen, daß, 
währenddie Falangisten nahezudiegesam- 
te nicht-christliche Bevölkerung aus den 
von ihnen kontrollierten Gebieten vertrie- 
ben hatten, indenanderen, von Linken und 
Muslimen kontrollierten Gebieten überall 
noch christliche Gemeinschaft existier- 
ten.?° 

Tatsächlich wurdenrelativ frühdie heute 
von der Falange beherrschten Gebiete, so 
z.B. die Ost-Beirut und um Junieh, durch 
Vertreibung der muslemischen Bevölke- 
rung nahezu homogen christlich, während 
andererseits große Teile der früher hetero- 
gen besiedelten Landesteile, die nicht von 
der Falange kontrolliert wurden, vor allem 
West-Beirut, noch lange ihren multikonfes- 
sionellen Charakter beibehielten. Auf isla- 
mischer Seite gegen Christen verübte 
Greuel, so bei der Erstürmung der Stadt 
Damour am 20. Januar 1976, hattenkeinen 
systematischen und planmäßigen Charak- 
ter und fanden als Reaktion auf vorausge- 
gangene Überfälle der Falangisten statt 
(Karantina, Tell al-Zaatar). Erst infolge er- 
neuter Radikalisierung im Zuge der israeli- 
schen Invasion kam es zunehmend zu einer 
systematischen Vertreibung ganzer christ- 
licher Ortschaften, vor allem in den von 
Drusen kontrollierten Schufbergen bzw. 
um Sidon. 

Die Falange wurde von den Israelis mili- 
tärisch ausgerüstet. Zunächst heimlich und 
dann offen erhielt sie, so nach Angaben 
Menahem Begins, bis 1982 militärische 
Ausrüstung — von Uniformen über Artille- 
rie bis hin zu Panzern und Munition — im 
Werte von$ 100 Mio.;andere Quellen spre- 


chen sogar von $ 250 Mio.?! Begin hatte 
noch vor seiner Amtsübernahme als Mini- 
sterpräsident 1977 in weiser Vorauspla- 
nung angefangen, bereits im ersten Bürger- 
kriegsjahr 1975 Kontakte zur Falange zu 
knüpfen.?? 

Aber auch die Arbeitspartei verfügte 
über enge Kontakte zu der Falange. So wa- 
ren ander logistischen Planung der Belage- 
rungundanschließenden Stürmungdespa- 
lästinensichen Flüchtlingslagers Tell al- 
Zaatar nicht nur israelische Militärberater 
beteiligt; die Falangisten benutzten dar- 
über hinaus Panzer und gepanzerte Fahr- 
zeuge, die noch hebräische Zeichen der is- 
raelischen Armee trugen. ?? 

Die zionistischen Bemühungen um eine 
Allianz mit den Maroniten lassen sich auf 
die Vorstaatlichkeitsphase zurückdatieren. 
Eine wichtige Rolle spielte dabei das zioni- 
'stische Interesse am Wasser des Litani.?* 
Bereits 1932 schlugein Emissär der Jewish 
Agency beieinem Besuch in Beiruteine Al- 
lianz gegen den „gemeinsamen Feind, den 
islamisch orientierten arabischen Nationa- 
lismus“ vor.2° Aber auch spätere Kontakte 
—sodie Begegnung zwischen Chaim Weiz- 
mann und dem libanesischen Präsidenten 
Emile Edde& 19372* sowie Kontakte wäh- 
rend der Präsidentschaft Camille Cha- 
mouns 1955?” — dienten dem gleichen 
Zweck. 

Aus der gleichen Zeit stammt auch die 
Eintragung Mosche Sharetts vom 28. Mai 
1954 in seinem Tagebuch. Dort heißt es: 
„Der Oberbefehlshaber unterstützt einen 
Plan, einen (libanesischen) Offizier anzu- 
heuern, der als Marionette dienen soll, da- 
mit die israelische Armee den Eindruck er- 
wecken kann, sie folge seinem Aufruf, den 
'Libanon von den moslemischen Unter- 
drückern zu befreien‘ .. Wir müssen versu- 
chen, gefährliche Komplikationen zu ver- 
meiden. Die Kommission muß mit Unter- 
suchungsaufgaben und vorsichtigen Aktio- 
nen beauftragt werden, die daraufgerichtet 
sind, maronitische Kreise zuermutigen, die 
dem moslemischen Druck widerstehen 
und bereit sind, sich an uns anzulehnen“.2® 

In Gestalt des libanesischen Offiziers 
Saad Haddad fanden die Israelis 1978 ihre 
langersehnte „Marionette“. Die mit israeli- 
scher Hilfe von Haddad errichtete „Südlib- 
anesische Armee“ (SLA) kontrolliert heu- 
te, von Israel besoldet und bewaffnet, den 
Grenzstreifen zwischen beiden Ländern. 
Die von Sharett eingangs zitierten „Zeiten 
der Wirrnis, der Revolution (und) des Bür- 
gerkrieges“ boten endlich die Gelegenheit, 
daß die rechtskonservativen, auf Erhalt ih- 
rer Privilegien bedachten Kreise der maro- 
nitischen Gemeinschaft begannen, sich an 
Israel „anzulehnen“. Über die Formen ei- 
nersolchen Zusammenarbeit herrschte un- 
ter den kooperationsbereiten Maroniten 
keinesfalls Einigung. Amos Eran, Bürolei- 
ter des ehemaligen Ministerpräsidenten 
Rabin, berichtet nach einem Geheimtref- 
fen mit maronitischen Führungspersön- 
lichkeiten in Haifa im Februar 1976, daß 
diese in zwei Fraktionen gespalten waren. 
Währenddieeine, sich vor allem aus Falan- 
gisten und Chamounisten zusammenset- 


zende Gruppe für ein gemeinsames mili- 
tärisches Vorgehen plädierte, wardieande- 
re darauf bedacht, Libanon als Teil der ara- 
bischen Weltnicht ausden Augen zu verlie- 
ren. 


Divide et impera: das israelische 
Sicherheitskonzept. 

Das Interesse an einer Fragmentierung des 
Libanon in eine Vielzahl konfessionalisti- 
scher Ministaaten fügt sich nahtlos in das 
übergeordnete israelische Sicherheitskon- 
zept ein, das nach Auffassung des israeli- 
schen Verteidigungsminsters des Inva- 
sionsjahres 1982, Ariel Sharon, nicht nur 
„die arabischen Staaten des Nahen Ostens, 
das Mittelmeer und das Rote Meer“ um- 
faßt, sondern „sich in den 80er Jahren auf 
Staaten wiedie Türkei, Iran, Pakistansowie 
Regionen wie den Persischen Golf und 
Afrika, insbesondere Länder Nord- und 
Zentralafrikas, ausdehnen“ soll.?" 

Die von Israel betriebene und indemab- 
schließenden Dokument von uns behan- 
delte „Zersetzungsarbeit“ hatte keinesfalls 
nur die Maroniten im Libanon zum Adres- 
sat. Suchten sie auf der einen Seite das In- 
teresse für einen eigenen christlichen Staat 
unter den Maroniten zu fördern, so belie- 
ferten die Israelis nach ihrer Invasion die 
Drusenim Schufgebirge mit Waffen und sa- 
hen anschließend stillschweigend zu, als 
diese im Rahmen der Arrondierung ihres 
Einflußgebietes mit der Vertreibung der 
dort ansässigen Christen begannen. Aber 
auch die Schiiten sollten eingespannt wer- 
den. Juval Ne’eman, Knessethabgeordne- 
ter der rechtsextremistischen Tehiya (Par- 
teider „Wiedergeburt“), legte zwei Wochen 
nach Invasionsbeginn seine Vorstellungen 
vonder Zukunft Südlibanons in einem lan- 
gen Artikelinder Jerusalem Post dar. Darin 
propagierteer u.a. „die Gründungeines au- 
tonomen schiitischen Fürstentums ... auf 
beiden Seiten des Litani, das sich mit Israel 
in einer Föderation“ verbinden würde. „Is- 


1947 UN-Teilungsplan | 1949 Der Staat Israel 
BE Juden &3 Araber | nach dem Krieg 1948/49 


TRANSJORDANIEN 


JORDANIEN 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


rael sollte sich überlegen, inwieweit die ge- 
samte schiitische Allianz dem augenblick- 
lich autonomen Gebiet Major Haddads 
einverleibt oder eine getrennte politische 
Einheit darstellen sollte“.”! Zwei Wochen 
später wurde Ne’eman von Begin ins Kabi- 
nett berufen. 

Es ist die altbewährte Politik von 'divide 
et impera‘, die hier zur vollen Geltung 
kommt. Nach dem Rückzugder Israelis aus 
der Hafenstadt Sidon im März 1985 zettel- 
ten rebellierende Einheiten der Falange 
Artillerieangriffe gegen die Stadt an und 
provozierten Vergeltungsschläge der mus- 
lemischen Milizen auf die von Christen be- 
wohnten Ortschaften, was in einer großen 
Fluchtwelle der Christen mündete. Der 
Nahostkorrespondent der Süddeutschen 
Zeitung, Carl Buchalla, berichtet, „daß 
Einheiten der Christenmiliz in das Gebiet 
um Sidoneingeschleust wurden unddie At- 
tacke gegen die Hafenstadt inszenierten“ 
und stellt fest: „Ihr Nachschub kommt aus 
dem immer noch von der israclischen Be- 
satzungsmacht kontrollierten Gebiet“. Bu- 
challa entlarvt zutreffend die Aktion als 
„ein abgekartertes Spiel zwischen Israel 
und den proisraelischen christlichen Mili- 
zen ... um die christliche Bevölkerung der 
Region zum Abwandern in den Süden zu 
zwingen. Die Tatsache, daß Tausende von 
Christen aus der Sidon-Region diesem 
Druck nachgaben und in den Süden flüch- 
teten, untermauert diese Beschuldigung, 
die inzwischen auch von Staatspräsident 
Amin Gemayel, selbst ein maronitischer 
Christ, wiederholt wurde”. Auch dersun- 
nitische Ministerpräsident Karame vertrat 
die Auffassung, daß der überwiegend von 
Schiiten bewohnte Südlibanon „demogra- 
phisch umgekippt“ werden sollte, so daß 
christliche Flüchtlinge für Israel einen Si- 
cherheitsgürtel entlang der Grenze bilden 
könnten." 

Bei seinem Vorhaben, die nationale Ein- 
heit des Libanon durch eine derartige Zer- 
setzungstätigkeit zu unterminieren, steht 


1967 nach dem 6-Tage-Krieg 
besetzte Gebiete 


Israel nicht allein. Im Juli 1976 gab der 
CIA-Direktor William Colby als Zeuge vor 
einem US-Senatsausschuß zu Protokoll, 
daß die USA „in den 50er Jahren an Chri- 
sten im Libanon Waffen lieferten: im Rah- 
men der Unterstützung des Kampfes von 
religiösen und ethnischen Minderheiten 
gegen den Kommunismus“.?? Nach einem 
Bombenanschlag in einem vorwiegend von 
Schiiten bewohnten Stadtviertel von Beirut 
am 8. März 1985, bei dem mehr als 80 Per- 
sonen den Tod fanden, bestätigte der stell- 
vertretende Vorsitzende des US-Senatsge- 
heimdienstausschusses, Patrick Leahy, daß 
der Anschlagdurcheine vonderCIA imLi- 

banon im Rahmen eines von Präsident 

Reagan genehmigten Programmes zur 

„Ierroristenbekämpfung‘* aufgebauten 

Kommandoeinheit durchgeführt worden 

war.‘ Der britische Oppositionspolitiker 

Denis Healey, außenpolitischer Sprecher 

der Labour-Partei, beschuldigte die USA, 

„Terrorakte im Libanon“ zu organisieren 

und warf ihr vor, mit ihrem Anschlag den 

schiitischen Geistlichen Muhammed Hus- 

sein Fadlallah zu töten versucht zu haben. * 

Fadlallah sprach sichineinemanschließen- 

den Spiegel-Interview für die Abschaffung 

des Religionsproporzes aus.?? 


Den Nahen Osten in ethnische und 
religiöse Gebiete auflösen — ein 
israelisches Strategiepapier. 

Daß Israel sich mit seiner Teile-und- 
Herrsche-Politik nicht nur aufden Libanon 
beschränkt, macht ein Aufsatz in der in Je- 
rusalem erscheinenden Zeitschrift „Kivu- 
nim“ (Richtungen) vom Februar 1982 
deutlich. Der Autor, Oded Jinon, war che- 
malsein hoher Beamter des Außenministe- 
riums. Der Aufsatz ist ein Dokument israe- 
lischer Sicherheitsstragien von weitrei- 
chender und „richtungs“-weisender Be- 
deutung und veranschaulicht die israeli- 
schen Bestrebungen, die gesamte Region 
des Nahen und Mittleren Ostens zu frag- 
mentieren: Wortwahl, ZielsetzungundEin- 
deutigkeit des Dokumentes sprechen für 
sich und machen jeden Kommentar über- 
flüssig: 

„.. In dieser riesigen, zerrissenen Welt 
gibt esein paarsehrreiche Gruppenundei- 
ne gigantische Masse von armen Leuten. 
Die meisten Araber haben ein durch- 
schnittliches Jahreseinkommen von 300 
Dollar. In Ägypten ist dies ebenso wie in 
den meisten Maghreb-Ländern, außer in 
Libyen, und im Osten überall, außer im 
Irak. Libanon ist ein zerbrochener, wirt- 
schaftlich ruinierter Staat, in dem es keine 
Zentralgewalt mehr gibt (...) Syrien befin- 
det sichineinernoch schlimmeren Lage (...) 
Die Lage Agyptens ist am schlimmsten: 
Millionen leben am Rande des Hungers, 
die Hälfte der Bevölkerung in diesem dich- 
testbesiedelten Gebiet der Erde ist ohne 
Arbeit und ohne Behausung. Mit Ausnah- 
me der Armee gibt es nicht einen einzigen 
zuverlässigen funktionierenden Bereich 


Die Rückgewinnung der HalbinselSinai mit 
ihren unmittelbaren und potentiellen Roh- 


stoffquellen ist deshalb schon heute ein poli- 
tisches Ziel allerersten Ranges, dessen Ver- 
wirklichung durch die Abmachung von 
Camp David unddurchdie Friedensverträ- 
ge mit Aypten behindert wird. ... Ohne Er- 
döl, ohne die Einkünfte aus dessen Verkauf 
und mit den heutigen enormen Ausgaben 
dafür, werden wir die Zeit nach 1982 unter 
den gegenwärtigen Bedingungen nicht 
durchstehen (...) 

Ägypten ist aufgrund seiner inneren 
Schwäche militärisch und strategisch kein 
Problem, (...) was um so klarer wird, wenn 
wir die sich vertiefende muslimisch-christ- 
liche Spaltung in Betracht ziehen. Ägypten 
territorial in getrennte geographische Bezir- 
ke auseinanderzubrechen, ist in den achtzi- 
ger Jahren das politische Ziel Israels an sei- 
ner Westfront ... Die Vision eines christlich- 
koptischen Staates in Oberägypten nebenei- 
ner Anzahl von schwachen Staatsgebilden 
mit bloß regionaler ägyptischer Regierung, 
statt der bisherigen Zentralregierung, sind 
der Schlüssel zu dieser geschichtlichen 
Entwicklung, die durch den Friedensver- 
tragaufgehalten wurde, aber auflangeSicht 
unvermeidbar erscheint. 

Die Westfront, die auf den ersten Blick 
problematischer erscheint, ist in Wirklich- 
keit weniger kompliziert als die Ostfront, 
wo die meisten der für das Ausland schlag- 
zeilenkräftigen Ereignisse stattgefunden 
haben. Der vollständige Zerfall des Liba- 
non in fünf Provinzen ist der Präzedenzfall 
für die gesamte arabische Welt, einschließ- 
lich Ägypten, Syrien, Irak und Arabischer 
Halbinsel. Die spätere Auflösung von Syrien 
und Irak in ethnisch oder religiös einheitli- 
che Gebiete, nach dem Vorbild von Liba- 
non, ist Israels langfristiges Hauptzielan der 
Ostfront, während die Zerschlagung der 
Militärmacht dieser Staaten das heutige, 
kurzfristige Ziel ist. (...) 

Syrien wird entsprechend seiner ethnischen 
Strukturen in mehrere Staaten auseinander- 
brechen, genau wie es heute im Libanon ge- 
schieht. An der Küste wird auf diese Weise 
ein schütischer Alawiden-Staat entstehen, 
im Gebiet von Aleppo ein sunnitischer 
Staat, im Gebiet um Damaskusein weiterer, 
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seinem nördlichen Nachbarn feindlicher 
sunnitischer Staat, und endlich die Drusen, 
die vielleichteinen Staat aufunserer Golan- 
Höhe, gewiß aber im Hauran und im nörd- 
lichen Jordanien errichten werden. ... 


Irak, auf der einen Seite reich an Spannun- 
gen und latentem Haß, ist ein sicherer Kan- 
didat für Israels Ziele. Die Zersetzung des 
Irak ist noch wichtiger als die Syriens. (...) 
Jede Form von innerarabischen Konfron- 
tationen wird uns kurzfristig nützen und 
den Weg zum höheren Ziel abkürzen, näm- 
lich Irak in Sektenbereiche zu zerstückeln, 
wie Syrien und Libanon. In Irak ist eine 
Aufteilung in Provinzen auf ethnischer Ba- 
sismöglich, genau wie in Syrien zu ottoma- 
nischen Zeiten.So wird esrund um die drei 
bedeutenden Städte Basra, Baghdad und 
Mosul drei (oder mehr) Staaten geben, und 
die schiitischen Gebiete im Süden werden 
vom mehrheitlich sunnitischen und kurdi- 
schen Norden abgetrennt. Möglicherweise 
wird bereits die gegenwärtige iranisch-ira- 
kische Konfrontation diese Polarisierung 
verschärfen. 

Die gesamte Arabische Halbinsel ist ein 
matürlicher und naheliegender Kandidat 
für Zersetzung durch inneren und äußeren 
Druck. Die Sache ist insbesondere im Fall 
von Saudi-Arabien unumgänglich, gleich- 
gültig ob dessen auf Erdöl gegründete wirt- 
schaftliche Macht intakt bleibt oder mit der 
Zeitschwindet.Im Licht dergegenwärtigen 
politischen Strukturen sind innere Unru- 
hen N schließlicher Kollaps natürliche 


Proz 
Yordanien ist für die nächste Zeit eine un- 


mittelbare strategische Zielscheibe, aber 
nicht für längere Zeiträume, denn es stellt 
langfristig, nach seiner baldigen Auflösung, 
nach der Beendigung der langen Herr- 
schaft von König Hussein und der Überga- 
be der Machtbefugnisse an die Palästinen- 
ser, keine wirkliche Bedrohung für Israel 
dar. 

Jordanien hat keine Chance, noch für 
längere Zeit in seiner gegenwärtigen Form 
und Struktur weiterzubestehen, und Israels 
Politik, sowohl im Krieg wie im Frieden, 
sollte die Liquidierung Jordaniens unter 
dem gegenwärtigen RegimeunddieÜÜberga- 
be der Befugnisse an die palästinensische 
Bevölkerüngsmehrheit herbeiführen. Die 
Regimeänderung östlich des Jordans wird 
auch das Ende des Problems mit den dicht 
mit Arabern bevölkerten Territorien west- 
lich des Jordans mit sich bringen. Die Aus- 
wanderung aus den (besetzten) Gebieten, 
gleichgültig ob im Krieg oder unter Frie- 
densbedingungen, verbunden mit wirt- 
schaftlicher und demographischer Stagna- 
tion in diesen Gebieten, sind die Garanten 
der kommenden Änderung auf beiden Sei- 
ten des Jordans. Wir solltenaktivander Be- 
schleunigung dieses Prozesses arbeiten, 
und zwar in allernächster Zukunft. Dem 
Autonomieplan darf ebenso wenig zuge- 
stimmt werden, wie irgendeinem Kompro- 
miß,oder der Aufteilungder Gebiete, daes 
gemäß dem Plan der PLO und den Vorstel- 
lungen der Araber in Israel, entsprechend 
ihrem Schefar'am Programm vom Septem- 


ber 1980,°® unter heutigen Bedingungen 
unmöglich ist, ohne Trennung der beiden 
Völker weiterhin in diesem Land zu leben 
— wasbedeutet: Arabernach Jordanien, Ju- 
den indie Gebiete westlich des Flusses. Wah- 
re Koexistenz und wirklicher Friede kann 
in diesem Land nur herrschen, wenn die 
Araber begreifen, daß es ohne jüdische 
Herrschaft zwischen Jordan und Meer 
auch für sie keinerlei Existenz und Sicher- 
heit geben wird. Eine eigene Nation und Si- 
cherheit kann ihnen einzigund allein in’Jor- 
danien erwachsen... 

Die Zerstreuung der Bevölkerung ist da- 
her eine strategische Aufgabe von allergröß- 
ter Dringlichkeit, weil wir sonst, in welchen 
Grenzen auch immer, existenzgefährdet 
sind.?? 

Ob es Israel gelingen wird, in nächster 
Zukunft den Zerfall Libanons in einen 
„Präzedenzfall für die gesamte arabische 
Welt, einschließlich Ägypten, Syrien, Irak 
und Arabischer Halbinsel“ umzuwandeln, 
wird sich erst noch herausstellen müssen. 
Diese Intention macht auf jeden Fall ver- 
ständlich, wieso Israel in den besetzten pa- 
lästinensischen Gebieten, vor allem im Ga- 
zastreifen, ausgerechnet die fundamentali- 
stischen islamischen Kräfte stillschweigend 
begünstigte und diesen sogar organisatori- 
sche Freiräume schuf, in denen sie sich for- 
mieren konnten.” Allerdings haben sich 
dort die israelischen Erwartungen, diese 
Gruppierungen könnten so als Gegenpol 
die patriotischen und linken Kräfte neutra- 
lisieren, als ein Trugschluß erwiesen und 
sich mittlerweile zu einem Bumerang ent- 
wickelt, der sich gegen vielmehr als bloßdie 
israelische Besatzung richtet. Die zuneh- 
mend umsichgreifenden islamischen SIo- 
gans seit dem Ausbruch des palästinensi- 
schen Aufstandes im Dezember 1987, ma- 
chen diese Tendenz zur Genüge deutlich. 

Im Libanon jedenfalls hat sich der von 
den Feudalherren und Kolonialmächten 
des 19. Jahrhunderts institutionalisierte 
Konfessionalismus bewährt. Die sozialen 
und politischen Dimensionen des Konflik- 
tes sind unter einem Riesenberg konfessio- 
neller Gegensätze verschüttet. Der Liba- 
non ist heute tatsächlich ein in konfessio- 
nell abgegrenzten Teilen auseinandergeris- 
sen, zerbrochenes und wirtschaftlich rui- 
niertes Land. Die Schufberge sind prak- 
tisch geschlossenenes Drusengebiet; der 
Matn und Kisrawan, gerade dort, woinden 
Jahren 1958 bis 1860, noch vor der Pariser 
Kommune, die Bauern Libanons ihre erste 
Kommune ausgerufen hatten, geschlosse- 
nes christliches Gebiet; die Christen ausSi- 
don verdrängt, vertrieben und geflüchtet. 
Schlimmer als der geographische ist der ge- 
sellschaftliche Zerfall. Der zwischen- 
menschliche Graben scheint unüberbrück- 
bar. Im Libanon jedenfalls hatte die israeli- 
sche Intervention Methode. 


Kamran Ekbal 
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PELR 


„Wir können nicht Tel Aviv 
vor Nablus befreien“ 


Interview mit Leila Khaled, PFLP 


Leila Khaled ist vor rund 20 Jahren 
durch spektakuläre Aktionen der 
Volksfront zur Befreiung Palästinas 
berühmt geworden. Ihre Geschichteist 
in dem Buch „Mein Volk sollleben. Au- 
tobiographie der. palästinensischen 
Revolutionärin“! nachzulesen. 

Heute arbeitet Leila Khaled in. der 
Frauenorganisation der PFLP. 


Mehr als ein halbes Jahr Intifada — was ist dei- 
ner Meinung nach das mindeste, was der Auf- 
stand erreichen wird, erreichen muß? 


Alserstesistdazu zusagen, daß dieser Auf- 
stand, die Intifada, wie wir ihn nennen, eine 
Parole hat, nämlich Freiheit und Unabhän- 
gigkeit. Alle Aktivitäten unseres Volkes 
sind darauf hin ausgerichtet. Nun denken 
wir aber nicht, daß wir dieses letzte Ziel 
durch den Aufstand erreichen. Der Auf- 
stand, d.h. die Vereinigte Nationale Füh- 
rung des Aufstandes, hat in ihrem dritten 
oder vierten Aufruf 14 Forderungen aufge- 
stellt, die gegen die Besatzung gerichtet 


sind: va. Rückzug der Armee, keine Einmi- 
schung der Israelis in die Verwaltung der 
Gebiete, keine Steuern etc. Wenn diese 
Forderungen erfüllt sind, hat der Aufstand 
sein Ziel erreicht. Für Unabhängigkeit, wie 
wir sie verstehen, braucht eseine ganze Re- 
volution, nicht nur in den besetzten Gebie- 
ten, sondern auch außerhalb. Denn die pa- 
lästinensische Sache kann nicht isoliert von 
ihrer arabischen Umgebung gesehen wer- 
den. Außerdem ist die israelische Okkupa- 
tion eine andere als die alte, traditionelle 
Okkupation der Imperialisten. Sie ist inso- 
fern verschieden, als die Israelis das Land 
zu nehmen versuchen und die Bewohner 
vertreiben, wie 1948 geschehen. Likud und 
Arbeitspartei haben in ihren Programmen 
immer noch das Ziel, das Land in der West 
Bank und in Gaza einzunehmen. Unser 
Kampf muß also sein, Unabhängigkeit, das 
Recht auf Rückkehr, Selbstbestimmung 
und den unabhängigen Staat zu erreichen. 
Der Aufstand ist ein großer und in seiner 
Art völlig neuer Schritt dahin. 

Die Menschen in den besetzten Gebieten haben 
schon länger die Parole eines unabhängigen pa- 
lästinensischen Staates in einem Teil Palästi- 
nas, den besetzten Gebieten nämlich, in den 
Vordergrund gerückt. In welchem Verhältnis 
steht diese Parole zu derälteren, der vonder Be- 
freiung ganz Palästinas, einer Parole, der die 
PFLP selbst bis 1979 anhing? Ist esrichtig, die 
eine Parole als ’romantisch‘, die andere als ’rea- 
listisch’ zu bezeichnen? 


Revolutionen beginnen immer mit einerro- 
mantischen Idee in den Köpfen einiger 
Menschen. Sie beginnen zu arbeiten, bis 
diese Idee etwas Reales wird. Auf diese 
Weise haben viele Völkerinder Geschichte 
ihre Unabhängigkeit erreicht. Grundsätz- 
lich ist das auch mit unserem Volk so, aber 
in unserem besonderen Fall gibt es Unter- 
schiede. Wie ich vorhin schon sagte, kamen 
die Zionisten nicht in der üblichen Art der 
Kolonisatoren, sondern als Siedler. 
Esgenügt nicht, das strategische Ziel nur 
zu bestimmen, wir müssen auch realistisch 
sehen, wie wir es erreichen. In unserem 
Denken ist das strategische Ziel nicht nur 
einen demokratischen, sondern einen so- 
zialen Staat, ein sozialistisches Gemeinwe- 
sen zu errichten. Damit unsere Massen au- 
Berhalb Palästinas das akzeptieren, sagen 
wir, wir müssen das ganze Land befreien. 
Ich z.B. bin aus Haifa. Also muß ich dafür 
kämpfen, nach Haifa zurückzukehren. 
Nachdem wir glauben, daß das Ziel aufein- 
mal nicht zu erreichen ist, müssen wir in 
Etappen vorgehen. Was ist nun einfacher 
für uns: Den Gazastreifen und die West- 
bank zu befreien, wo unsere Massen kon- 
zentriert sind? Oder Haifa, wo die Israelis 
konzentriert sind? In diesem Sinne müssen 
wir unseren Staat errichten, wo immer wir 
Gebiete befreien können. Jetzt tobt der 
Aufstand, aber auch vorher haben wir so 
gedacht. Im politischen Bericht der PFLP 
haben wir geschrieben, daß der erste 
Schritt zur Befreiung Palästinas die Ver- 
wirklichung unseres Rechtes auf Rückkehr, 
Selbstbestimmung und die Errichtung ei- 
nes unabhängigen palästinensischen Staa- 
tes ist. Wir wußten von vornherein, daß das 


in den besetzten Gebieten sein würde. Uns 
war klar, daß wir nicht Tel Aviv vor Nablus 
befreien können. 

Undunsere Massenindenbesetzten Ge- 
bieten können nach 20 Jahren Besatzung 
auf der einen Seite die sozialen, wirtschaft- 
lichen Bedingungen, die ganze Unterdrük- 
kung nicht mehr ertragen. Auf der anderen 
Seite sind sie nun auch erfahrener. Sie wis- 
sen genau, wie sie dem zionistischen Feind 
begegnen können — besser als in den ande- 
ren Aufständen, in den 20er und 30er Jah- 
ren. Der Aufstand dauert auch länder als 
der Streik von 1936... Aber, wie gesagt, die 
Beseitigung der Okkupation ist eine Etap- 
pe, die ihre Art des Kampfes hat. Die ande- 
ren Etappen sollten auch ihre Arten des 
Kampfes haben. 

Die Versöhnung zwischen Arafat und Syrien — 
hat sie schon Ergebnisse hervorgebracht? 


Die Versöhnung zwischen Syrienund deral 
Fatah ist ein Ergebnis des Aufstandes. Sie 
wurde durch den Mord an Abu Jihad be- 
schleunigt. Unsere Sicht der Dinge ist, daß 
diese Versöhnung auf einem gegenseitigen 
Bedürfnis beruht. Nach dem Arabischen 
Gipfel in Amman fand Syrien sich allein. 
Jordanien, König Hussein, machte seine ei- 
genen Pläne; die Amerikaner haben Syrien 
nichts zu bieten; Ägypten ist an Camp Da- 
vid gebunden. Auf der anderen Seite al Fa- 
tah: Auch sie fand, daß der Wegüber König 
Hussein geschlossen ist. Über Ägypten ist 
er auch blockiert — wegen Camp David — 
so blieb Syrien übrig. Die Versöhnung ist 
das Zusammentreffen gegenseitiger politi- 
scher Interessen. Zuden Ergebnissen -das 
braucht Zeit. Nach yier, fünf Jahren werden 
Probleme nicht auf einmal gelöst. 

.. Heute z.B. ist der 40. Tag nach dem Tod von 
Abu Jihad, ein Tag, der traditionell mit Trauer- 
feierlichkeiten begangen wird. Es fanden aber 
keine statt, weil Syrien es nicht wünschte... 


Davon weiß ich nichts. Aber man kann 
nichterwarten, daß alles von anfangan glatt 
geht. Es braucht noch mehr Verhandlun- 
gen, um die alten Probleme zu lösen. 

Was erwartest du vom Arabischen Gipfel in Al- 
giers? 

Vieles. Ich hoffe, daß die Teilnehmer Sy- 
rien, Lybien, Algerien die PLO und die 
Volksrepublik Jemen als Block zusammen- 
arbeiten. Wenn sie das nicht tun, ist es eine 
Katastrophe. Denn dieser Gipfel sollte sich 
die Sache des Gipfels von Rabat 1974 zuei- 
gen machen, wo die arabischen Staaten die 
PLOalseinzigelegitime Vertreterin despa- 
lästinensischen Volkes anerkannten. Nun 
brauchen wir ein neues Rabat. Denn 5 Jah- 
re lang versuchten die arabischen Staaten, 
die PLO zu eliminieren, was sie politisch 
auf dem Gipfel von Amman umsetzten. 
Deshalb sollten die oben genannten Staa- 
ten Druck ausüben, um die PLO zu unter- 
stützen und die legitimen Rechte der Palä- 
stinenser zu bestimmen. Alle Arabischen 
Staaten versichern nämlich immer, daß die 
Palästinenser Rechte hätten, aber ohne zu 
sagen, was diese Rechte sind. Ich hoffe, daß 
diese 4 Staaten zusammen mitder PLOdie- 
se Auseinandersetzung mit den Reaktionä- 
ren gewinnen... 
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A propos Reaktionäre — wie beurleilst du die 
wechselvolle Politik König Husseins im Mo- 
ment? 


Bis vor 4 Monaten versuchte König Hus- 


sein der Vertreter des palästinensischen 
Volkes zu sein. Er verließ sich darauf, daß 
der Aufstand nicht weitergehe. Besonders 
aufden Arabischen Gipfelvon Amman trat 
er als derjenige auf, der das Problem lösen 
würde. Der Aufstand warein Wink mitdem 
Zaunpfahl, nachdem er sich sogar noch 
steigerte: Er mußte fürchten, daß die Mil- 
lion Palästinenser in Jordanien einen zwei- 
ten Aufstand machen würden, wenner sich 
gegen die Intifada in den besetzten Gebie- 
ten wendete. Jetzt hat er Angst und muß 
vorgeben, er unterstütze den Aufstand. 
Deshalb haben wir ihn jeden Tag des ver- 
gangenen Monats im Fernsehen sagen hö- 
ren, daß nur und einzig die PLO die Vertre- 
terin des palästinensischen Volkes sein, er 
keinerlei Ambitionen diesbezüglich hätte, 
etc. Aber das sagt er nur. Im geheimen ver- 
handelt er über etwas ganz anderes, mit Si- 
mon Perez, mit Shultz. Bei Shultz hat er die 
PLO nicht einmal erwähnt. 

Hatte der Mordan Abu Jihad Auswirkungen auf 
die Einheit der PLO? 


Der Mord an Abu Jihad hat eigentlich we- 
niger mit der Einheit zu tun als damit, daß 
die PLO verstärktüber den Feind nachden- 
ken muß. Wir müssen uns klar machen, daß 
der Feind uns nicht nur als Volk, oder als 
militärische Einheiten verfolgt,sondern als 
Individuen. 

Was die Einheit betrifft, in der PLO, so 
denke ich, sie würde letztes Jahr in Algiers 
erreicht. Esgibt immer nochein paar Orga- 
nisationen, die der Einheit nicht folgen, 
aber das ist ihr Problem, nicht das der PLO 
selbst. 

Aber diese Einheit muß weiter entwik- 
kelt werden. Wir wissen sehr wohl, daß die 
Institutionen der PLO einer „Reparatur“ 
bedürfen, einerdemokratischen Reparatur 
nämlich. Besonders al Fatah braucht eine 
kritische Überprüfung, obsieihre Führung 
kollektiv gestaltet, von der Basis aufwärts. 

Aber wir sehen es als unsere Pflicht an, 
die gemeinsamen politischen Anknüp- 
fungspunkte zwischen al Fatah, der PFLP 
unddenanderen Organisationen zu finden, 
um die Einheit wiederherzustellen. Nach 
der Spaltung der PLO war sehr bald klar, 
daß sie unserem Kampf sehr schadete. 
Nach der Wiederherstellung der Einheit in 
Algiers unternahmen wir Schritte,auch Sy- 
rien zu dieser Versöhnung zu bewegen. 


«Und wie ist Euer Verhältnis zur DFLP im Mo- 
ment 


Seit dem vierten Kongreß ist es unser Ziel, 
diedemokratischen Organisationen zu ver- 
einen. Dieses Ziel ist auch in unserem poli- 
tischen Bericht enthalten. Und wir haben 
Erfahrungen damit, wie die Demokrati- 
sche Allianz zwischen PFLP, DFLP, Kom- 
munistischer Partei und Palästinensischer 
Befreiungsfront. Obwohl es uns nicht ge- 
lungen ist, die Linke zu stärken, arbeiten 
wir immer noch daran. Wir sind uns be- 
wußt, daß wir auf alle Fälle ein starker 
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Block werden müssen, denn um inder PLO 
etwas zu verändern, braucht es eine starke 
linke Kraft. 


Wie beurteilst du die Situation im Libanon — 
nach der syrisch-palästinensischen Allianz, 
nach den Kämpfen zwischen Hizbollah und 
Amal? 


Das ist die komplizierteste Frage. Natür- 
lich, wie wir gegen Amals Belagerungunse- 
rer Lager waren, so sind wir auch jetzt ge- 


gen die Konflikte zwischen Amal und Hiz- 


bollah. Die einzigen, die davon profitieren, 
sind die Verbündeten Israels und Israel 
selbst. Deshalb unterstützten wir keinen 
von beiden. Außerdem haben wir nach 
1982 gesagt, daß das libanesische Problem 
ein libanesisches Prblem ist, in das wir uns 
nicht einmischen. Aber wir unterstützen 
die nationalen, patriotischen Kräfte im Li- 
banon und ihre Programm. Leider wurden 
die Konflikte zwischen ihnen die haupt- 
sächlichen Konflikte, wo doch das Gegen- 
teil der Fall sein sollte: sie sollte sich gegen 
die Phalangisten und die Israelis verbün- 
den, die jaden Süden Libanons besetzt hal- 
ten. 

Was die Situation im allgemeinen an- 
geht, so haben wir im Arabischen einen 
Ausdruck dafür: Wanderdünen. Eine 
Gruppe steigt auf, hat die Macht. Im näch- 
sten Moment ist sie verschwunden. Z.B. 
Amal. Amal war eine Macht in Beirut, nun 
sind sie fertigund Hizbollah kontrolliert ih- 
re Stellungen. In den 70er Jahren waren es 
die Progressiven, die die Macht hatten, nun 
sind sie zersplittert. Die Situation ist sehr 
verworren. Aber es gibt ein paar Regeln: 
Die allererste ist, daß die Linken sich zu- 
sammenschließen müssen, um ein nationa- 
les Minimalprogramm aufzustellen. Sonst 
ist das Problem nicht lösbar. Die Amerika- 
ner können es nicht lösen. Die Israelis be- 
setzten den halben Libanon und konnten 
nichts tun. Ihre Soldaten sagten dem Liba- 
non Nimmerwiedersehen, auf keinen Fall 
zurück in den Libanon. Jetzt sind die Syrer 
im Libanon, bis jetzt haben sie auch nichts 
erreicht. Iran ist im Libanon. 


Manche westlichen Beobachter sehen bei der 
starren Haltung Israels einen neuen Nahost 
Krieg heraufziehen — ist das wahrscheinlich? 


Einen Krieg zwischen wem und wem? Sy- 
rien? Warum? Ich muß diese Frage jenen 
westlichen Beobachtern stellen. Warum 
sollten sichdie Israelisineinenneuen Krieg 
verwickeln? Sie führen Krieg, wenn eine 
Bedrohung gegen sie heraufzieht. Ich glau- 
be nicht, daß irgendein arabischer Staat ei- 
ne wirkliche Bedrohung Israels ist. Liba- 
non — woistdadie Bedrohung? Wenn nicht 
wir unseren militärischen Kampf im Süden 
konzentrieren. Das ist eine wirkliche Be- 
drohung Israels, und natürlich der Auf- 
stand. Aber darauf werden sie im Libanon 
mit Überfällen antworten, mit einer Inva- 
sion, aber nicht um zu besetzen. Dazu ha- 
bensieim Libanon zu viele Verluste gehabt, 
mehr als in den anderen Kriegen. Nein, 
Überfälle wie der vor einigen Wochen, und 
dann Rückzug ist ihre Strategie, kein neuer 
Nahost Krieg. 


Zur sowjetischen Politik im Zeitalter von Pere- 
stroika: George Habbash sagte neulich: „Die 
neue Politik der SU schließt einen Wechsel in 
der Taktik ein, bleibt inden wesentlichen Prinzi- 
pien aber konstant“. Wasbedeutet daskonkret? 


Was die Haltung der SU angeht, so muß 
man hier unsere Sache und Afghanistan ge- 
meinsam betrachten: Aus Afghanistan 
zieht die SU nun nach Jahren ab. Das heißt 
aber nicht, daß sie die Regierung und das 
Volk den Pakistanis überlassen, oder im 
Stich lassen. Ähnliches gilt für uns. Die SU 
unterstützt uns politisch und aufinternatio- 
naler Ebene. Nun ruft sie zwar nach einer 
internationalen Konferenz, diese unter- 
scheidet sich aber sehr wesentlich von der 
Konferenz, die Shultz propagiert. Sie soll 
uns die Möglichkeit geben, zu verhandeln 
und einige unserer Ziele zu erreichen. Das 
ist die Taktik. Das widerspricht nicht der 
grundsätzlichen Unterstützung der SU für 
unsere Sache. 


... sie haben sogar eine konsularische Delega- 
tion in Tel Aviv, mehrere Ostblockstaaten nah- 
men Kontakt zu Israel auf... 


Auch wenn sie eine Delegation in Tel Aviv 
haben, heißt das nicht, daß sie uns ihre Un- 
terstützung entziehen. 

In der westlichen Presse gab es einige 
Sensationsmache darum, das Gorbatchov 
von Arafat verlangt hätte, ’Israel’ anzuer- 
kennen. Unser Vertreter sagte uns, alles 
was Gorbatchov forderte war eine interna- 
tionale Konferenz mit allen Gruppen und 
Mitgliedern, die am Konflikt beteiligt sind. 
Das heißt, daß die Palästinenser UND die 
Israelis daran teilnehmen müssen. Daraus 
wollten dann wohl einige Journalisten eine 
Sensation machen...Ichedenke,dasisteher 
westliche Propaganda gegen Gorbatchov. 
Khaddoumi schrieb sogar eine Gegendar- 
stellung in einer sowjetischen Zeitung. 
Auch Arafat dementierte das. 


Das Interview führte Birgit Schäbler 
in Damaskus am 28.5.1988 
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Rezension 


Zwei von dreißig 


Benjamin Beit-Hallahmi: Schmutzige 
Allianzen — Die geheimen Geschäfte 
Israels, Kindler-Verlag, München 
1988, 322 Seiten, 29,80 DM 


saß inmeinem Appartement in Hai- 
fa und schaute mir die Abendnach- 
richten des israelischen Fernsehens an. Es 
war nichts besondes Aufregendes passiert 
an diesem Tag, und so führte man den Zu- 
schauern eine Reihe von Kurzberichten 
über ziemlich alltägliche Geschehnisse aus 
nah und fern vor. An die meisten dieser be- 
bilderten Meldungen kann ich mich nicht 
mehr erinnern, aber eine fesselte sogleich 
meine Aufmerksamkeit und wurde für 
mich persönlich zu einem entscheidenden 
Erlebnis. Zu sehen war in diesem Bericht 
Balthasar Johannes (John) Vorster, Pre- 
mierminister der Republik Südafrika, der 
andiesem Tag zu einem.offziellen Staatsbe- 
such in Israel eingetroffen war. Was das is- 
raelische Fernsehen seinen Zuschauern an 
" diesem Abend vorsetzte, waren Bilder vom 
Besuch des Herrn Vorster in Yad Vashem, 
der Gedenkstätte für den Holocaust in Je- 
rusalem.“ 

Weil das israelische Außenministerium 
die „Taktlosigkeit besaß, einen aktenkundi- 
gen Nazi-Kollaborateur zu einer Gedenk- 
stätte für die Opfer des Nazismus zu füh- 
ren“, machte sich Benjamin Beit-Hallahmi, 
Psychologieprofessor an der Universität 
Haifa, daran, die israelische Außenpolitik 
kreuz und quer über die gesamte Weltkarte 
zu untersuchen. Das Ergebnis seiner zehn- 
jährigen Forschungsarbeit, die jetztauch in 
der Bundesrepublik veröffentlich wurde, 
hielt er im Buchtitel fest: „Schmutzige Al- 
lianzen“. 

Wer mal einen Blick in die Jahrbücher 
des Stockholmer Friedensforschungsinsti- 
tuts SIPRI geworfen hat, wußte bereitsdies: 
Israel, in den Statistiken als Staat der „Drit- 
ten Welt“ geführt, ist unter diesen zum 
größten Großwaffenproduzenten und Rü- 
stungslieferanten heraufgewachsen. Esgibt 
rund 30 Prozent seines Bruttosozialpro- 
duktes für militärische Zwecke aus (ein 
Vergleich: USA 7 Prozent). Der Umfang is- 
raelischer Rüstungsexporte wird vondenin 
den USA erscheinenden „MERIP Middle 
East Reports“ auf eine bis zwei Milliarden 
Dollar jährlich geschätzt — offizielle Anga- 
ben, die einigermaßen zutreffend sind, gibt 
es von der israelischen Regierung ebenso- 
wenig wie von der Bundesregierung hierzu- 
lande. 

Israelische Außenpolitik, außerhalb der 
arabischen Welt, das ist im wesentlichen 


E in Aprilabend im Jahr 1976: „Ich 


Handel mit Waffen und Geheimdienst- 


Know-how, Hilfe bei militärischer Ausbil- - 


dung und Aufstandsbekämpfung. Und die 
Staaten, mit denen Israel beste Beziehun- 
gen pflegt, sind zuvorderst die Diktaturen 
dieser Welt: 

Südkorea und Thailand werden mit der 
Uzi-Maschinenpistole und dem Galil-Ge- 
wehr ausgerüstet, den Exportschlagern is- 
raelischer Waffenproduktion (die Uzi ist 
mit ca. einer dreiviertel Million Exempla- 
ren die am meisten verkaufte MP auf der 
Welt). Taiwan erhielt aus Israel u.a. das 
Know-how für die Produktion chemischer 
Waffen. Für das Mobuto-Regime in Zaire 
bildete Israel Elite-Einheiten aus und lie- 
ferte Uzis, Galil-Gewehre und sowjetische 
AK-17-Gewehre, die in diversen Nahost- 
Kriegen erbeutet wurden. In Liberia und in 
Kenia sind israelische Spezialisten und der 
israelische Geheimdienst Mossad für die 
„innere Sicherheit“ tätig. Für das 1980 ab- 
gelöste Siedler-Regime im früheren Rho- 
desien bauten israelische Techniker einen 
800 km langen Minengürtel an der Grenze 
zu Mosambik und Sambia; die rhodesische 
Polizei wurde mit derin Lizenz nachgebau- 
ten Uzi ausgerüstet, das Militär mit ausge- 
musterten US-Kampfhubschraubern, die 
Israel via Südafrika an Ian Smith leitete. In 
den Tchad, zuden Truppen von Hissen Ha- 
bre, schickte Israel Militärberater. Bokas- 
sa, alser noch Präsident und dann selbstge- 
krönter Kaiser von Zentralafrika war, er- 
hielt ebenfalls israelische Waffen. 

In Angola lieferte Israel in den 70er Jah- 
ren, nachdem das portugiesische Kolonial- 
regime abgedankt hatte, zunächst Waffen 
an die FNLA des CIA-Zöglings Holden 
Roberto, dann an die gegen die MPLA 
kämpfende und von Südafrika unterstützte 
UNITA. In Mosambik rüstet Israel, z.T. in 
Kooperation mit Saudi-Arabien, die von 
Südafrika dirigierte Killertrruppe der MNR 
(ReNaMo) mit sowjetischen Beutewaffen 
aus. 

Mittel zur Aufstandsbekämpfung liefer- 
te Israel an Indonesien für dessen 1975 be- 
gonnenen Krieg gegen Ost-Timor, an das 
philippinische Marcos-Regime, an die 
Jayawardene-Regierung in Sri Lanka zur 
Niederhaltung der Tamilen, an die äthiopi- 
sche Regierung für ihren Krieg in Eritrea, 
an die Duvalier-Diktatur in Haiti, Anfang 
der 60er Jahre an die französische Gehei- 
marmee OAS gegen den algerischen Be- 
freiungskampf, und heute noch an das ma- 
rokkanische Königreich für dessen Westsa- 
hara-Krieg gegen die Frente Polisario. Kö- 
nig Hassan konnte bereits in den 60er Jah- 
ren mit israelischer Unterstützung einen 
Polizei- und Sicherheitsapparat etablieren, 


der seine Wirksamkeit gegenüber der in- 
nenpolitischen Oppositionschon zu Zeiten 
des Generals Oufkir und der Ermordung 
Ben Barkas unter Beweis gestellt hat. 
Tätige Hilfe beim Aufbau von Geheim- 
polizeien und Geheimdiensten hat Israel 
auch dem seinerzeitigen Schah-Regime im 
Iran, der Türkei, Äthiopien, Zaire, Chile, 
Guatemala, El Salvador und Honduras ge- 
leistet. Über die israelischen High-Tech- 
Lieferungen an Guatemala, in dem bis zum 
Januar 1986 eines der brutalsten Regimes 
in Mittelamerika an der Macht war, 
‚schreibt Benjamit Beit-Hallahmi: „Es kur- 
sieren (...) Berichte über die Existenz eines 
(...) von Israelis aufgebauten computeri- 
sierten Überwachungssystems, das in der 
Lage sein soll, ’verdächtige Aktivitäten’ 
aufzuspüren, indem es feststellt, in welchen 
Haushalten nachts ungewöhnlich viel 
Strom verbraucht wird. Solche Techniken 
sind von den Israelis für die Verwaltung’ 
der besetzten Gebiete entwickelt worden.“ 
Mittel- und Südamerika sind ohnehin 
die bevorzugten Adressaten israelischer 
Außenpolitik. Als US-Präsident Carter 
1977 bekanntgab, daß seine Regierung 
nunmehr Menschenrechtspolitik betrei- 
ben und deswegen die Wirtschafts-und Mi- 
litärhilfe an etliche lateinamerikanische 
Diktaturen einstellen wolle (was Reagan 
dann 1981 widerrief), hielt Israel allen da- 
von betroffenen Regimes eine unverbrüch- 
liche Treue. Die israelische Regierung fühl- 
te sich ihnen engstens verbunden, wie der 
damalige stellvertretende Premierminister 
Mordechai Zippori 1978 während eines 
Besuchs bei Pinochet bekannte: „Wenn ich 
mir mein Urteil über die Lage in Chile nur 
aufgrund von Fernsehbildern und Rund- 
funknachrichten bilden müßte, würde ich 
nicht nach Chile kommen, weil ich denken 
würde, hier gäbe es Tag für Tag Schieße- 
reien und Straßenschlachten. Dasselbe wi- 
derfährt dem israelischen Staat:-Durch die 
Brille der Kommunikationsmedien gese- 
hen, kämpfen die palästinensischen Terro- 
risten im Dienst einer gerechten Sache und 
werden dafür von Israel verfolgt. Allein, 
weder das von Chile noch das von Israel ge- 
zeichnete Bild ist zutreffend.“ : 
So wurde Israel nach 1977 nahzualleini- 
ger Waffenliferant für Guatemala; verein- 
barte 1982 ein Militärabkommen mit Hon- 
duras; lieferte den wechselnden Mili- 
tärdiktaturen 1976 bis 1983 in Argentinien 
unter anderem Shafir- und Gabriel-Rake- 
ten; half dem Pinochet-Regime in Chile mit 
Helmen, Wasserwerfern, Munition und 
Leichtwäffen bei der Aufrechterhaltung 
von Ruhe und Ordnung im Land und liefer- 
te technische Ausrüstung und technisches 
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Wissen für die Produktion von Splitter- 
bomben; rüstete die Leibwache des Gene- 
rals Stroessners in Paraguay aus; erkannte 
zusammen mit lediglich acht anderen Staa- 
ten 1980 das Putschisten-Regime von Luis 
Garcia Meza in Bolivien an und koopierte 
bei der dorthin gehenden Militärhilfe mit 
Südafrika; bestritt 80 % der Rüstungsim- 
porte von El Salvador (unter den Lieferun- 
gen sollen auch Napalm-Bomben gewesen 
sein, die nach Aussagen des salvadoriani- 
schen Luftwaffenobersten Rafael Bustillo 
Endeder 70er Jahre gegen die Guerillaein- 
gesetzt wurden); und lieferte dem Somoza- 
Regime in Nicaragua unter anderem die 
Avara-Transportflugzeuge, die im Juni 
1979 zum Abwurf von Bomben auf die 
Elendsquartiere in Managua eingesetzt 
wurden. Was Nicaragua betrifft, so sind die 
Empfänger israelischer Artilleriegeschüt- 
ze, Minen, Handgranaten usw. jetzt nicht 
mehr Regierungsstellen, sondern die Con- 
tras. 

Daß umgekehrt lateinamerikanische 
Diktaturen mit Israel noch lieber als mit 
den USA zusammenarbeiten, erklärt ein 
namhafter guatemaltekischer Politiker so: 
„Die Israelis lassen nicht zu, daß Men- 
schenrechte die Geschäfte verderben.“ 

Nur mit dem Rassisten-Regime in Süd- 
afrika unterhält Israel intensivere Bezie- 
hungen als mit den lateinamerikanischen 
Diktaturen. Die Haltung, diedie israelische 
Regierungzum Apartheid-Staat einnimmt, 
läßt sich am besten durch Äußerungen ih- 
rer Repräsentanten charakterisieren: 

Itzhak Rabin, ehemaliger Premiermini- 
ster, heute Verteidigungsminister Israels, 
1976: „Gemeinsam ist unseren Ländern 
das Problem, daß wir, jeder in seinem Teil 
der Welt, unter den Bedingungen einer von 
‚außen gesteuerten Instabilität und Skrubel- 
losigkeit die Initiative zum Dialog, zur Koe- 
xistenz und zur Stabilität ergreifen müs- 
sen.“ 

Itzhak Unna, israelischer Botschafter in 
Südafrika, 1979: „Man muß sehen, daß 
Südafrika besondere Werte für die freie 
Welt verkörpert — die von den Arabern 
heute bereits erpreßt und als Geisel gehal- 
ten wird, wenn wir an Erdöl und Energie 
denken... Es wäre eine Katastrophe, wenn 
Südafrika als konstruktives und aktives 
Mitglied der Gemeinschaften der freien 
Völker verlorenginge.“ ’ 

Gideon Patt, israelischer Industrie- und 
Handelsminister, 1982: „Israel und Süd- 
afrika sind zwei der dreißig demokratisch 
regierten Länder der Erde.“ 

General Rafael Eitan schließlich, ehe- 
maliger Stabschef der israelischen Streit- 
kräfte und heute einer der Sprecher der is- 
raelischen Rechten, bezeichnete die süda- 
frianische Politik in und gegenüber Bantu- 
stan 1983 alsein „mögliches Vorbild für die 
us des Palästinenser-Problems in Is- 
rael.“ 

An Südafrika liefert Israel nahezu alles, 
was die eigene Rüstungsindustrie hergibt: 
Es ist dreimal so viel wie an Argentinien, 
das auf Platz 2 derisraelischen Kundenliste 
steht. Etliches südafrikanische Kriegsgerät 
ist zudem ein Lizenznachbau israelischer 
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Originale: unter anderem das R-1-Gewehr 
(alias Galil), die Scorpion-Schiffsrakete 
(alias Gabriel) und der Cheetah-Düsenjä- 
ger (eine Kopie des israelischen Kfir-2, der 
wiederum nach Blaupausen der französi- 
schen Mirage-5 konstruiert wurde, die der 
Mossad 1969 in seinen Besitz brachte). 

Ähnlich wie zuvor in Rhodesien wirkten 
israelische Techniker an der Errichtung ei- 
nes Sicherungssystems entlang der südafri- 
kanischen Grenzen mit. Bei der Vorberei- 
tung der südafrikanischen Luftangriffe 
Mitte Mai 1986 auf die Hauptstädte von 
Zimbabwe, Sambia und Botswana, und 
beim südafrikanischen Flottenangriff zwei 
Wochen später auf den Hafen Namibre im 
südlichen Angolasollenisraelische Berater 
ebenfalls zur Seite gestanden haben. Israe- 
lische Erfahrung scheint das Rassisten-Re- 
gime auch auf einem anderen Sektor zu 
schätzen: Seit Anfang.der 80er Jahretrafen 
beiim Exillebenden Führern des Afrikani- 
schen Nationalkongresses (ANC) Paket- 
und Briefbombenein, wiesieder Mossadin 
den 70er Jahren an die PLO-Repräsentan- 
ten abgeschickt hatte. 

Dasbestgehütete Kapital israelisch-süd- 
afrikanischer Zusammenarbeit aber trägt 
die Überschrift Atomtechnik’. Seine atom- 
technischen Lehr- und Wanderjahre hat Is- 
rael unter Anleitung der französischen Re- 
gierung absolviert, die in den Jahren 1957 
bis 1960 beim Bau des Reaktorkomplexes 
Dimona im Nuklearen Forschungszentrum 
Negev (NRCN/KAMAG;) half. Unmittel- 


bardanach, 1961,begannSüdafrikamitder 
Errichtung seines Atomforschungszen- 


trums in Pelindaba. Südafrika mit seinen 
reichhaltigen Uran-Vorkommen war von 
vornherein für fast alle Atom-Staaten von 
größtem Interesse. Bei dem besonderen 
Verhältnis, das Tel Aviv und Pretoria seit 
den späten 50er Jahren untereinander 
pflegten, gewann die Atom-Kooperation 
immer größere Bedeutung. Beide Staaten 
gehören zu den Ländern, die sich geweigert 
haben, den Atomwaffensperrvertrag von 
1968 zu unterzeichnen, was auch bedeutet, 
daß ihre nuklearen Anlagen von der inter- 
nationalen Atomenergie-Behörde nicht in- 
spiziert werden dürfen. 

Daß Israel (und Südafrika) bereits im 
Besitz der Atomwaffe seien, wurde mehr- 


fach behauptet. Nicht nur von Mordechai . 


Vanunu, der wegen seiner Tätigkeit im Di- 
mona-Komplex einer derjenigen ist, dem 
man ein tatsächliches Wissen zutrauen 
kann.Seine Entführungdurchden Mossad, 
die Art des anschließenden Mili- 
tärprozesses gegen ihn und seine jetzige 
Verurteilung zu 18 Jahren Gefängnis deu- 
ten an, wie sehr die israelische Regierung 
daran interessiert ist, den Entwicklungs- 
stand ihrer Atomtechnik geheim zu halten. 
Schon 1980 aber wurde von der US-Fern- 
sehgesellschaft CBS berichtet, daß im Sep- 
tember 1979 ein erster israclisch-südafri- 
kanischer Atomwaffentest auf offener See 
unweit der Südspitze Südafrikas stattge- 
funden habe. Dabei sollessich um den Test 
einer Atom-Granate gehandelt haben, die 
eine verhältnismäßig „kleine“ Sprengkraft 
von zwei Kilotonnen besitzt und aus einer 


Haubitze oder einer Schiffskanone abge- 
feuert werden kann. Tatsächlich würde an- 
gesichts ihrer geographischen Lage sowohl 
für Südafrika als auch für Israel lediglich ei- 
ne „kleine“ Atomwaffe zwecks Abschrek- 
kung der Nachbarstaaten von Interesse 
sein. Zur Enteignung und Entrechtung der 
einheimischen palästinensischen bzw. 
schwarzen Bevölkerung — dem Hauptan- 
liegen beider Staaten — wäre sie untauglich. 


Jürgen Reents 
erstmals erschienen im Konkret 5/88 
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Wir suchen,Kontakt zu spanischen und por- 
tugiesischen Gruppen, die im Internationa- 
lismus-Bereich arbeiten, z. B. zu Nicaragua, 
EI Salvador, Chile oder zu Themen wie z.B. 
Weltwirtschaft u. Verschuldung, Entwick- 
lungshilfe, Frauen in der „Dritten Welt”, 


um Erfahrungen auszutauschen, gemeinsa- 
me Seminare zu veranstalten und Aktionen 


zu planen. 


Bitte schreibt uns, wenn Ihr Kontakte zu sol- 
chen Gruppen habt oder wenn Ihr Euch an 
unserer Arbeit beteiligen wollt. 


Internationalistisches Büro/Europäisches 
Neizwerk e.V., Postfach 205, 7800 Freiburg 
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Zur Projektion gesellt sich ebenso logisch wie legitimato- 
tisch der Verfolgungswahn, die politische Paranoia. Wor sich 
In Vernichtungsangst einmal hineingesteigert hat, der braucht 
im weiteren um Begründungen für Notwehr nicht verlegen 
sein. Der Antisemit fühlt sich beständig in der Defensive, be- 
lauert von unhoimlichen Mächten, die zu allem fähig sind. Die 
Juden sind ihm die Gogenrasse (Hitler). Sie sind das bucklig 
Männchen, das Immer schon da Ist, wo man selber erst hin 
will, gegen das 03 keing Chancengleichheit gibt. Der moderne 
Antisemitismus Ist so oln Judenhaß nicht trotz, sondern gera- 
de wegen Auschwliz: er wird ihnen Auschwiiz nie verzeihen 
und nie Ihnen vergeben, daß ste ihn um den Gegenstand sel- 
rer Sehnsucht, um die Volksgemeinschalt gebracht haben. In 
allem, was nationale Identität verhindert, wittert der Antigemit 
die Sabotage der "Gegenrasse'. Was er aufbaut, das reißt sie 
nieder; was er bejaht, das verneint sie; wo er sich bekennt, da 
bekrittelt sie und negiert. Der Antisemit wähnt sich verfolgt 
vom »Dämon des ewigen Verneinens« (Rosenberg), vom Geist 
der Kritik, der inm das Leben sauer macht. So lügt sich die 
Mordlust zur Notwehr um und rechtfertigt ihre Vernichtungs- 
lust durch Vernichtungsangst. 

Projektion und Paranoia beherrschen die Lebenslügen des 
Antizionismus. Am Kampf der Palästinenser glauben sie, ihr 
Objekt gefunden zu haben. In einem Flugblatt "Die Verteidi- 
gung der Lager liegt auf dem Weg nach Palästina‘ heißt es: 
Die Imperlalisten und Zionisten »zersiören die sozialen Zu- 
sammenhänge der Menschen von Menschen und vertreiben 
sie von Land und Boden. Damit vernichten sie ihre Würde und 
tdentität. Die völllge Entwurzelung und die Eingliederung in 
den Verwortungsprozeß der Herrschenden bedingen und ga- 
rantieren sich gegenseitig“. Damit gehe die »Identität als 
Volk« verloren. Hier geht es nicht um die Palästinenser, die 
wohl schon vor der Israglischen Staatsgründung Lohnarbeit 
und Kapital kannten, die sich von anderem auch ernährten als 
von »Land und Boden«. Hier ist die antisemitische Projektion 
an der Arbeit: was einem im Leben laufend in die Quere 
kommt, die ebenso abstrakte wie Oberaus wirksame Macht 
Kapital, wird auf die 'entwurzelten‘ Mächte von Geist und 
Gald reduziert und in der Gestalt des Juden personalisiert. 
Dem Antisemiten ist der Mensch eine Pflanze. 


Wir erklären dahor, 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


daß der antigemitische Verfolgungswahn die wirkliche Motiva- 
tion des Antizionismus ausmacht. Auschwitz darf er nicht er- 
innen, will er mit dem Vorwurf, Israel sei faschistisch, die Ju- 
den als Urhaber Ihrer eigenen Vernichtung hinstellen können. 
So raltiniert sollen sie gewesen sein und alles nur, um den 
Identitäts- und Gemelnschaftssüchtigen eins auszuwischen. 
Das ist die Logik des Antisemitismus, gegen die mit Argumen- 
ten wohl kaum etwas auszurichten ist. Während die anderen 
Völker eing Art Bonus und Gutschrift erhalten; der sie in der 
Staatspolitik nicht aufgehen laßt, der ihnen die Staatspolltik 
nicht rest!os als ihren eigenen Willen zuschreibt, während al- 
so 'normalerweise' die Agitation zwischen Volk und Staat ei- 
nen kleinen Unterschied macht, darf dies für Israst und fOr die 
Juden nicht gelten. =Der zionistische Staat dient als Werkzeug 
tCr die Durchsatzungen dieser (imperiatistischen) Herrschafts- 
interessen«, sekundlert ein Flugblatt, das zu Veranstaltungen 
der Freiburger Nahostgruppe aufruft und folgert, es gelte, 
»den Zionismus als Ausdruck des Imperialismus zu zerschla- 
gen« und das »zionistische Gebilde« zu vernichten, 


Wir fragen: 


Wann werden die Antlimperiatisten die "Protokolle der Weisen 

von Zion‘ zur otliziellen Schulungsgrundtage erklären? Wann 

werden sie erkennen, daß diese Protokolle, ein Machwerk der 

Bee Geheimpolizei, die objektive Theorie ihres Den- 
ns ist 


Es wird weiterhin behauptet... 

„ Israel sei ein faschistisches Regime: »Die demokratische 
Maske des Regimes sitzt schief. Die häßliche Fratze des Fa- 
schismus kommt zum Vorschein«. 


Wir fragen: 


Was soll das für ein Faschismus sein, in dem 100.000 gegen. 


das Besatzungsregime demonstrieren, in dem die KP legal Ist, 
in dem arabische Israelis ins Parlament gewählt werden? Ei- 
wa ein parlamenlarischer Faschismus? 


Es wird behauptet... 


.. daß Israel faschistisch sei, käme besonders an der Bawe- 
gung des Rabbi Kahane zum Ausdruck. 


Wir tragen: 


Was ist das für ein Faschismusbegriff, dem es schon gar 
nicht auf den Widerspruch ankommt, die Nazis als einerseils 
tängst Herrschende, Andererseits als kleine Bewegung darzu- 
steilen? Den Autoren ist der Faschismus immer schon überall 
präsent, bevor er Oberhaupt nur irgendwo auftritt — und wenn 
er dann auftritt, bestätigt er nur, daß er immer schon da war. 
Aber dem Antisemitismus kommt es auf einen Widerspruch 
mehr oder weniger nicht an, er hat kein Gewissen und kein Ge- 
dächtnis, sondern ein Interesse. 


jos fritz 
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Es wird behauptet... 


..I8ra81 betreibe in dan besatzten Gebiaten eine Vernichtungs- 
politik. 


Wir fragen: 


Gibt es im Gaza-Streifen ein neues Treblinka? Wo auf der 
Westbank ist Sobibor? Liegt Auschwitz auf den Golanhöhen? 


Wir erklären: 


Die Unfähigkeit, zwischen den Repressionsmaßnahmen Is- 
raals einerseits und der Ausrottungspolitik des deutschen Fa- 
schismus andererseits zu unlerschelden, Ist mehr als nur eine 
Dummheit. Die arabischen Staaen haben Israel nie anerkannt 
und folglich befindet sich Israel im Krieg. Ein Staat ohne Aner- 
kennung ist genausoweit souverän, soweit seine bewaffnete 
Macht reicht und soweit er seine strategischen Grenzen si- 
chern und ausbauen kann. Innerhalb dieser fatalen Logik be- 
wegt sich Israels Politik ganz im Rahmen dessen, was sich 
noch jeder bürgerlich demokratische Staat mittels Ausnahme- 
racht erlauben kann. Es ist dies ein ganz normaler bewalfneter 
Nationalismus. Aber der Antilmperiallsmus muß dies faschi- 
stisch nennen, weil er Vorwände zum Kampf auf Leben und 
Tod sucht. Es versteht sich, daß Leute, denen beim millionen- 
tachen Massaker in-Kambodscha nie der Faschismus einltel, 
auch nicht auf die einfache Idee dessen kommen, wofür die 
Solldaritätsbewegung einzutreten hätte: Für die Anerkennung 
der PLO durch Israel, für die Ansrkennung Israets durch die 
PLO und die arabischen Staaten. Aber die Unterscheidungs- 
fähigkeit der Antiimperialisten ist von der Qualität eines 
Amokläufers. Seine Unfähigkeit igt nicht Zufall, nicht Irrtum, 
nicht Unwissen — sie ist Mothode. 


Die Methode des Antlimporlallsmus... 


ist politisierender Verfolgungswahn nach der Methode 
»Schwein oder Mensch: ein Drittes gibt es nichi« (Holger 
Meins). Was Meins im Hungerstreik unter Todesdrohung 
schrieb, das ist danen, die in Freiheit sind und ohne Genossen 
Im Knast keinen Genuß Im Kampf haben mögen, zur Propa- 
gandaparole verkommen. Das Problem ist aber: Auch die 
Schweine’ sehen wie die Menschon aus; sie grunzen nicht, sie 
reden. Der antiimperialistische Mensch lebt in der permanen- 
ten Gefahr, von Schweinen in Menschenhaul hinters Licht ge- 
tührt zu werden. 

Es muß also ein Kriterium her, um den Untermenschen vom 
antiimperialistischen Menschen zu unterscheiden. Die Begei- 
sterung für den "Anti-Zionismus' speist sich daraus, endlich ei- 
nen pseudo-linken Vorwand gelunden zu haben, nach Rasse 


und Blut zu fahnden. Dor Antilmperlollsmus schafft sich sei-" 


no Juden. Wer sich schon in der BRD nicht erklären kann, wa- 
rum die Leute hinter den Schandtaten ihrer Regierung stehen, 
wer schon hier nichts besseres weiß als Oberail Manipulation 
und Verrat zu wiltern — wer al3o schon In der BRD überall Ver- 
schwörung sieht, der hat an Israel endlich die Gelegenheit, 
sich ahzureagieren, 


Die Methode des Antlimpariatismus... 


mündet in der objektiven Solldarltät mit den Deutschnationa- 
ten, die die Vernichtungspolltik der Nazis als bloßen Betriebs- 
unfall abtun wollen. Wer im antilmperlallstischen Siang vom 
Faschismus redet, der sollte auch vom Kapitalismus schwei- 
gen. Der Begrift des Faschismus ist erst vom Ende her, von 
Auschwitz, zu begreifen und nicht als einfache Steigerung des 
"Grundwiderspruchs von Kapital und Lohnarbeit‘. Dies aber 
tun die Antiimperialisten in schlechter Tradition und Harmo- 
nie mit der stalinistischen Komintern und der Rede Dimitrofts 
von 1935: Faschismus wird zur besonders tyrannischen Herr- 
schaft, Auschwitz zum besonders grausigen Pogrom. Die Un- 
fähigkeit zum dialektischen Faschismusbegriff, der Unwille, 
der Opfer als sinntoser Opfer wirklich eingedenk zu sein, das 
daraus folgende permanente Gequassel von der "Faschisie- 
sung’ lähmt die Linke geistig längst bevor sie praktisch ge- 
schlagen ist. Das Schweigen Gber Auschwitz setzt die Antiim- 
perialisten mil der 'Nationalzeitung‘ ins rechte Verhältnis, 
Was das 'Kampfblatt für den Aulstand‘ vorbringt, ist vom 
Schlage der Argumente eines Nolte oder Hillgruber. 


Dio Propaganda des Antiimperlallsmus... 


„. besteht praktisch in der Intrige und ideologisch in der Ver- 
breitung von Gerüchten: Es wird schon etwas hängen bleiben. 
Wir wissen nicht, wer dieses Blätichen geschrieben hat, wol- 
len es auch gar nicht wissen — abor wir stellen fest: Die Ano- 
Aymität der Autoren, die sich aıs sehr gefährlich und subversiv 
einschätzen, die ihre Verteumdungen unter dem Deckmantel 
von Konspiration verbreiten, die den Eindruck erwecken wol- 
len, es sei revolutionär, Nazi-Argumente zu drucken und es sei 
gefährlich, gegen die Juden etwas zu sagen — diese Heim- 
lichtuerei ist bloßer Vorwand und Inszenierung, Mittel ihrer 
Propaganda. Wir wissen auch nicht, wer dieses Schmierblatt 
wo und in welcher Auflage verbreitet. Es mag sein, daß einer 
alleine es geschrieben hat. Es mag auch sein, daß selbst unter 
Antilmperialisten diese Auffassungen marginal sind. Aber 
darum geht es nicht: Wie otwos nicht dadurch wahr wird, daß 
alle es glauben, so sind Lügen auch nicht dadurch widerleg- 
bar, daß nur einer sie glaubt. 


(Bewafinater) Linksnatlonalismus, Antisemitismus, Palästi- 
na ö 


Die Antiimperialisten teisten der Sache der Palästinenser ei- 
nen Bärendienst. Nicht mit ihnen sind sie solidarisch, sondern 
mit ihnen nur als Paradeexemplaren des bewaffneten Kämp- 
tes für die ’nationale Identität‘, Unter Imperlalismus verstehen 
sie nur Fremdherrschaft. Daher geht es ihnen auch nicht um 
Freiheit und Recht für Palästina, sondern einzig um die gute 
Geigenheit, jetzt, wo der Aufstand aktuell ist, ihren politisch 
men kaschierten Antisemitismus unter die Leute zu brin- 
n. 


Das hat Geschichte. Wie es am Anfang das bewaltneten 
Kampfes nicht, wie In Italien, gegen die Fabrikgesellschaft, 
sondem gegen die Kaufhäuser ging, so ging es gleich drauf 
gegen die Verkörperung des Wuchers, nicht gegen die Institu- 
tionen der Ausbeutung. Pünktlich zum Jahrestag der Reichs- 
kristallnacht 1969 verübte eine Vorläufergruppe das "2. Juni‘ 
einen Brandanschlag auf eine Synagoge in Westberlin. Die Ju- 
den wurden für den Sechs-Tage-Krieg Israels In Sippanhaft ge- 
nommen. In dieser fatalen Logik lag es auch, daß Westdeut- 
sche unter jenen paläslinensischen Guerilleros waren, die 
1976 bei der Flugzeugentführung nach Eniebbe Israelische 
Staatsbürger und jüdische Passagiere anderer Nationalität 
selektiarten und als Geisel nahmen. 


Auch die Denunziation Israels als faschistisch gehört seit 
Ulrike Meinhof zum ideologischen Repertoire dar Anliimperia- 
listen. Unter der Parole 'Die Rote Armee aufbauen!" war in der 
Erklärung der RAF zur "Aktion des Schwarzen September’ und 
zur Strategie des antiimperialistischen Kampfes schon 1972 
von 'Iisraals Nazi-Faschismus‘ die Rede. Seit den Anfängen 
der RAF hat sich die Verschwörungstheorie immer wieder, ide- 
ologisch und praktisch, zum Antisemitismus von links ver- 
dichtet. Die französische Schwesterorganisation der AAF, die 
"Action Directe' unternahm 1982 unter dem Vorwand des Pro- 
tests gegen die israelische Libanon-Invasion Anschläge auf 
koschere Restauranis in Paris — dem antiztonistischen Welt- 
bild Ist Jeder greifbare Jude auch unmiltelbar mit seingm Le- 
ben für Israel hafıbar. 

Beim Umschlag der Palästina-Solidarität In antiImperlalist- 
schen Antisemitismus handelt es sich nicht um ein Freiburger 
Lokalkurlosum, sondern um eine bundeswalto Tondenz Innor- 
halb dieser Bowegung. Als der Kommunistische Bund sich 
weigerte, den Aufruf zu einer Palästina-Demonstration Mitte 
Januar In Hamburg zu unterschreiben, erklärte er: »Im Aufruf 
wird bewußt vermieden, den Staat Israel zu erwähnen, dor ... 
das Seibstbsstimmungsrecht von 3,3 Millionen jüdischen Is- 
raelis verkörpert. Stattdessen ist lediglich die Rede von einsam 
‘zionistischen Gebilde'«. Der KB folgert, dahinter könnten sich 
»abenteuerliche Lösungsvorschläge verbergen, bei denen die 
jodische Bevölkerung Israels irgendwann, Irgendwie und ir- 
gendwohin 'verschwindet‘«. Bewußt spiele der Aufruf mil 
Zweideutigkeiten und verbreite eine Kauft-nicht-beiJuden- 
Stimmung. 

Es ist diese Stimmung, die nun auch In Freiburg umgeht. 
Dafür ist ‘Immer rebelliaren' in seiner gefährlichen Armselig- 
keit ebenso Indiz wie die Flugblätter der Freiburger Nahost- 
gruppe. In Ihren Stellungnahmen — etwa zur Palästina. 
Demonstration vom 10. Februar — findet sich die ganze Lita- 
nei des Antizionismus Im Stil von 'Immer rebellleren‘. Daß im 
Repertoire allein der explizite Faschismusvorwurf fehlt, darf 
als eine taktische Sprachregelung bewertet werden. Die Nah- 
ostgruppe fordert die Zerschlagung des »illegalen Gebildes« 
Israel und fügt als Lippenbekenntnis dazu, die Juden seien 
nicht gemeint. Der formellen Distanzierung folgt prompt die 
Behauptung, hierzulande sei es unsäglich »schwigrig, Antizio- 
nist zu sein, zum olnen, weil dieser Begriff heute auch von neo- 
nazistischen Gruppen als Synonym für Antisemitismus miß- 
braucht wird und zum anderen, weil die beiden Begriffe be- 
wußt von dar politischen Reaktion vertauscht warden«, Daß 
Linksnationalisten mit Nazis um Begriffe streiten und Heimat 
für radikal halten ist nicht neu. Man kennt dies aus der "linken 
Deutschlanddiskussion' und es ist ein altes Erbe dar maostali- 
nistischen Bewegung, den Rechten die 'nalionale Frage' wag- 
zunehmen. Daß es aber schwierig und gefährlich sel, olwas 
gegen die Juden zu sagen, weil Herrschaft sie schützt, Indem 
sie die Begriffe 'vertauscht‘, das gehört zu den Stergotypen 
antisemitischer Agitation: Die Juden sind überall, auch und 
gerade in der Presse. Alles hat 'das System‘ in der Hand - 
das Wahre und Echie, "Land und Boden’ werden dazu miß- 
braucht, getauscht zu werden, 

Es versteht sich, daß die Freunde eines rabiaten Linksnatio- 
nalismus jede Debatte darüber totschweigen und verhindern 
wollen. Zu sehr müssen sie mit den Neonazis um daran Paro- 
ten kämpfen, als daß sie mit Zwischenfragen sich noch aufhal- 
ten ließen. Als anläßlich der Premiere des nauen Films der Me- 
dienwerkstatt "Projekt Arthur‘ in der Gießereihalte die Rede 
auf Entebbe kam, vertrat eine der grauen Eminenzen dos Frei- 
burger Antizionismus denn auch die Auffassung, Ober Selek- 
tionen könne nur reden, wer dabei gewesen sei, So reden die 
Nazis von Auschwitz auch: wenn niemand mehr lebt, dann 
gibt es auch nichts zu reden. 


... 


Es hat dem linken Internationalismus - von den Aufstands- 
bewegungen der 3. Welt ganz zu schweigen - noch nie ge- 
autzt, seine Träume und Hoffnungen in den Befrsiungsnatio- 
nallsmus anderer Völker hineinzuprojizieren. Während es aber 
in der Vietnam-Solidarität wenigstens noch Hoffnung auf 
Emanzipation waren, mussen nun der gewendeten Linken die 
Palästinenser als Stellvertreter eines neuen Antisemitismus 
herhalten. Linke Solidarität mit Antisemiten darf es nicht ge- 
ben, auch wenn deren Parolen von ferne an revolutionäre 
Theorie erinnern (sollen). Es gibt eine Grenze. Hier ist sie. 


Wir fordern daher Öffentlichkeit. Wir fordern die Nahostgrup- 
pe auf, sich zu erklären. Wir fordern, daß sich die Antiirhperia- 
listen dieser Kritik stellen und sie in Zukunft gegenstandslos 
werden lassen. j 


Wir ladon ein zur Diskussion am Mittwoch, den 9. März, um 20 
Uhr in den Theatersaal der Fabrik‘, Habsburgerstr. 9, " 


Archiv für soziale Bewegungen 

Matthias Deutschmann ” 

Initiative Sozialistisches Forum 

Stadtzeitung für Freiburg 

U-Asta-Pressereferat 

UFA. Unabhängige undogmatische Fachschafterinnen 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


Dokumentation 


EEE Nationale Identität und soziale Amnesie EEEEEEEEEEEEEEEEEENEEEE 


Im Juli 1967 schrieb Ulrike Meinhofeinen 
Kommentar zum Sechs-Tage-Krieg zwi- 
schen Israel und den arabischen Staaten. 
Unter der Überschrift „Drei Freunde Isra- 
els“ begründete ihr Leitartikel im linken 
Monatsmagazin „Konkret“, warum allein 
die Sympathie der europäischen Linken 
„unbeirrbar“, „rational“ und „ehrlich“ 
seien: 

„Es gibt für die europäische Linke keinen 
Grund, ihre Solidarität mit den Verfolgten auf- 
zugeben, sie reicht in die Gegenwart hinein und 
schließt den Staat Israel mit ein“. 

Dies, das Bewußtsein der Geschichte, 
unterscheide die Linke vom Kartell der 
bloßen Interessenten und bürgerlichen 
Philosemiten. Während es dem US-Impe- 
rialismus einzig um die strategische Funk- 
tion Israels im Nahen Osten gehe und seine 
Unterstützung daher bloßer Reflex der po- 
litischen Konjunktur sei, ginge es der Lin- 
ken bei aller Kritik der Funktion in erster 
Linieumdie Unabdingbarkeit der Existenz 
Israels. Noch perfider seien die Sympa- 
thien des Philosemitismus aus dem Hause 
Springer. Der BILD-Zeitung wurde der 
Sechs-Tage-Krieg zum Beweis der gelunge- 
nen bürgerlichen Verbesserung der Juden. 
Die Vernichtungspolitik der Nationalso- 
zialisten rechtfertige sich, so die implizite 
Suggestion, vom Resultat her als brachiale 
Form wohlmeinender Pädagogik: Anders 
hätten es die Juden wohl kaum von ihrer 
. freischwebenden Funktion als Vermittler 
von Ideen und Waren zu bodenständigen 
Produzenten und wehrhaften Soldaten ge- 
bracht. Was die Rechte unterm jüdischen 
Lernprozeß verstand, resümierte Ulrike 
Meinhof: 

„Hätte man die Juden, anstatt sie zu vergasen, 
mit an den Ural genommen, der zweite Welt- 
krieg wäre anders ausgegangen.* 

Während also die falschen Freunde Isra- 

els ihre Sympathien vom künftigen Wohl- 
verhalten abhängig machen, sei die linke 
Solidarität bedingungslos und unabhängig 
vom politischen Kräfteverhältnis: 
n. die Politik der westeuropäischen Linken 
könnte. nicht araberfreundlichim Sinne der Ara- 
ber sein, müßte ihnen den Verzicht aufPalästina 
abverlangen, die Bereitschaft zur Kocxistenz 
mit Israel.“! 

1967 war des der (Neuen) Linken noch 
möglich, Israel seiner Funktion wegen zu 
kritisieren, ohne sein Existenzrecht zu ne- 
gieren. Von heute her fällt vor allem die un- 
verkrampfte Haltung auf, mit der Ulrike 
Meinhof ihre Argumente entwickelt. 
Zwanglos souffliert sie die Kategorien mar- 
xistischer Polit-Ökonomie mit militantem 
Humanismus und radikalem historischen 
Eingedenken. Der internationalistischen 
Linken verstand es sich von selbst, daß der 
Staat Israel weniger aus der Perspektive 
Theodor Herzis sich erklärt als vielmehr 
aus der Vernichtungspolitik Adolf Hitlers, 
daß also Israel weniger ein „zionistisches 


— Eine Abrechnung 


mit der 
antizionistischen 


Linken. 


u 
Von Jochen Bruhn, ISF Freiburg 


Staatengebilde* ist, sondern allererst ein 
Asyl der Davongekommenen und Überle- 
benden. Israel wurde von Auschwitz her 
begriffen, nicht vom Basler Zionistenkon- 
greß. 


Vom Internationalismus zum 
Befreiungsnationalismus 


Wenige Jahre später war dieser ebenso ra- 
dikale wie nüchterne Standpunkt verges- 
sen, als wäre er nie gewesen. Unterm zu- 
nehmenden und selbsterzeugten Zwang, 
politische Identität ausbilden zu wollen, 
machte sich soziale und historische Amne- 
sie breit. Heute hat die revolutionär sich ge- 
bärende geschichtslose Unschuld an Israel 
einen neuen Universalfeind gefunden und 
am „Zionismus“ einen ideologischen Pas- 
separtout. Mit zunehmender Leidenschaft 
polemisiert sie gegen den „Juden-Terror*2, 
verkündet die Auffassung, „der Staat Israel 
(verkörpere) nicht das Selbstbestimmungs- 
recht des jüdischen Volkes“? und agitiert 
gegen das Existenzrecht Israels, das einzig 
ein „zionistisches Staatengebilde“* sei. 

Auch Ulrike Meinhof und die Rote Ar- 
mee Fraktion machten den Schwenk vom 
Internationalismus zum neuen Befreiungs- 
nationalismus mit. 1972, anläßlich der Ge- 
fangennahme der israelischen Olympia- 
mannschaft durch ein palästinensisches 
Kommando in München und des Massa- 
kers von Fürstenfeldbruck, erklärte die 
RAF, Moshe Dayan sei der „Himmler Isra- 
els“, dort herrsche ein, „Moshe-Dayan- 
Faschismus“ und der Staat Israel habe „sei- 
neSportler verheizt wiedie Nazisdie Juden 
— Brennmaterial für die imperialistische 
Ausrottungspolitik.“° 

Aus den Juden, so tönte es plötzlich von 
links, seien die modernen Faschisten ge- 
worden, die Palästinenser seien die Juden 
der Juden usw., usf. Plötzlich hatte die Lin- 
ke die Front gewechselt: Im Maße, wie die 
maoistische Parole „Völker wollen Befrei- 
ung“ Anklang fand, riß eine neue Begeiste- 
rungfür Volk, Nation, Staat ein und im glei- 
chen Maße trat antizionistische Agitation 
an die Stelle sozialistischer Kritik. 


Es war dies ein Prozeß, der ziemlich alle 
Fraktionen der ehemals antiautoritären 
Bewegung ergriff, die Stadtguerilla ebenso 
wie die unzähligen maostalinistischen Auf- 
bauorganisationen. 

Auch vor den Spontis machte die neue Ge- 
schichtslosigkeit nicht halt. Ein Beispiel ist 
die in Berlin erscheinende Untergrundpo- 
stille AGIT 883, das damals in einer Aufla- 
ge von nahezu 20.000 Exemplaren er- 
schien. Als die Gruppe „Tupamaros West- 
berlin“ — ein Vorläufer des „2. Juni“ — 
pünktlich zum Jahrestag derReichskristall- 
nacht einen Brandanschlagaufdasjüdische 
Gemeindehaus in Westberlin verübte und 
damit, nach dem Prinzip von Sippenhaft, 
jeden Juden für die Politik Israels haftbar 
machte, erklärte sie in AGIT 883 vom 13. 
November 69: 

„Die israelischen Gefängnisse, in denen nach 
Zeugenaussagen entkommener Freiheitskämp- 
fer Gestapo-Polizeimethoden angewandt wer- 
den, sind überfüllt... Wieder einmal weiß die 
deutsche Öffentlichkeit von nichts. Springer 
läßt sich in Tel Aviv mit Ehrendoktorwürden be- 
hängen und baut Moshe Dayan zum Volkshel- 
den ä ia Rommel auf... Am 31. Jahrestag der fa- 
schistischen Kristallnacht wurden in Westberlin 
mehrere jüdische Mahnmale mit ’Shalom und 
Napalm’ und ’EI Fatah’ beschmiert. Im jüdi- 
schen Gemeindehaus wurde eine Brandbombe 
deponiert. Beide Aktionen sind nicht mehr als 
rechtsradikale Auswüchse zu diffamieren, son- 
dern sie sind ein entscheidendes Bindeglied in- 
ternationaler sozialistischer Solidarität. Das 
bisherige Verharren der Linkenin theoretischer 


- Lähmungbeider Verarbeitungdes Nahost-Kon- 


flikts ist Produkt des deutschen Bewußtseins: 
’Wir haben eben die Juden vergast und müssen 
die Juden voreinem neuen Völkermord bewah- 
ren‘. Die neurotische historische Aufarbeitung 
der geschichtlichen Nichtberechtigungeinesis- 
raelischen Staates überwindet nicht diesen hilf- 
losen Antifaschismus. Der wahre Antifaschis- 
mus ist die klare und einfache Solldarisierung 
mit den kämpfenden Feddayin.“* 

Bommi Baumann, der noch Jahre später 
in seinem Kultbuch „Wie alles anfing“ das 
Flugblatt abdruckte und lobte’ und mit ihm 
die anderen „Tupamaros Westberlin“ (u.a. 
Dieter Kunzelmann, Georg von Rauch und 
Tommy Weißbecker), kamen gar nicht auf 
die Idee, es mit ihrer ’internationalen sozia- 
listischen Solidarität’ bei einer israelischen 
Botschaft zu versuchen. Die Aktion be- 
zeugte vielmehr das neue antiimperialisti- 
sche Bewußtsein, daß die Juden als Kollek- 
tiv dort schuld seien, wo es einem Volk. 
dreckig geht. Der spontaneistischen Ver- 
siondesbewaffneten Kampfes war von An- 
fang an ausgemacht, daß Israel ein unrecht- 
mäßiger Staat sei, und daß Unrecht per se 
als Faschismus zu denunzieren und zu be- 
kämpfen sei. 


Nachdem im folgenden Heft von AGIT 
883 versucht wurde, den antiautoritären 
Terroristendie wirklicheSachlage zuerklä- 
ren, antwortete die neue antisemitische 
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Unschuld aus dem Untergrund in Gestalt 
Dieter Kunzelmanns. Er gab vor, aus Am- 
man zu schreiben: 
„Hier ist alles sehr einfach. Der Feind ist deut- 
lich. Seine Waffen sind sichtbar. (...) Was hieral- 
tes so einfach macht, ist der Kampf. Wenn wir 
den Kampf nicht aufnehmen, sind wir verloren. 
Diese Erkenntnis ist sehr konkret. (...) Eines 
steht fest: Palästina ist für die BRD und Europa 
das, wasfürdie Amis Vietnamist. DieLinkenha- 
ben dasnoch nicht begriffen. Warum? DER JU- 
DENKNACKS.“ 

Und weiter: 
„Wenn wir endlich gelernt haben, die faschisti- 
sche Ideologie des Zionismus zu begreifen, wer- 
den wir nicht mehr zögern, unseren simplen 
Philosemitismus zu ersetzen durch die klare 
und eindeutige Solidarität mit Al-Fatah, die im 
Nahen Osten den Kampfgegen das Dritte Reich 
von gestern und heute und seine Folgen aufge- 
nommen hat.“® 

Kein Drittes sollte es noch geben zwi- 
schen „simplem Philosemitismus“ und an- 
tiimperialistischem Antisemitismus. Der 
„Judenknacks“ galt nun als Ausdruck von 
Neurose und als „hilfloser Antifaschis- 
mus“. Einer Linken, der schon die Not- 
standsgesetzgebung als Wiederkehr des 
Nationalsozialismus erschienen war und 
nicht alsnormale Politik einerbürgerlichen 
Demokratie, die sich die Mittel ihrer Sou- 
veränität zurechtlegt, wurde Faschismus 
zum Synonym für das ’Unrecht’ schlecht- 
hin. Moral, das Bedürfnis nach vorbehalt- 
loser Identifikation und restloser Transpa- 
renz, traten an die Stelle des 1968 weniger 
erworbenen als vielmehr ermöglichten dia- 
lektischen Bewußtseins. Wo die Philose- 
miten von rechts den Israelis den Lerner- 
folg aus Auschwitz bescheinigten, da wuß- 
ten die neuen Antisemiten von links gerade 
dessen Ausbleiben zu beanstanden. 


Aus Auschwitz nichts gelernt 


Im genauen Maße, in dem die Neue Linke 
ganz von vorne, d.h. spätestens mit dem 29. 
Januar 1933, anfangen wollte, verdrängte 
sie Auschwitz und behandelte die Massen- 
vernichtung bestenfalls als Metapher des 
äußersten Unrechts und als bloßes Symbol 
für existentielle Bedrohung. Darin verlän- 
gerte sie bewußtlos den spontanen Antise- 
mitismus der bürgerlichen Gesellschaft, 
dessen Grundannahme heute darin be- 
steht, die Vernichtung müsse sich doch ir- 
gendwie gelohnt haben, müsse einen Sinn 
gehabt haben. Vegetativ wird der Stand- 
punkt des christlichen Antijudaismus zur 
allseits geteilten Geschäftsgrundlage. Auf 
die Frage, „wie man nach Auschwitz noch 
Theologie treiben kann“, antwortete der 
evangelische Reichsbruderrat schon 1948 
mit dem ’Darmstädter Wort‘: 
„Daß Gott nicht mit sich spotten läßt, ist die 
stumme Predigt des jüdischen Schicksals, uns 
zur Warnung, den Juden zur Mahnung, ob sie 
nicht bekehren möchten zu dem, bei dem auch 
allein ihr Heil steht.“? ei: 

Die Linke behandelte die Frage, wieman 
nach Auschwitz noch Revolution machen 


kann, nach zunehmend theologischem 
Schema. 

Wenn, wie die RAF 1972 konstatierte, 
„der Imperialismus sein faschistisches We- 
sen nur (vorzeigt), wenn er auf Widerstand 
stößt“!®, dann, so die theologisch-revolu- 
tionäre Folgerung, gehört Auschwitz nicht 
zum Begriff des Faschismus, weilesdortei- 
nen Widerstand nicht gab. Der ausbleiben- 
de Widerstand bezeugt, daß bei den Juden 
die „Mahnung“ nicht ankam. Sie bekehren 
sich nicht zur Revolution und sind deshalb 
Fleisch vom Fleische des „Dritten Reiches 
von gestern und heute“ (Kunzelmann). Ge- 
treu dieser fatalen Logik eines moralisie- 
renden Existentialismus („Wo aber Gefahr 
ist, wächst das Rettende auch“) erfanden 
große Teileder Linken den Antisemitismus 
deshalb von Neuem, weil Auschwitz so gar 
nichts gefruchtet hatte, weil die Juden trotz 
aller Opfer keine besseren und gar revolu- 
tionären Menschen geworden waren, son- 
dernsichinIsraelalsganznormalenationa- 
listische Staatsbürger organisiert hatten. 

Diese als Philosemitismus so scheinbar 

menschenfreundliche Haltung schlug in 
der mittlerweile grün gewordenen Linken 
anläßlich der israelischen Invasion des Li- 
banon 1982 endgültigum. Ein „Grüner Ka- 
lender“ meinte 1983 unter der Überschrift 
„Israel, die Mörderbande“; 
„Angesichts der zionistischen Greueltaten ver- 
blassen jedoch die Nazigreuel und die neonazi- 
stischen Schmierereien, und nicht nurich frage 
mich, wann den Juden ein Denkzettel verpaßt 
wird, der sie aufhören läßt, ihre Mitmenschen 
zu ermorden...“. 

Damalsließ „die tageszeitung“ vom „um- 
gekehrten Holocaust“ schreiben und offen- 
barte damit, was es mit ihrem Untertitel 
„tazüberregional“ auf sich hat: Zusammen- 
addiertes Stammesbewußtseins von Ale- 
mannen, Friesen und Heimatvertriebenen. 
In Leserbriefen war davon die Rede, Israel 
bereite die „Endlösung der Palästinenser- 
frage“ vor, usw., usf.: Derlei Belege könnten 
endlos aufgeführt werden und wer meint, 
das sei doch willkürlich "aus dem Zusam- 
menhang gerissen‘, kann in Henryk M.Bro- 
ders Aufsätzen und in seinem Buch „Der 
Ewige Antisemit“ nachschlagen.!? 

Woher kommt die Gleichsetzung Israels 
mit Nazideutschland? Was hatesfürgesell- 
schaftliche, sozialpsychologische und ideo- 
logische Gründe, den „hilflosen Antifa- 
schismus“ ausgerechnet mit Antizionismus 
kurieren zu wollen? Warum muß sich der 
moderne Antisemitismus hauptsächlichals 
Antizionismus artikulieren? 


Solidarität mit den Palästinensern 
als Vorwand 


Esistoffenkundig,daßesdieser Sorte „An- 
tifaschismus“ überhaupt nicht um Solida- 
rität mit den Palästinensern geht. Ihr 
Kampf ist den Antizionisten bloßer Vor- 
wandundbloße Gelegenheit zur Propagan- 
da. Darum geht es hier auch nicht um die 
aktuelle Lage in Palästina oder um die Ge- 
schichte des jetzt eskalierenden Kontliktes, 
sondern um die Ideologiekritik dessen, was 
deutsch gewordene Linke in diesen Kampf 


“und in diesen Konflikt hineinprojizieren. 


Noch der Versuch, dieser Kritik eine Art 
Eintrittskarte in Gestalt vorgängiger Be- 
trachtung der Lage in Israel und Palästina 
verschaffen zu wollen, gibt der antizionisti- 
schen Lüge Futter, an der Projektion müsse 
doch irgend etwas dran sein. Der sozialisti- 
sche Internationalismus betrachtet den 
Konflikt mit der Perspektive der notwendi- 
gen gegenseitigen Anerkennung der PLO 
durch Israel, Israels durch die arabischen 
Staaten und durch die PLO. Der Befrei- 
ungsnationalismus, wie er unter Freunden 
des bewaffneten Kampfes und anderen 
Antiimperialisten handelsüblichist, solida- 
risiert sich dagegen vorbehaltlos mit dem 
palästinensischen Nationalismus und 
kennt gute und schlechte ‚Völker“. Der 
Ideologiekritik des antiimperialistischen 
Antizionismus geht es nicht um die Mei- 
nung, sondern um die Bedeutung, nicht um 
die Absicht, sondern um das Ergebnis und 
die Funktion des Antizionismus. 


Internationale Solidarität also als Vor- 
wand — für was? Es fällt auf, daß in der 
Gleichsetzung Israels mit Nazideutschländ 
das nationalsozialistische Bild der Realität 
seitenverkehrt wiederholt und reprodu- 
ziert wird. 

Damals war die Rede von der jüdischen 

Weltverschwörung, der „goldenen Interna- 
tionale“, die sich gleichermaßen hinter den 
Kapitalisten und hinter den Kommunisten 
versteckt, sichihrerals Mittelzum Teutozid 
bedient und gleichermaßen in der Wall 
Street und im Kreml zu Hause sein kann, 
weil die Juden an sich heimatlos und „wur- 
zellos“ seien. Der Faschismus projizierte 
auf die Juden, was er selbst plante; ihnen 
wurde als Absicht unterstellt, was die Nazis 
gerade organisierten. Die Deutschwerdung 
des Menschen veranstaltete sich als Ent- 
menschung der Juden. In einem NS-Flug- 
blatt von 1941 zur Einführung des Juden- 
sterns heißt es: 
„Achtzig Millionen hochstehende, fleißige, an- 
ständige deutsche Frauen und Männer sollen 
ausgerottet werden. Das ist die Forderung, die 
der amerikanische Jude Theodore Nathan 
Kaufman, Präsident der amerikanischen Frie- 
densvereinigung, als Sprecher des Weltjuden- 
tums in seinem Buch ’Germany must perish’ of- 
fen erhebt. (...) Daß der grauenvolle Plan des 
Weltjudentums ... niemals Wirklichkeit wird, 
dafür sorgt die deutsche Wehrmacht“. 


Damals sprach sich die nazistische Ag- 
gression als die reine Notwehr aus: Verhin- 
dert werden sollte, was die „Weltplutokra- 
tie“ angeblich mit der proletarischen Na- 
tion Deutschland vorhatte. Heuteerscheint 
in der Gleichsetzung und in der Rede von 
der „faschistischen Ideologie des Zionis- 
mus“ umgekehrt das, was die Deutschen 
bereits getan haben. Wiederum eine Pro- 
jektion — aber diesmal nicht zur Legitima- 
tion von Notwehr und daher im voraus, 
sondern zur Bereinigung von Geschichte. 
Die Juden werden wiedergutgemacht und 
der deutschen Volksgemeinschaft ange- 
schlossen: Wenn selbst die beschönigend 
als Opfer oder gar Kinder der Opfer titu- 
lierten Israelis zu Nazis geworden sind, 
dann kann es damals so einzigartig und au- 
Bergewöhnlich nicht hergegangen sein. 


Bereinigung der Geschichte 


Wo die Rechten den Vergleich nach hinten 
ziehen — „bekanntlich“ haben ja die Eng- 
länder das concentration camp erfunden 
—, da ziehen nun Linke den Vergleich nach 
vorne — „bekanntlich“ haben ja die Israelis 
die Lager einfach nachgemacht. Die durch- 
aus verschiedene Intention läuft aufs glei- 
che Resultat hinaus — auf die Wiederverei- 
nigung der deutsch gewordenen Linken, 
wahlweise der sich entdeutschenden Rech- 
ten, mit ihrer Geschichte. Wo es einem 
Ernst Nolte darum geht, mit der These der 
Vergleichbarkeit „die Interessen der Ver- 
folgten und ihrer Nachfahren an einem per- 
mantenten Statusdes Herausgehoben- und 
Privilegiertseins“'* zu kritisieren und so 
denrechten Philosemitismus abzubauen — 
da geht es einem gestandenen Antizioni- 
sten wie Karam Khella darum, den „ent- 
nazten Nazis*!* etwa des Kommunisti- 
schen Bundes das neurotische Schuldge- 
fühl zu nehmen, ihnen die Differenzierung 
von „Antizionismus“ und „Antisemitis- 
mus“ beizubringen und so nach und nach 
einen linken Antisemitismus aufzubauen. 
Von verschiedenen Richtungen arbeitet 
man sich in antagonistischer Kooperation 
zum gleichen Ergebnis vor, und es steht zu 
vermuten, daß man sich im Zeichen ent- 
sorgter Schuldgefühle auf dem kleinsten 
gemeinsamen Nenner einer „nationalen 
Identität“ begegnen wird, die dann jede 
Fraktion nach Maßgabe der Bedürfnisse 
ihrer jeweiligen Klientel wahlweise links 
und antiimperialistisch oder rechts und na- 
tionarevolutionär verkaufen kann. 

Unter der Etikette des Antizionismus 
kommt die Rehabilitierung Deutschlands 
durch Linke zuihremebensotrostlosen wie 
allerdings konsequenten Ende: Der Anti- 
zionismusistso eine Art Bilanzdes Histori- 
kerstreiks durch die revolutionäre Un- 
schuld.Daschronisch gute Gewissendieser 
Ausgabe von Antiimperialismus beruft 
sich umstandslos auf Yassir Arafat, der ja, 
als Befreiungsnationalist, nur recht haben 
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kann, wennererklärt, „dieNazishabenkei- 
ne Menschen lebend begraben, den Leuten 
nicht die Knochen gebrochen und keine 
schwangeren Frauen umgebracht.*!* Was 
aus.der Perspektive Arafats bestenfalls ver- 
ständlich, darum aber noch lange nicht 
richtig ist, das wird deutschen Linken zum 
Persilschein: Im Konflikt der Nationalis- 
men beziehen sie umstandslos Partei fürs 
gute Volks und machen sich nichts daraus, 
wenn der gleiche Arafat einen Waldheim 
für seinen mutigen Widerstand gegen die 
Verleumdungen der „zionistischen Welt- 
presse“! lobt. 


Am Ende: Nationale Identität 
Die Gleichsetzung Israels mit Nazideutsch- 


land ging der alternativ betriebene Rollen- 
tausch der Deutschen mit den Juden vor- 


aus. Jahrelang galten die Deutschen als die - 


wirklichen Opfer. Ökopazifistisch wurde 
die Rede vom „Holocaust“ zur linken Ge- 
sinnungsbrosche, wurde der Holocaust 
zum ebenso abstrakten wie unmittelbar 
verfügbaren Gleitmittel politischer Identi- 
tätsfindung. Noch die letzte Bürgerinitiati- 
ve gegen Straßenbau stellte Schilder auf wie 
jenes in Freiburg/Ebnet: „Hier werden un- 
schuldige Menschen vergast“ und noch die 
letzte Aktionsgruppe für Frieden und Ge- 
waltlosigkeit wußte genau, daßder „atoma- 
re Holocaust“ droht. Während Alice 
Schwarzer die Frauen zu den Juden von 
heute erklärte, hefteten sich um Amt und 
Würde gebrachte linke Lehrer den gelben 
Stern mitder Aufschrift Opfer des „Berufs- 
verbots“ ans Revers. Man erklärte sich zum 
Opfer und die gleichen Leute, die den Fa- 
schismus für vergangene deutsche Steinzeit 
hielten, wußtenmerkwürdiggenauüberdie 
Pershing II und ihren Bunkerbrechkoeffi- 
zienten bescheid. Man halluziniertesichre- 
gelrecht in einen Angstrausch hinein und 
suchte verzweifelt nach irgendeinem Sti- 
mulans,dasdie Menschen durch alle Fassa- 
den des Konsums und der Manipulation 
hindurch zur widerständigen Gemein- 
schaft brächte. 

Die Suche nach einer „Identität“, die 
man dem Teutozid entgegensetzen konnte, 
grassierte, und je mehr man sich als Opfer 
halluzinierte, desto mächtiger wurde der 
Traum einer Sache, von der man dann nur 
noch den Begriff brauchte, um sie wirklich 
zu haben: Nationale Identität.'* Jetzt ist es 
heraus und der ökopazifistische Mittel- 
stand gesteht freudig, was er damals nicht 
einmal ahnen wollte. Alfred Mechtershei- 
mer offenbart sich: 

„Für mich war immer klar... : Eigentlich geht es 
gar nicht um eine Raketendiskussion, sondern 
um die deutsche Frage.*!” 


Der Antiimperialismus vollzieht mit der 
PLO als der Projektionsfläche seiner eige- 


nen Begeisterung für Volk und Heimat nur 
nach, was ihm die bürgerliche Friedensbe- 
wegungam Beispiel Pershingvorexerzierte. 
Hier darf man wieder vom Volk reden und 
somit endlich zum Eigentlichen kommen. 
Ein Flugblatt der Freiburger antiimperiali- 
stischen Nahost-Gruppe spricht wie selbst- 
verständlich von der „Identität im Volk“, 
von der „nationalen Identität“ — vorerst 
nochin Palästina—undkritisiert dieisraeli- 
sche Politik in gut völkisch-deutscher Ma- 
nier: „(Die Imperialisten) zerstören die so- 
zialen Zusammenhängeder Menschenund 
verteiben sie von Land und Boden. Damit 
vernichten sie ihre Würde und Identität. 
Die völlige Entwurzelung und die Einglie- 
derung in den Verwertungsprozeß der 
Herrschenden bedingen ... sich gegensei- 
tig." Dem Antiimperialisten ist der 
Mensch — sieht man vom Vorwand Palä- 
stinaeinmalab— eine Pflanze mit Standort- 
schutz und die Gesellschaft ein Biotop, 
oder eben: Heimat. Lange wird es wohl 
nicht mehr dauern, bisauch sieihren Mech- 
tersheimer finden. 


Die Palästinenser sind die bloße Gele- 
genheit für die antiimperialistische Suche 
nach nationaler Identität, die eben in 
Deutschland — Nolte, Hillgruber Stürmer 
machen es vor — ohne die Relativierung 
von Auschwitz zum bloßen Symbol 
menschlich — allzumenschlicher Grausam- 
keit nicht zu haben ist, ein Nationalismus, 
der überdies ohne Bedienung antisemi- 
tischer Parolen nicht zu haben ist. 

Es ist dann nur allzu konsequent, daß 
sich in antizionistischen Texten nirgends 
auch nur die harmloseste Kritik am Natio- 
nalismus der PLO findet. Nirgends findet 
sich etwa eine Kritik des Artikels 4 der im- 
mer noch gültigen Nationalcharta der PLO 
vom Juli 1968, die heute noch gilt undinder 
es heißt: 

„Die palästinensische Identität ist ein echtes, 
essentielles und angeborenes Charakteristi- 
kum; sie wird von den Eltern auf die Kinder 
übertragen“?! 

Es ist dies eine Definition von Identität 
als Erbkrankheit, aus der sich ein Begriff 
von Volk ableiten läßt, der auch dem Schle- 
sierverband keine Schande machen würde. 
Ein Antiimperialismus,dem diesnicht zum 
Problem wird, läßt schon durchblicken, 
daß er unter „Imperialismus“ bestenfalls 
Fremdherrschaft verstehen möchte und so 
den Kampf für den mit sich identischen, 
rassisch homogenen Volkskörper zu legiti- 
mieren gedenkt. 


1967.hatte die BRD-Linkeeinen sympa- 
thischen Geburtsfehler: Sie begann nicht 
nur zu ahnen, wohin sie wollte, sondern 
wußte überdies genau, wohersiekam. Heu- 
te will sie nicht mehr wissen, daß sie im 
Hause des Henkers lebt und verlangt daher 
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nach nationaler Identität und politisch auf 


radikal getünchter Volksgemeinschaft. 

Mit Argumenten und Gründen ist dies 
Bedürfniswohlkaum widerlegbar—esgeht 
hier nicht um Reflexion, sondern um Inter- 
esse. 
„Wer Antisemit ist, nimmt die Argumente, die 
ihm gerade am nächsten sind. Wenn er keinefin- 
det, wird es ihn auch nicht bekehren. (...) Wenn 
es keine Juden gäbe, müßten die Antisemiten 
sie erfinden“, schrieb Hermann Bahr schon 
1894.22 

Diesem Bedürfnis beizukommen, ist ei- 
ne Machtfrage, keine der Diskussion. Über 
den Antisemitismus läßt sich nicht im 
strengen Sinne diskutieren, darüber kann 
man sich nicht vereinbaren, keine Mehr- 
heitsbeschlüsse fassen und keinen Konsens 
herstellen. Der Antisemitismus ist eine ab- 
solute Grenze der Kommunikationsge- 
meinschaft und keine wie immer geartete 
Erklärung, keine noch so feinfühlige, gar 
therapeutische Kritik des antisemitischen 
Subjekts, keine noch so raffinierte soziolo- 
gische Ableitung vermag den Skandal zum 
Verständnis zu verfälschen. 
„Der Bekehrungsversuch am Amtisemiten ist 
im Grunde ein Widerspruchinsich. Dessenmuß 
jedes Unternehmen heute eingedenk sein, das 
Verständigung sich zum Ziele setzt. Es richtet 
sich, von den schon Gewonnenen, dieder Ermu- 
tigung bedürfen, an solche, denen es im Grunde 


mit der Wahrheit ernst ist* (Max Horkhei- 
mer). 


Joachim Bruhn, ISF Freiburg 
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Zum Kampf des palästinensischen Volkes 


scheint der Zionismus als die nationale 

Befreiungsbewegung des jüdischen 
Volkes. In Entsprechung dazu kann seine 
Kritik nur Antisemitismus sein. In den letz- 
ten Monaten sind nun in der BRD von vor- 
mals Linken einige Breitseiten losgelassen 
worden, die antizionistische Linke sei in 
Wirklichkeit antisemitisch. Solche Beglei- 
terscheinungen sind nicht neu, sie sollen 
den Kampf um Palästina und die revolutio- 
näre Arbeit in den Metropolen denunzie- 
ren. 

Diese Propaganda beschreibt die Grün- 
dung und Existenz Israelsals einzige Alter- 
native zur Verfolgung der jüdischen Bevöl- 
kerung. Aus dieser Gleichsetzung zionisti- 
scher Interessen mit denen aller jüdischer 
Menschen wird die Bestimmung abgeleitet, 
jegliche Kritik an Israel könne mit der Be- 
zeichnung "antisemitisch’ belegt werden, 
insbesondere von ’Deutschen‘.? 

Von seinem Ursprung her ist Zionismus 
allerdings nicht als Bewegung verfolgter 
Jüdinnen und Juden anzusehen, sondern 
Ausdruck einer sozialen Schicht, die das 
Schicksal der Verfolgung (als solches über- 


I: der zionistischen Propaganda er- 


Nahostgruppe Freiburg 


wiegend auch empfunden) zur Realisie- 
rung eigener Machtinteressen ausnutzte — 
bis heute. 

Er ist das Produkt eines Teils der klein- 
bürgerlichen (jüdischen) Intelligenz, deren 
Beeinflussung durch die Ideen der bürger- 
lichen Revolution und dem europäischen 
Nationalismus der'imperialistischen Epo- 
che. Diese Tendenz stand mit dem gesell- 
schaftlich diskriminierenden kleinbürger- 
lichen Antisemitismus in unauflösbarem 
Widerspruch, der sich im 19. (und zu Be- 
ginn des 20.) Jahrhundert(s) als Funktion 
der Herrschaft der Bourgeoisie offenbar- 
te. 


it einer Denunzierung des Anti- 
semitismus allein ist der NS-Fa- 
schismus nicht zu fassen und 
sind strategische und ökonomische Opera- 
tionen nicht zu bestimmen. Der Kausalzu- 
sammenhang zwischen Faschismus und 
Kapitalismus ist nicht zu fassen, wenn die 
Judenverfolgung von imperialistischer Be- 


völkerungspolitik abgetrennt wird (Aus- 
merzung „unnützer Esser“). 

Absichtlich aber wird hierbei auch un- 
terschlagen, welches Ausmaß an ideologi- 
scher Verwandtschaft zwischen dem Anti- 
semitismus des NS-Faschismus und dem 
Zionismus bestand. 


Vom Ursprung her ist der Zionismus ei- 
ne kleinbürgerliche, chauvinistische, rassi- 
stische, machtorientierte Ideologie. Hier 
genügt es, sich auf Th. Herzl zu beziehen 
(„Der Judenstaat“, 1896), auf die Vorstel- 
lung, einen „Wall gegen Asien“ zu bilden 
und den „Vorpostendienst der Kulturgegen 
die Barberei“ zu übernehmen. Solche An- 
gebote machte Herzl bereits dem Sultan 
des Osmanischen Reiches. Die auf dem 1. 
Zionistischen Weltkongress in Basel 1897 


verankerte „Heimstätte in Palästina“ öffne- 
te den Weg für die Kolonialisierung, ohne 
Rücksicht auf dort lebende Menschen.’ 
Trotzdem schien die zionistische Bewe- 
gung bis in die Mitte der 30er Jahre zum 
Scheitern verurteilt. Die zionistischen Ju- 
den blieben eine kleine Minderheit. Was 
dem Zionismus zum Überleben verhalf 


und zu einem zweifelhaften Erfolg, waren 
die Interessen des Imperialismus an einem 
Wachhund für seine Investitionen und Pro- 
fiteim Vorderen Orient, die Hetzeund Ver- 
folgung in Europa (die in der Wannsee- 
Konferenz gipfelte), nicht zuletzt aber auch 
die zionistische Theorie und Praxis selbst. 

Kurz nach der faschistischen Macht- 
übernahme 1933 bot die zionistische Ver- 
einigung (ZVfD) die Zusammenarbeit an. 
Die Parole „Juden raus“ paßt ins zionisti- 
sche Konzept, aus der Tragödie politische 
Vorteile zu ziehen (vlg. C. Sykes „Kreuzwe- 
ge nach Israel“). 


Zwei Beispiele sollen andeuten, daß es 
dabei um keine einzelnen Erscheinungen 


ging. 

Die „Paltreu“-Stelle: Nachdem Ha’ava- 
ra-Abkommen (1933) hatten jüdische 
Menschen für die Auswanderung zu zah- 
len. Mit den Einzahlungen wurden Waren 
nach Palästina transferiert, deren Erlös für 
die Ansiedlung der AuswanderInnen be- 
nutzt wurde. Ein gigantischer Raubzug: 
10% wurden transferiert, den Rest sackte 
der faschistische Staat ein. Zugleich wur- 
den deutsche Waren nach Palästina expor- 
tiert. Das Abkommen entsprach den Klas- 
seninteressen der zionistischen Führer: fast 
nur Angehörige der (jüdischen) Bourgeoi- 
sie konnten auswandern. 

Unterstützung des faschistischen Ge- 
heimdienstes: Nach dem Aufstand in Palä- 
stina gegen die Kolonialisierung (1936) 
nahmen zionistische Führer mit der SS di- 
rekten Kontakt auf. Polkes, Abgesandter 
der Haganah (Geheimdienst der Zioni- 
sten) erschien in Berlin und besprach sich 
mit Eichmann.Er wollte die MithilfederSS 
bei der Austreibung jüdischer Menschen 


aus Deutschland gewinnen, dafür im Ge- ” 


genzugSpionage für die Nazistreiben. Eine 
Informationbetrafz.B.dieKPD,dieangeb- 
lich — laut Polke — mit einem mobilen Sen- 
der von Luxemburg aus illegale Sendungen 
abstrahlte. 


Auchdiese Information belegt das Klas- 
seninteresse der zionistischen Organisa- 
tion.’ 

Führer wie Jabotinsky (ein Bewunderer 
Mussolinis) und Ben Guriön leiteten in Pa- 
lästina die Vertreibung und Liquidierung 
der palästinensischen Bevölkerung (Deir 
Yassin). 

Auch nach '45 wurden bei der Einwan- 
derung nach Palästina junge Menschen be- 
vorzugt, die „die gesundheitlichen Voraus- 
setzungen erfüllten — andere, die das KZ 
überlebt hatten, waren für die zionistische 
Bewegung von geringem Interesse.‘ 

Die zionistische Bewegung hat nicht der 
Widerstand gegen den NS-Faschismus in- 
teressiert (auch Shamir bot sich Hitler im 
Kampf gegen die britische Kolonialmacht 
an). AlsDemonstrationenund Boykottauf- 


forderungen gegen den NS-Faschismus zu- 
nahmen, „war die Stimme des Zionismus 
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nicht zu hören“.’ Ausdiesen Fakten jedoch 
abzuleiten, hier würde einem reaktionären 
Ideologen wie Nolte das Wort geredet, 
zeugt im Interesse der Kritik. Ihr ist die bio- 
logistische Variante eines Henryk Broder 
(„Der ewige Antisemit“) näher als die 
Sprengung rassistischer und nationalisti- 
scher Kategorien. 


ie antizionistische israelische Or- 
D ganisation MATZPEN. erklärte 

bereits in früheren Jahren die zio- 
nistische Praxis: „Wenn sich dem Zionis- 
mus die Alternative zwischen dem jüdi- 
schen Volk und dem jüdischen Staat stellte, 
wählte er ohne zu zögern den letzteren.“ 
Folgerichtig lehnten sie den Zionismus aus 
grundsätzlichen Erwägungen ab, „weil er 
eine kolonisatorische Bewegungist, die von 
ihrem Anbeginn unter der Schirmherr- 
schaft des Imperialismus und seiner Bünd- 
nispartner ist.“ Ihre Solidarität versteht sich 
demnach auch alseine Solidarität „mitdem 
Kampf eines beraubten, unterdrückten 
und ausgebeuteten Volk gegenden Weltim- 
perialismus, seine Bündnispartner und hie- 
sigen Agenten” 

Oder Israel Shahak in „Al Fajr“, wo er 
scharf die sogenannten Dialoge zwischen 
„Linkszionisten* und palästinensischen 
Funktionären kritisiert. Dabei könnte nur 
eine Kollaboration mit der bestehenden 
Herrschaft herauskommen.” 

Solche Ansichten sind nicht nur in Israel 
minoritär, auch das Spektrum in der BRD, 
dassich dazu verhält, istnicht gerade gewal- 
tig. Dennoch ist eine Überlegung dazu not- 
wendig, welche Möglichkeiten eine anti- 
imperialistische Solidaritätsbewegung in 
den Metropolen hat, um sich ein Verständ- 
nis des Befreiungskampfes zu erarbeiten. 


ie Politik des Zionismus im Arabi- 
D schen Raum, insbesondere gegen 

die palästinensische Bevölkerung 
in den okkupierten Gebieten, ist nicht aus 
dem Verständnis herauszutrennen, welche 
Funktionen Israel als Brückenkopf des US- 
Imperialismus hat. Dies muß ebenso die 
Politik Israels in Afrika (insbesondere Süd- 
afrika), sowie in Zentral- und Südamerika 
einbeziehen. 

Mit Politik des US-Imperialismus ist 
nicht allein die reaktionäre Politik der ver- 
schiedenen US-Administrationen gemeint, 
sondern gleichfalls — im wesentlichen — 
synonym jene der BRD, die sich wie folgt 
definieren läßt: Sicherung der Interessen 
des Imperialismus, das „besondere Ver- 
hältnis“ zu Israel, Verschleierung der eige- 
nen Rolle in der Zerschlagung revolutionä- 
rer Bewegungen. 

Diese Stichworte müssen hier zunächst 
genügen.!® 

Daraus ergibt sich die Notwendigkeit für 
eine anti-imperialistische Bewegung, von 
einem weltumspannenden System der 
Herrschaft auszugehen, welches sich 
ebenso erst in einer umfassenden Konfron- 
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tation zerschlagen läßt (um hier noch ein- 


mal auf die Botschaft an die Völker der 
Welt, Havanna 1966, zu verweisen). 

In diesem Verständnis ist zumeinenklar, 
daß Unterdrückung, Erniedrigung und 
Ausbeutung keine Zukunft haben dürfen. 
Zum anderen ist klar, daß diejenigen, die 
am deutlichsten ein Interesse an der Ab- 
schaffung der Herrschaft von Menschen 
über Menschen haben, zugleich diejenigen 
sind, die noch nie die Wahl hatten zwischen 
(relativem) Wohlstand und ständiger Er- 
niedrigung. Das beschreibt die Schwierig- 
keit für Menschen in den Metropolen, ihre 
eigene Entfremdung zu erkennen, dagegen 
anzugehen und sich über diesen Weg ge- 
meinsam mit den Befreiungsbewegungen 
der drei Kontinente weiterzuentwickeln. 
Die Perspektiven (nicht nur) der palästi- 
nensischen Revolution liegen nicht in ei- 
nem nach Quadratkilometern umschriebe- 
nen Land, sondern in der Befreiung der 
Menschen, der Wiederherstellung ihrer 
Würde und Identität als freie Menschen, 
und in einer Gesellschaft, die sich an den 
Bedürfnissen der Menschen und ihrer Ver- 
antwortung gegenüber der Natur orien- 
tiert. 

Und in dieser kurz umrissenen Perspek- 
tive liegen die Gemeinsamkeiten der Be- 
freiung aller Menschen, liegen die Verbin- 
dungen zwischen Nicaragua, Palästina, 
Azania, Vietnam und zur anti-imperiali- 
stischen Solidarität in den Metropolen.!! 

Warum aber gerät diesem Verständnis 
gegenüber in der BRD eine in sich hetero- 
gene Fraktion ehemaliger Linker bisweilen 
sogar ins Toben, wenn es um die Solidarität 
mit Befreiungskämpfern geht? 

Vorab ist hier wohl.kaum die Wahrheit 
ein Motiv, weil diese günstiger für die palä- 
stinensichen Menschen ausfallen würde. 
Hier versucheneinstweilennoch Hof-Ideo- 
logen, ihre Fälschungen anzubringen. Dazu 
lassen sie auch kaum eine Möglichkeit aus 
(Dan Diner, Micha Brumlik, Henryk Bro- 
der etc.).'? 


Motiv oder „erkenntnisleitendes Inter- 
esse“ wird wohl dort liegen, wo sich bei ih- 
nenein alter Begriff von Normalität festset- 
zen kann. Wo ihre Vergangenheit und Zu- 
kunft inzwischen durch die makabre „Ein- 
sicht“ geprägt scheint, eslassesichimImpe- 
rialismus und mit dem Zionismus doch 
auch leben. Ihre Kapitulation vor diesen 
Realitäten versuchen sie — passend ange- 
paßt — möglichst öffentlichkeitswirksam . 
zu verkaufen. 

Die anti-imperialistische Kritik wird im- 
mer wieder mit Denunziationsversuchen 
konfrontiert sein, mit zynischen und pole- 
mischen. Ihnen allen kommt objektiv die 
Aufgabe zu, Unrecht zurechtzubiegen.' 

Es ist klar, daß mit dieser Ignoranz keine 
Übereinstimmungmit derRealität zuerrei- 
chenist. Ebenso klarist,daßdie Vorstellun- 
gen dieser Kritiker vom „Dialog“ und von 
„gegenseitiger Anerkennung“ die Unter- 


drückung zementiert und für die „Ver- 
dammten dieser Erde“ diebekannten Brot- 
krümmelbereithält.Kaumeineandere Fra- 
ge entlarvt so deutlich diese kleinbürgerli- 
che Intelligenz wie ihr Verhältnis zum (pa- 
lästinensischen) Befreiungskampf. 


Nahostgruppe Freiburg 


Anmerkungen: 
I) Vgl. B. Rothschild: „Linker Antisemitismus’ — ein 
Gerücht über die Linke und ihre Moral“, in: „WI- 
DERSPRUCH“ 12, Dez. 86, Schweiz 


„Der Nahost-Konflikt und die Grünen“, Jürgen 

Maier in „Al Karamah“ Nr. 7, s. 47-51 

vgl. „Arbeiterkampf* Nr. 291-294 

vgl. ISF Freiburg, Auszug im vorliegenden Heft 
2) Vgl. W. Abendroth „Zur Entwicklung der Bezie- 

hungen BRD-Israci“, in ASAAL, Marburg 1973 

3) Vgl. z.B. Ernst Bloch „Das Prinzip Hoffnung“, 2. 
Band, 1959 
David Balakan „Die Sozialdemokratie und das jü- 
dische Proletariat“, Czernowitz 1905; 

Karl Kraus „Eine Krone für Zion“, Wien 1898 
S. Häcker, „Über den Zionismus“, Neue Zeit 
1894/95 

4) Th. Herzl „Der Judenstaat“, 1896, in: Gesammelte 
Zionist. Werke, Bd. I 
vgl. Herzis Tagebücher, Berlin 1923 
vgl.B.Heimbrich „Aspekteundhistorische Fakten 
zur aktuellen Auseinandersetzung mit dem Zio- 
nismus“ in Al Karamah Nr. 8, s. 37-44 
Livia Rokach „Israels heiliger Terror“, 1982, 3. 
Auflage 

5) Vgl. Mario Offenburg: „Überlegungen zu Politik 
und Geschichte des Antisemitismus in Deutsch- 
land“, in: Irland-Info 17/18, 1983; 

Klaus Polkehn „Zionismus im Komplott mit dem 
Faschismus“ in Horizont 29, 3/1970; 

vgl. Yigal Elam „Einführung in eine andere zioni- 
stische Geschichte“, Tel Aviv, 1972; 

H. Spehl, „Die Fortsetzung des Behemoth“, Frei- 
burg 1978; 

6)J. Wetzel „Jüdische Leben in München 
rm 1951“, Dissertation, Stadtarchiv München, 
198 

7) vgl. Yigal Elam, a.a.O. 
vgl. K. Polkehn, 0.2.0. 5 

8) Vgl. FAZ vom 6.6.86; Süddt. Zig. 21.4.88; FR 
ae Henryk Broder „Der ewige Antisemit“, 

8 . 


vgl. „Arbeiterkampf“ Nr. 277 

9) vgl. diskus, frankfurter studentenzeitung, Heft 
5/1972 
vgl. 3. Taut, „Judenfrage und Zionismus“, 1986 

9a) vgl. „Arbeiterkampf* Nr. 282 vom 4.5.8 
Al Fajr vom 25.12.86 " 
„Israel = Demokratie und Menschenrechte”, zum 
Besuch von Isracl Shahak in der BRD, ESG Stutt- 
gart 1975 

10) Für weiteres Material: u.a. NACLA: Report on the 
Americas, The Isracli Connection, Guns and mo- 
ney in Central-America, März/April 1987; 
Middle East Report, Mai/Juni 1986; E. Olms/D. 
Schulze-Marmeling „Militärmacht Isracl“ AIB 
9/87; Jane Hunter, „Undercutting Sanctions, Isra- 
el,the U S.and South Africa, Washington 1986; 1S- 
SA, März 1983, etc, 

11) vgl. PNC-Beschlüsse, Al Karamah Nr. 5,5. 16-18 

12) vgl. auch IZ3W Nr. 107, 150 NE 

13) Inserate z.B. der Gesellschaft Schweiz-Israel im 
Tagesanzeiger Zürich/Basler Zeitung vom 
26.3.88; Flugblatt des „Verbandes jüdischer Stu- 
denten“ in Zürich zum 1. Mai 88; Flugblatt des 
Landesverband Jüdischer Studenten und Ju- 
gendlicher in Baden (Süd), als Beispiele für die 
Verdrehung der Realitäten und als provokative 
Denunziation des palästinensischen Widerstands, 
I FE TAZ Hamburg vom 31.3.88; TAZ 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


Dokumentation 


uch wennesnicht mehr soerscheint: 
A Es warder Aufstand des palästinen- 
sischen Volkes, der die Linke in 
Freiburg, und in Reaktion darauf das ISF 


. veranlaßte, über Palästina, die von Israel 


besetzten Gebiete und Solidarität mit den 
Palästinensern zu reden. Doch die Emotio- 
nalität des ISF galt nicht den gefangenen 
und gefolterten, den erschlagenen und er- 
schossenen Palästinensern und deren An- 
gehörigen, sie galt nicht den Leiden des 
Volkes, das seit 40 Jahren vertrieben und 
geschunden ist. Sie galt auch eigentlich 
nicht der israelischen Politik, deren Ge- 
walt- und Besatzungspolitik gegenüber 
dem geknechteten palästinensischen Volk 
nur halbherzig verurteilt wird. Nein. Die 
Polemik des ISF galt vielmehr dem Selbst- 
verständnis deutscher Linker in diesem 
Konflikt und ihrem Umgang mit der deut- 
schen: Vergangenheit — einer Vergangen- 
heit zumal, die durch den Mord an sechs 
Millionen Juden und durch die Integration 
der Henker, der Kriegsverbrecher und 
furchtbaren Richter belastet bleibt. 

Dem Staate Israel kann eine solche Aus- 
einandersetzung nur recht sein, läßt sich 
doch mit dem Hinweis auf den deutschen 
Massenmord an Juden und der angeb- 
lichen Geistes- und Tatverwandtschaft der 
NeuenLinkenmit den Nazisund Neonazis, 
das Erschlagen und Erschießen, das Fol- 
tern und Quälen von palästinensischen 
Kindern und Jugendlichen, das Knochen- 
brechen, die Willkürverhaftungen, die Kol- 
lektivbestrafungen, der Landraub, der 
Siedlungsbau ..., wenn nicht rechtfertigen, 
so doch in den Hintergrund drängen und 
die Frage nach Solidarität vergessen. Den 
Palästinensern wird indirekt vorgeschrie- 
ben — sollen sie überhaupt verhandlungs- 
würdig sein — dem bewaffneten Kampf zu 
entsagen.DasISF ordnetden Rechtsbegriff 
der palästinensischen Selbstbestimmung 
dem bestenfalls noch psychologischen 
Trauma vom israelischen Sicherheitsbe- 
dürfnis unter und schreibt eine Lösung der 
Palästinafrage generell nur für die Palästi- 
nenser vor, die heute unter israelischer Be- 
satzung leben. 60% des Palästinensischen 
Volkes aber leben im Exil. Und die meisten 
von ihnen würden lieber heute als morgen 

‚in ihre Heimat zurückkehren. 

Natürlich lautat die Quintessenz des ISF 
auf stringent verbale Ausgewogenheit: Is- 
rael’s Recht auf Existenz zu sichern, wie 
auch das Recht der Palästinenser. auf 
Selbstbestimmung. Aber solange die histo- 
rischen Fakten des israelisch-palästinensi- 
schen Konfliktes sowenig zur Kenntnis ge- 
nommen werden wie vom ISF in seiner Po- 
lemik, solange werden auch ihm die Augen 
davor verschlossen bleiben, das Israel exi- 
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stiert — in viel zu großen Grenzen, — den 
Palästinensern die Selbstbestimmung aber 
verweigert wird — mittels nackter mili- 
tärischer Gewalt, Vielleicht ist es dem ISF 
gar nicht aufgefallen: Aber es gibt kein 


Recht auf Besatzung. Besatzung ist Un- 
recht, ob sie nun israelisch, deutsch, eng- 
lisch, französisch oder wie immer auch 
heißt. 

Die Vergangenheit der ‚Väter des ISF 
oder wie sie in Projektion meinen, der der 
Linken, wird nicht entlastet wie so manche 
befürchten, wenn Recht als Recht erkannt 
wird und Unrecht als Unrecht. Das Beson- 
dere palästinensischer Geschichte heißt ja 
nicht Antisemitismus oder Holocaust, das 
Besonder ist die Erfahrung der zionisti- 
schen Eroberung Palästinas, der Okkupa- 
tion, der Negation palästinensischer Rech- 
te, palästinensischer Existenz überhaupt. 

Neben Verständnis, Kenntnis und histo- 
rischem Wissen fehlt es dem ISF am Mut 
den Israelis gegenüber, und am Mut, sich 
der historischen Wahrheit in diesem Kon- 
flikt zu öffnen. Es ist nicht zuüberlesen: Hi- 
storische Wahrheiten zu bewältigen ist 
nicht gerade eine Paradedisziplin des ISF. 


Antizionismus — Ein neuer 
Antisemitismus von Links 

Für eine andere Palästina-Solidarität 
Eine ehrlich Überschrift, ohne Anfüh- 
rungszeichen und Fragezeichen. 

Hier wird postuliert: Antizionismus = 
Antizionismus, und über all die Seiten wer- 
den eklektisch Argumente zusammenge- 
sucht um das unsägliche Konstrukt als Rea- 
lität darzustellen. Neben dieser vom wis- 
senschaftlichen, den Schreibtischtätigen 
des ISFjanicht fremden Standpunkt herals 
unverantwortlich zu betrachtenden Me- 
thode, bedienen sich die Schreiber eines 
einfachen aber erfolgversprechenden Ta- 
schenspielertricks: Sie definieren weder 
den Begriff des Zionismus noch den facet- 
tenreicheren Antizionismus (z.B. viele 
Gruppen in Israel begreifen sich als Anti- 
zionismus), geschweige denn den Begriff 
Antisemitismus, den sie durch die „neu“ 
Zuordnung schon für ausreichend schlag- 
kräftig halten. Dann konstruieren sie den 
Gesamtantüimperialisten — von SB bis 
RAF — und suchen sich nun, unhistorisch, 
beliebige Zusammenhang-Aussagen ein- 
zelner stark unterschiedlicher Gruppie- 
rungen, um damit die Gesamtlinke zu tref- 
fen. Wohlwollend betrachtet, hat die Art 
des Herangehens zumindest gar nichts mit 
dem als Worthülse dastehenden Begriff 
„Palästina Solidarität“ zu tun. (Was ist das 
eigentlich? Solidarität mit den Palästinen- 
sernja wohl nicht. Solltehierdervom ISFso 
vehement bekämpfte Nationalismusausih- 


rem Innersten sich Bahn gebrochen ha- 
ben?) 

Vielleicht weil Solidarität für sie wirklich 
nur eine Hülse ist. Denn: Es werden keine 
Probleme, Fragen aufgeworfen um eine 
konstruktive Diskussion zu führen oderdie 
Möglichkeit dafür zu eröffnen. Es wird 
nicht umdie Linie inder Solidarität mit den 
Palästinensern gerungen. Es wird postu- 
liert: Antizionismus = Antisemitismus, 
nach Schubladen kategorisiert und dann 
der Deckel des anfänglichen Postulats 
draufgesetzt: Antizionismus = Antisemi- 
tismus = Faschismus. 

Bewußt oder Unbewußt. Die Solidarität 
ist zerstört und das Thema umgelenkt. 

Geißler und Dregger werden vor Neid 
erblassen, daß ihnen nur der Vergleich der 
Linken (Chaoten — wer erinnert sich noch, 
daß dieses Wort ursprünglich vonder DKP 
für die Spontis und K-Gruppen eingeführt 
wurde?) mitderSA eingefallen ist. Auf die- 
ser Ebene fällt mir zynisch nur der Stich- 
wortgeber und Steigbügelhalter ein. 

Kenner der Freiburger Szene meinen 
nun, das soll doch nur eine Provokation 
sein um Diskussionen in Gang zu setzen. 
Gut, aber Diskussionen in welche Rich- 
tung? Dabei verwirft doch das ISF — nach 
seinem Verständnis — die Methode z.B.der 
RAF, den Faschismus durch Provokation 
herauszukitzeln. Die höchste Form der 
Perversion wäre es ja nun, provokant den 
Faschismus der Linken herauszukitzeln. 
Nun, genug der Polemik. Im folgenden will 
ich mich auf einige Einzelpunkte des Flug- 
blattes beschränken: 


Vorausstellen möchte ich noch kurz: Das 
Problem des Antisemitismus auch inner- 
halb der Linken der BRD ist ein wichtiges 
im Kontext der Auseinandersetzung in der 
BRD zu diskutierendes Thema. In der Fra- 
geder Solidarität mit den Palästinensern ist 
es in seiner Gewichtigkeit das falsche The- 
ma am falschen Ort mit den falschen Argu- 
menten und Kriterien. 

Vom Anspruch des ISF her könnte man 
verlangen, daß bestimmte Fragen und Kri- 
terien bei der Erarbeitung eines Themas 
angelegt werden: Bei der Einschätzung ei- 
nes Staates bzw. Staatengebildes die Frage 
nach seiner äußeren und inneren (taucht im 
Flugblatt überhaupt nicht auf) Opposition: 
— die Klassenfrage; — die Frage nach An- 
spruch und Wirklichkeit; — die Frage, in- 
wieweit das gesellschaftliche Sein das Be- 
wußtsein bestimmt und verändert (hat); — 
die Frage nach historischen Entwicklun- 
gen, Grundlagen (in welcher Zeit entwik- 
kelten sich welche Ideen), Veränderungen; 
— die Frage nach Schein und Wesen, nach 
subjektivem Meinen und objektiven Han- 
dein; — die Frage nach einer konkreten 
Analyse einer konkreten Situation. 

Statt dessen: Nix von alle dem, man be- 
gibt sich auf die Ebene bürgerlicher Ideen- 
geschichte und ihrer Betrachtung, Das ISF 
selbst begeht die fatale Gleichsetzung von 
Zionismus- und Judentum — der Unter- 
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schied zwischen Weltanschauung und dem 
Juden als Mensch wird eingeebnet. 

Es wird nicht hinterfragt, daß diese Ideo- 
logienurvoneinem TeilderJudenundauch 
nur von einem Teil der Israeli vertreten 
wird. Es werden nicht die verschiedenen 
Strömungen historisch und konkret er- 
wähnt. Es wird nicht darauf hingewiesen, 
daß es in Israel eine Reihe von, sich explizit 
antizionistisch begreifenden Gruppen gibt. 
Es wird unterschlagen — wohl aus falscher 
Geschichts- und Schuldaufarbeitung - daß 
es vor dem Holocaust und seit der Grün- 
dung Israels Kapitalisten, Feudalisten, Pro- 
letarier, Bauern, Handwerker, Kleinbürger 
gegeben hat, daß es politisch Reaktionäre, 
Faschisten, Monarchisten, Marxisten, So- 
zialisten, Anarchisten gegeben hat, und 
gibt. (Beiderdt.Geschichte versuchtmanja 
auch die bürgerl. Darstellung des 20. Juli zu 
differenzieren. Wer die programmatischen 
Verlautbarungen der Männer des 20. Juli 
analysiert, weiß, daß die Vorstellungen von 
Strauß und Dregger sich nur unwesentlich 
davon unterscheiden.) 

Das zionistische Staatengebilde wird als 
Staat der Juden präsentiert. Kein Wort dar- 
über, daß dieser Staat alseinzigerdieser Er- 
deseine Grenzen nicht definiert. Kein Wort 
darüber, was der Unterschied zwischen der 
ursprünglichen zionistischen (nicht jüdi- 
schen) Forderung nach Heimstatt und die- 
sem Staat ist. Kein Wort überdenimperiali- 
stischen Charakter dieses Staates. 

— Nach Außen: Wirtschaftliche und mili- 
tärische Unterstützung der reaktionärsten 
Regime, z.B. Südafrika, Chile, Südkorea, 

— Nach Innen: Klassenverhältnisse, Ras- 
sismus gegen orientalische Juden, Kriegs- 
dienstverweigerer. Stattdessen diese fatale 


Gleichsetzung des berechtigten Rechts der 
Juden auf eine Heimstatt, auf einen Zu- 
fluchtort, mit diesem Zionistischen Gebil- 
de. Kein Wort darüber,daß TeilederOppo- 
sition folgende Forderungen erheben: 
Vollständigen, bedingungslosen Rück- 
zug der israelischen Armee aus allen be- 
setzten Gebieten, Verteidigung der Rechte 


der Palästinenser, einschließlichdesRechts ° 


auf Selbstbestimmung und Rückkehr, An- 
erkennung der PLO als Vertretung des pa- 
lästinensischen Volkes und Beseitigung al- 
ler diskriminierenden Gesetze und Struk- 
turen in Israel selbst. 

Die Israelische Sozialistische Organisa- 
tion, besser bekannt unter dem Namen ih- 
rer Zeitschrift „matzpen* (Kompaß) 
kommt zu dem Ergebnis, daß der Staat Is- 
rael das Produkt eines „zionistischen Kolo- 
nisationsprozesses“ seiund das diesgrund- 
legend den Charakter des Staates bestim- 
me. 

Kein Wort darüber, daß es eine Mär ist, 
der PLO in den letzten 20 Jahren zu unter- 
stellen, sie wollten die Juden ins Meer trei- 
ben. (Selbst bei früheren anderen Stellung- 
nahmen haben die semitischen Araber 
nicht von Semiten, sondern von Israel gere- 
det.) 
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„Wir sind dazu bereit mit Juden zusam- 
menzuleben, auch mit jenen, die nachträg- 
lich eingewandert sind, vorausgesetzt un- 
sere Rechte werden respektiert. Die Palä- 
stinenser wollen den zionistischen Staat als 
rassistische und kolonialistische Struktur 
zerschlagen; das heißt nicht, daß die Juden 
vertrieben werden. Zum Vergleich: Kaum 
jemand wird ernsthaft bestreiten, daß das 
südafrikanische Apartheid-Regime ver- 
schwinden muß. Die BeseitigungdiesesRe- 
gimes heißt nicht, alle weißen Südafrikaner 
auszurotten oder zu verjagen. Es geht dar- 
um, eine Herrschaftsform zu errichten, in 
derSchwarzeund WeißediegleichenRech- 
te haben. Das gleiche gilt für das zionisti- 
sche Regime, weil esebenso eine Form von 
Rassismus ist.“ (Generalunion palästinen- 
sischer Studenten in Frankreich). 

Wer noch so unfrei ist, den konkreten 
Täter nicht Täter zu nennen, es aber fertig- 
bringt (richtigerweise) z.B. Kommunisten, 
die auch verfolgt, ermordet, vertrieben 
wurden, fürdaszukritisieren, wassieheute, 
jetzt, konkret z.B. in Polen, Rumänien, ... 
betreiben wird unglaubwürdig, versucht 
anderen seine Komplexe aufzuhängen. 
Wer so wenigdie historischen Fakten kennt 
oder zur Kenntnis nimmt, sollte Fragen 
stellen, problematisieren und nicht die eli- 
täre Arroganz des Abstempelns benutzen. 

Diese vom ISF beschwörend, verschwö- 
rerisch postulierte Negation der Schuldge- 
fühle (und nicht die Negationder Negation) 
der Neuen linken Juden gegenüber scheint 
mir eher das eigene Unverständnis des ISF 
zu sein. Das drückt sich auch in der absolu- 
ten Gleichsetzung von Antizionismus und 
Antisemitismus aus. Nochmals, keiner — 
weder die zu Faschisten gestempelte Neue 
Linke, noch die PLO und die Palästinenser 
— machen Juden das Recht auf Heimat 
streitig. Angegriffen wird nur das zionisti- 
sche Staatengebilde und die es tragende 
herrschende Klasse sowie die rassistische, 
expansionistische herrschende Staats- und 
Gesellschaftsideologie, nicht einmal ande- 
re Formen des Zionismus. 

Warum das ISF altdeutsche Weisheiten 
für seine Argumentation bemüht, bleibt 
unklar: „Einmal Opfer immer Täter.“ Bei 
anderen Problemen ist es doch auch so frei 
zu realisieren, daß aus früheren Unter- 
drückten Unterdrücker und Henker ge- 
worden sind. Hinzu kommt, daß Leute wie 
z.B. Begin von Faschisten als Juden ge- 
sucht, eingesperrt und ermordet wurden, 

Daß sie aber als politisch handelnde 
Subjekte nicht erst heute wahre Terrori- 
sten, Unterdrücker, Rassisten sind, müßte 
doch einsichtig sein. 

Die Unterstellung — aufgrund des un- 
säglichen Konstukts Antizionismus = An- 
tisemitismus — besonders die Antiimperia- 
listen seinen Faschisten, ist eine groteske 
Anmaßung. Wer nun wenigstens etwas de- 
ren Praxis und Diskussionsprozesse kennt, 
weiß, werden Kopfhinhält, wennesgilt, Fa- 
schistentreffen zu verhindern, dem Abbau 
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bürgerlicher Rechte entschieden entgegen- 
zutreten, das Apartheidsystem in Südafri- 
kazu verurteilen, in Wackersdorf zu sein, in 
den VOBOS zu arbeiten, die[WF Kampag- 
ne mitzutragen, usw. Er weiß, wer sich tag- 
täglich in seiner Lebensvorstellung und 
-form am deutschen, noch vorhandenen 
alltäglichen Faschismus auf der Straße und 
im Betrieb reibt. 

Es ist schwer zu begreifen, warum eine 


Völkergemeinschaft (nicht die herrschen- . 
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de Klasse), die tausend Jahre als Minder- 
heit gedemütigt, verbannt, ermordet wur- 
de, — kaum daß sie sich in einem eigenen 
Staat organisiert hat — mit ähnlichen und 
oft identischen Methoden gegen Minder- 
heiten, oft wehrlose Menschen, vorgeht. 
Dabei sind die Israelis keine Ausnahme. 
Auch ein großer Teil der Siedler in den 
Staaten z.B. floh aus unterdrückerischen 
Verhältnissen inderalten Welt, umeinede- 
mokratische Gesellschaft aufzubauen. Die 
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Siedler machten das auf den Leichen der 
Indianer... 

„Eure Sehnsucht war so zu werden, wie 
die Völker Europas, die Euch mordeten. 
Nun seid ihr geworden wie Sie.“ Erich 
Fried, „Höre Israel“. 

Es ist Zeit konstruktiv zu streiten, wenn 
es darum geht, wieder eine Basis zu schaf- 
fen für Solidarität im Ringen um eine freie, 
menschenwürdige Gesellschaft. JüWe 


Auseinandersetzung zwischen KB 

und dem „Aktionsbündnis Palä- 
stina 88“ haben nun auch die Freiburger 
Gruppen ihren Streit um eine „richtige“ Pa- 
lästinasolidarität. Ausgelöst hatte ihn ein 
Flugblatt einer antiimperialistischen 
Kampfgruppe, in dem völligunbekümmert 
die Beseitigung des „zionistischen Staaten- 
gebildes Israel“ gefordert und ansonsten 
locker mit Plattheiten wie Antizionismus = 
Antifaschismus hantiert wird. Es folgte ei- 
ne überaus scharfe, den Antisemitismus- 
vorwurferhebende Polemik der Freiburger 
Initiative Sozialistisches Forum (ISF), die 
allerdings nicht nur gegen die einfältigen 
Gemüter der Autoren des „Kampfblattes“ 
zielte, sondern auch ein Seitenhieb an die 
Adresse der Freiburger Nahostgruppe und 
an sonstige Adressen war. 

Die Nahostgruppe distanziert sich zwar 
von den größten Plattheiten des Kampf- 
blattes. Doch auch sie besticht nicht gerade 
durch einen besonders sensiblen Umgang 
mit dem Thema Israel. Bis vor kurzem war 
das Wort Israel in ihren Flugblättern ganz 
dezent mit zwei kleinen Anführungszei- 
chen versehen... 


E inige Wochen nach der Hamburger 


Auffällig an den Flugblättern desgesam- 
ten autonomen Spektrums ist das äußerst 
beschränkte Interesse an historischen De- 
tails. Die unbestrittene Tatsache, daß die 
zionistische Besiedlung Palästinas und die 
Gründung Israels mit der brutalen Vertrei- 
bungder Palästinenser verbunden war, ver- 
anlaßt die genannten Gruppen, der Exi- 
stenz Israels die Anerkennung zu verwei- 
gern. Andere historische Fakten, etwa daß 
zwischen dem Basler Zionistenkongress 
und der Staatsgründung immerhin auch 
Auschwitz lag, werden großzügig übergan- 
gen... : 

Diese historische Amnesie, das Verges- 
sen von Auschwitz, wird übrigens auch von 
der ISFhheftigkritisiert. Und die Kritik trifft 
nicht nur Nahostgruppe, Autonome usw., 
sondern viele Antizionisten. 

Ich möchte daran erinnern, mit welcher 
Besessenheit sich so manche Linken auf 
den Zionismus gestürzt haben: Akribisch 
haben sie seine Geschichte studiert, um 


in der Freiburger Linken 


nachweisen zu können, daß der Zionismus 
von Anbeginn an auf Expansion angelegt 
war. Mit Zitaten von Herzl und anderen 
Zionisten haben sie belegt, daß die Zioni- 
sten nie etwas anderes wollten als die Ver- 
treibung der arabischen Bevölkerung. All 
das ist übrigens richtig. Und jede Kritik am 
zionistischen Exklusivitätsanspruch und 
an zionistischer Vertreibungspolitik ist be- 
rechtigt. Nurgerätdenbesessenen Antizio- 
nisten leider aus dem Blick, was überhaupt 
keiner Begründung bedarf: Nach Au- 
schwitz kann keinem Juden in der Welteine 
Haltung verwehrt werden, die Dan Diner 
protozionistisch genannt hat: Die Betrach- 
tung Israels als Rückversicherung, als po- 
tentielles Asyl für den Fall neuer Pogrome, 
wo auch immer in der Welt. 


Der besessene Antizionist aber läßt die- 
se Haltung nicht gelten: Ganz im Gegenteil 
gilt seine Sympathie jenen Juden, die mit Is- 
rael nichts zu tun haben wollen. Sie sind für 
ihn die „guten“ Juden, deren Existenz er in 
oberlehrerhafter Manier den „schlechten“, 
israelverbundenen, angeblich paranoiden 
Juden vorhält. 

Auch der unter autonomen und sonsti- 
gen Antizionisten übliche Umgangmitdem 
Staat Israel gibt zu denken: Israel als ganzes 
wird behandelt wie sonst die herrschende 
Klasse eines Landes — von einer Unter- 
scheidung in einen machtausübenden und 
einen politisch eher machtlosen Teil der 
Bevölkerungkeine Spur! Vermutlichhalten 

viele Antizionisten Israel für die Musterde- 
mokratie, indertatsächlich das Volk anden 
Schalthebeln der Politik sitzt... 

Ich denke übrigens nicht, daß die Grün- 
de für diesen merkwürdigen Umgang mit 
den Juden und mit Israel dort zu finden 
sind, wo die ISF sie vermutet: in einem 
bruchlos von der Eltern- auf die Nach- 
kriegsgeneration übergangenen Antisemi- 
tismus. Auf der richtigen Fährte scheint mir 
eher Gunnar Heinsohn (in „links“ Nr. 181, 
April 1985) zu sein,dem zufolge sich hinter 
dem vehementen Antizionismus eine Ab- 
wehraggression der Nachkriegslinken ver- 
birgt: Sie haben es satt, ständig mit den Un- 
taten ihrer Eltern konfrontiert zu werden, 
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mit denen sie politisch und meist auch per- 
sönlich längst gebrochen haben. Aus dieser 
Abwehraggression folgt, so Heinsohn, eine 
„unersättliche Gier nach jüdischen Unta- 
ten“... „eine rastlose Suche nach Gründen, 
die die Juden nicht gut aussehen lassen, in 
und außerhalb Israels, um eben von diesem 
Vorwurf, der ja unsere Generation unge- 
recht trifft, in irgendeiner Weise herunter- 
zukommen.“ Mit jeder Untat nämlich, so 
diese Psycho-Logik, schwindet den Israelis 
ein Stück ihrer vermeintlichen Berechti- 
gung, mitdemerhobenen Zeigefinger deut- 
schen Israelkritikern gegenüber zu treten. 


Die Alternative zu dieser aggressiven 
Abwehrhaltung kann übrigens nicht die 
von vielen schuldgeplagten liberalen Kon- 
servativen gefordertedeutsche Demutshal- 
tung Israel gegenüber sein. Israelkritik 
steht an, zumal die Situation der Palästi- 
nenser in den besetzten Gebieten mit je- 
dem Tag Politik der „eisernen Faust“ uner- 
träglicher wird, und nur von äußerem 
Druck auf Israel ein Kurswechsel zu erhof- 
fen ist. 

Abgesehen davon verbirgt sich hinter sol- 
chen liberal-konservativen Appellen eine 
fragwürdige Position zur deutschen Ge- 
schichte: man glaubt Vergangenheit mo- 
ralisch bewältigen zu können — und läßt 
die gegenwärtige Gesellschaft unangetastet 
stehen. Es gab ja einen Neuanfang... 
Diese Position ist genauso falsch wie die 
von Nolte, Hillgruber usw., die die beson- 
dere Bestialität des deutschen Faschismus 
leugnen und durch eine solche Relativie- 
rung die Voraussetzungen für einen neuen 
deutschen Nationalstolz schaffen wollen, 
Indie richtige Richtung weist folgende Hal- 
tung: Die Einzigartigkeit des Vorgefallenen 
und damit die Unzulässigkeit von Verglei- 
chen zwar anzuerkennen; aber darüber 
nicht müde werden zu zeigen, daß die ge- 
sellschaftlichen Faktoren, die Auschwitz 
hervorbrachten, fortbestehen, 

Angesichts der noch immer drohenden 
faschistischen Gefahr ist es ein Unding, 
wenn Antizionisten jene Juden in der BRD 
undanderswo alsparanoid.abstempeln, die 
nur mit Israel im Rücken ruhig schlafen 
können. isar 
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El Salvador 


Aufstandsbekämpfung mittels 


Landreform? 


Agrarreform in El Salvador 


M it einer Fläche von 21.000 qkm 
und einer Bevölkerung von 
5 Mio. entspricht das mittelame- 
rikanische Land El Salvador dem Bundes- 
land Hessen. Die Industrie des Landes ist 
wenigentwickelt.Esgabzwarindenletzten 
Jahrzehnten Versuche einer Industrialisie- 
rung, die jedoch nicht zum gewünschten 
Erfolg geführt haben: die Betriebe sind re- 
lativ klein und international kaum konkur- 
renzfähig. Produziert werden hauptsäch- 
lich Konsumartikel. Die internationalen 
Konzerne, die sich besonders in den 60er 
Jahren in El Salvador niederließen, haben 
sich seit der Krise 1979 wieder zurückge- 
zogen. 

Trotz der recht langen Küste ist das Fi- 
schereiwesen kaum entwickelt. Es gibt we- 
der eine moderne Fangflotte, noch eine 
ausgebaute Fischverarbeitung, abgesehen 
von einer begrenzten Krabbenverarbei- 
tung für den US-Markt. 

Damit ist die Lösung der wirtschaftli- 
chenund sozialen ProblemeengandiecEnt- 
wicklung in der Landwirtschaft gebunden. 
Statt auszugleichen, verschärfen die Land- 
besitzverhältnisse die sozialen Spannun- 
gen. 1980, zu Beginn des Bürgerkrieges, ist 
trotz der sehr hohen Bevölkerungsdichte 
von 215 Einw. je qkm die Verteilung des 
Grundbesitzes extrem ungleich:0,02 % der 
Bevölkerung besitzen 39,5 % des Landes, 
1,9 % besitzen 57,5 % des Landes während 
die große Mehrheit (91,4%) nurüber 22% 
des Landes verfügen. Hinzu kommt, daß 
die Kleingrundbesitzer i.d.R. über die 
schlechtesten Böden verfügen. 

Während die Kleinbauern hauptsäch- 
lich Grundnahrungsmittel für den nationa- 
len Markt erzeugen, produzieren Groß- 
grundbesitzer die Güterfürden Export. 80 
% des Exportes entfallen auf die drei Pro- 
dukte Kaffee, Baumwolle und Zucker. 

Da die Preise dieser Produkte auf dem 
Weltmarkt starken Schwankungen ausge- 
setzt sind und in der Tendenz fallen, ver- 
schärft die Lage aufdem Weltmarkt die oh- 
nehin schwierige Situation im Inland. 


Die Geschichte der Agarreform 

Die ungerechte Agrarstruktur hat wieder- 
holt zu Konflikten um eine Landverteilung 
geführt. So Ende der 20er Jahre, als das 
Agrarexportmodell aufgrund der Welt- 
wirtschaftskrise und der Kaffeeüberpro- 


Trinkwasser Transport 


duktion gänzlich versagte. In El Salvador 
wurde derzeitein Präsident gewählt, derei- 
ne Agrarreform versprach. Daraufhin 
putschten die Militärs. Die enttäuschten 
Bauern und Landarbeiter erhoben sich. Ihr 
Aufstand wurde 1932 blutig niederge- 
schlagen. 

Die Agraroligarchie, die seitdem de fac- 
to die Macht ausübt, verbot aus Furcht vor 
neuen Aufständen jegliche gewerkschaftli- 
che Organisation der Landarbeiter. Heute 
ist El Salvador das einzige Land Latein- 


amerikas, in dem Landarbeitergewerk-' 


schaften noch verboten sind. 

In den 60er Jahren unterzeichneten die 
mittelamerikanischen Länder einen Ver- 
trag zur Schaffung eines gemeinsamen 
Marktes. In diesen Jahren des allgemeinen 
Wirtschaftsaufschwungs zeichnete sich in 
El Salvador eine Industrialisierung ab. 

Immerhin war die entstandene Leichtin- 
dustrie konkurrenzfähig genug, um die 
Märkte von Honduras und Nicaragua zu 
„erobern“. Diese wirtschaftliche Überle- 
genheit führte 1969 auf dem Hintergrund 
einer chauvinistischen Mobilisierung in 
Honduras zum „Fußballkrieg“ zwischen 
den beiden Ländern. Mitverantwortlich 
waren auch innere Spannungen in Hondu- 
ras, wo eine versprochene Landreform 
nicht durchgeführt wurde und man die 
Schuld salvadorenischen Emigranten zu- 
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schob, die z.T. zu Landbesitz gekommen 
waren. 

Honduras als Verlierer des Krieges wies 
daraufhin ca. 1/4 Mio. Salvadorener aus 
und annullierte den Vertrag über den Ge- 
meinsamen Markt. Schlagartig verschärf- 
ten sich damit die Widersprüche in El Sal- 
vador: Die Rückkehrer mußten in die 
Landwirtschaft integriert werden. Mit dem 
Verlust des Marktes ging gleichzeitigdiein- 
dustrielle Produktion zurück, sodaßdieln- 
dustrie nicht nur keine Rückkehrer inte- 
grieren konnte, sondern sogar Arbeitskräf- 
te entließ. 

Der vor dem „Fußballkrieg“ zu verzeich- 
nende wirtschaftliche Aufschwung in den 
60er jahren hatte eine Liberalisierung der 
politischen Verhältnisse möglich gemacht. 
Zusammen mit den anders gelagerten In- 
teressen besonders der ausländischen 
Konzerne ergab sich hier ein politischer 
Spielraum dafür, daß nun nach der Krise 
seit 1969 die Probleme der Landwirtschaft 
öffentlich diskutiert werden konnten. 

Obwohl vom Gesetz her weiterhin ver- 
boten, wurde in beschränktem Maße eine 
gewerkschaftliche Organisierung der 
Landarbeiter toleriert. Diesen politischen 
Freiraum nutzten die Rückkehrer, die auf 
den Plantagen in Honduras Erfahrungen 
mit Gewerkschaften gesammelt hatten. 
Gleichzeitig wuchs zu Beginn der 70er Jah- 
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redie Anzahl und die Macht weiterer Orga- 
nisationen wie linker Parteien, Industriege- 
werkschaften, Studentenverbände, christ- 
licher Basisgemeinden etc., die mit zuneh- 
mender Schärfe grundlegende Verände- 
rungen forderten. 

Um einen politischen „Erdrutsch“ zu 
verhindern, wurde an einer Agrarreform 
gearbeitet. Da die Argaroligarchie weiter- 
hin die mächtigste Gruppe innerhalb der 
Herrschenden des Landes stellte, erließ die 
Militärregierung 1976 nur ein halbherziges 
Gesetz. Trotzdem reagierte die Agraroli- 
garchie heftig, Sie erreichten, daß der Un- 
ternehmerverband wöchentlich bis zu 
13.000 US-$ für eine Kampagne gegen die 
Agrarreform ausgab. Diese Kampagne, die 
ein bisher unbekanntes Maß an Wider- 
stand innerhalb der Herrschenden doku- 
mentierte, führte dazu, daß die Agrarre- 
form praktisch unwirksam blieb, 

Im Rahmen des Gesetzes zur ‚Transfor- 
mation Agraria“ wurden nur 4 % des Lan- 
des unter 12.000 Familien verteilt. 


Agrarreform made in USA 

Die enttäuschten Erwartungen und die öf- 
fentliche Diskussion führten bei der anhal- 
tenden sozialen Ungerechtigkeit zum wei- 
teren Anwachsen besonders der militanten 
Organisationen der armen Bevölkerung. 
Als dann 1979 in Nicaragua die Sandini- 
sten die Macht errungen, gingen die USA 
zur massiven Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten von ElSalvador über. Die 
US-Politik gegenüber EI Salvador bekam 
drei Grundbestandteile: 

a) die rechte, wenig reformwillige Mili- 
tärregierung von Carlos Humberto Ro- 
mero durch reformfreudigere Kräfte zu er- 
setzen, 

b) die Macht der Oligarchie zurückzu- 
drängen, um Reformen zu ermöglichen 
und 

c) von oben her eine technokratische 
Agrarreform, begleitet von massiven Re- 
pressionen, durchzuführen. 

Am 15. Okt. 79 putschten sich die „Jun- 
gen Militärs“ an die Macht. Sogleich wur- 
den Agrarreformen versprochen. In Zu- 
sammenarbeit mit dem AIFLD (CIA- 
naher Gewerkschaftsverband aus den 
USA), der US-Botschaft und — als wich- 
tigstem Berater — mit Roy Prostermann 
wurde das Agrarreformgesetz ausgearbei- 
tet. (R. Prostermann war verantwortlich für 
die Agrarreform in Vietnam. Die gleichen 
Konzepte bis hin zu Parolen wie „Das Land 
den Landarbeitern“ übernahm er für die 
Agrarreform in El Salvador. 

Schon am 6. März 1980 trat das „Gesetz 
der Agrarreform“ in Kraft. Insgesamt wa- 
ren 3 Schritte vorgesehen: 

Phase 1 Alle Güter über 500 hader Groß- 
grundbesitzer werden enteignet, mit Aus- 
nahme von 150 ha, die der Besitzer selbst 
auswählen und einbehalten kann. Auf dem 
enteigneten Land sind Genossenschaften 
zu bilden. 238 Großbetriebe mit insgesamt 
218.000 ha (= 15 % der landwirtschaftli- 
chen Nutzfläche, LNF) wären davon be- 
troffen gewesen. 

Phase 2 Alle Betriebe von 100 ha bis 500 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


Slum in San Salvador 


ha sollen enteignet werden. 100 ha nach ei- 
gener Auswahl verbleiben dem Besitzer. 
Mit diesem Gesetz wurde das „Herzstück“ 
der Exportlandwirtschaft betroffen, da 
60 % dieser Ländereien Kaffeeplantagen 
sind. 


Phase 3 Von Kleinbauern gepachtetes 


Land soll von ihnen erworben werden kön- 
nen, höchstens jedoch 7 ha. 

Entschädigt werden die Eigentümer 
vom Staat zum geringeren Teil in Form von 
Bargeld und hauptsächlich per Schuldver- 
schreibung mit langer Laufzeit. Die Begün- 
'stigten haben den Kaufpreis in Raten an 
den Staat abzuzahlen. 

Für die USA war die Agrarreform von 
vordringlicher Bedeutung. Dies nicht nur, 
um die Politik gegenüber El Salvador in- 
nenpolitisch zu legitimieren, sondern auch 
umeinen weiteren Siegeiner Befreiungsbe- 
wegung in Mittelamerika zu verhindern. 
Ein weiterer Sieg wäre nach Einschätzung 
der US-Entwicklungsbehörde „eine große 
Katastrophe für die US-Außenpolitik* ge- 
wesen. 

Die Phase 3 entsprach im besonderen 
Maße den US-Vorstellungen. Der Sekretär 
für zentralamerikanische Politik der US- 
Regierung, Thomas Enders, drückte es 
1982 so aus: „Niemand zweifelt daran, daß 
landbesitzende Bauern ein starkes Boll- 
werk gegen marxistisch-leninistische Sub- 
version sein werden.“ 
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Doch gab es auch in den USA Wider- 
stände von rechts gegen die Agrarreform, 
die die Bildung von Genossenschaften, wie 
in Phase 1 vorgesehen, als radikalund mar- 
xistisch orientiert ablehnten. Die entschei- 
dende Phase 2 wurde nach Aussage von 
Thomas Enders weder von der Carter- 
noch von der Reagan-Administration un- 
terstützt. 

Gerade die Phase 2 war es, aufgrund de- 
rer in El Salvador.die in der FDR organi- 
sierte linke Opposition das Agrarreform- 
projekt anfangs noch unterstützte. Mit der 
Durchführung der Phase 2, so hoffte die 
Opposition, würde sich die Macht der 
Agraroligarchie brechen lassen. 


Durchführung der Agrarreform 

Phase 2 

Napoleon Duarte, als Zivilist 1980 Präsi- 
dent der Militärjunta, kündigte nach der 
Verabschiedung des Agrarreformgesetzes 
an, daß die entscheidende Phase 2 erst in 5' 
Jahren abgewickelt werden sollte. Das gab 
der Oligarchie Zeit, sich gegen das Gesetz 
zu organisieren. Aufgrund ihres Einflusses 
innerhalb der Verfassungsgebenden Ver- 
sammlung ließ die Oligarchie das Agrarre- 
formgesetz in die Verfassung aufnehmen, 
wobei sie die Untergrenze der zu enteig- 
nenden Betriebe auf 245 ha heraufsetzte, 
Die anfänglich von Phase 2 betroffenen 
Ländereien reduzierten sie damit von 24% 


der LNF auf vier bis sechs %. Die Durch- 
führung der Phase 2 wurde auf 5 Jahre, d.h. 
auf 1987, hinausgeschoben, Dies gab den 
Großgrundbesitzern genügend Zeit, den 
Besitz formell unter Familienmitgliedern 
aufzuteilen. 

Im Dezember 1987 wurde nun das neue 
Argarreformgesetz zur Phase 2 verkündet. 
Der christdemokratische Präsident Duarte 
nutzte damit die Chance, das stark ange- 
schlagene Ansehen seiner Partei mit die- 
sem Vorhaben aufzuwerten. Für die Kom- 
munal- und Parlamentswahlen im vergan- 
genen März sollte die Phase 2 als „Wahlge- 
schenk“ dienen. Das Gesetz wurde so kurz 
vorden Wahlenerlassen, damit.alldieMän- 
gelseiner Durchführung vor der Wahlnoch 
nicht ersichtlich sind. 

Doch die Bevölkerung hatte sich auf- 
grund der vielen leeren Versprechungen 
vonden Christdemokraten abgewandt. Bei 
den 33,5% der Wahlberechtigten, die ge- 
wählt hatten, ging die ultrarechte ARENA, 
(Partei der Agraroligarchie) als Sieger her- 
vor. Eigentlicher Verlierer der Wahlen sind 
die USA, die mit den Christdemokraten 
über treue „Stadthalter“ in El Salvador ver- 
fügten, um ihr Konzept „Zuckerbrot und 
Peitsche“ dort durchzuführen. Mit ARE- 
NA, die ganz auf Repression als Mittel der 
Problemlösung setzt, werden die USA zu- 
mindest vorerst Schwierigkeiten haben. Da 
inzwischen mehr als die Hälfte des Staats- 
haushalts von El Salvador von den USA fi- 
nanziert wird,sindden USA genügend Mit- 
tel an die Hand gegeben, ARENA gefügig 
zu machen. 

Wie weitgehend auch immer der US- 
Einfluß gehen wird, für die Phase 2 der 

form ist dies weitgehend bedeu- 

tungslos; die US-Administration hat die 
Phase 2 nicht unterstützt. Rechtzeitig und 
inihrer ursprünglichen Form durchgeführt 
hätte die Phase 2 die Macht der Agrarolig- 
archie gebrochen. Nach so vielen Jahren 
und in der jetzigen Form muß sie ohne gro- 
Be Auswirkungen bleiben. Die durch ihren 
Wahlsiegeinflußreich gewordene ARENA 
wird die praktische Durchführungauf allen 
Ebenen zu torpedieren versuchen. Was 
letztlich von der Phase 2 bleibt, wird gerade 
das sein, was den Herrschenden für ideolo- 
gische Indoktrinierung der Hungernden 
und zum Schüren falscher Hoffnungen 
nützlich erscheint. 

Phase 1 

Die Phase 1 war praktisch bis zum Herbst 
1980 abgeschlossen. Die Entschädigungs- 
summe errechnete sich auf der Grundlage 
der Steuererklärungen der Jahre 1976 und 
1977. Die enteigneten Maschinen, Viehbe- 
stände etc. wurden zum Zeitpunkt der Ent- 
eignung geschätzt. Der Staat entschädigte 
die Eigentümer weitgehend mit Schuldver- 
schreibungen von 20 bis 30 Jahren Laufzeit 
bei einer Verzinsung von 6 % (weit unter 
der Inflationsrate, die 1987 über 20 % be- 
trug). 

Enteignet wurden 224.000 ha (ca. 16 % 
der LNF). Auf diesem Land wurden 14 % 
des Kaffees, 31 % der Baumwolle und 24% 
des Zuckerrohrs von El Salvador produ- 
ziert. Begünstigt wurden ca. 32.000 Fami- 
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lien d.h, etwa 8% der Bauernfamilien. 
Wirtschaftlich war die Phase ] ein Fehl- 

schlag: 

— Sofort nach der Bekanntgabe der Agrar- 
reform hatten viele Besitzer ihre Be- 
triebe entkapitalisiert, indem sie die be- 
weglichen Werte ausden Gütern heraus- 
nahmen. Da die Mehrheit der Koopera- 
tiven, die darauf angesiedelt wurden, 
keinen Zugang zu Krediten bekam, 


konnte die Produktion dort nur in gerin- 


gerem Umfang weitergeführt werden. 
Dies ging so weit, daß sogar einige Koo- 
perativen Land brach liegenlassen muß- 
ten. 

— Das brachliegende Land durften sie 
nicht verpachten, da das Agrarreform- 
gesetz ihnen Verpachtungen verbietet. 
Auch den alten Pächtern, die abgelege- 
nes oder mit Maschinen schwer zu bear- 
beitendes Land gepachtet hatten, mußte 
nach der Reform gekündigt werden. 

— Das Gesetz verbietet diesen Kooperati- 
ven auch die Aufnahme neuer Mitglie- 
der. Eine Auswertung der Mitglieder- 
zahl (wie auch Verpachtungen) würde 


nicht nur weiteren Familien ein Einkom- 
men verschaffen, sondern den jeweiligen 


Kooperativen auch eher die Möglichkeit 
geben, das Geld für die Bezahlung des 
Landes zusammenzubekommen. 

— Die meisten Kooperativenhabenjedoch 

- zu wenig Land, Im Durchschnitt bieten 
die Kooperativen ihren Mitgliedern für 
180 Tage Arbeit im Jahr. (Aufgrund feh- 
lender Bewässerungsanlagen kann nicht 
das ganze Jahr über angebaut werden.) 
Damit sind die Lebenshaltungskosten 
nicht zu decken. 

— Die Produktion ging durch mangelnde 
technische Beratung zurück. Das Institut 
für Agrarreform (ISTA) verfügt nicht 
über das ausreichende Personal, um die 
Beratung zu gewährleisten. 

— Bei der staatlichen Aufkaufgesellschaft, 
IRA, erhalten die Bauern höhere Preise. 
Doch nimmt die IRA nur einen Teil der 
Produkte ab und bezahlt diese erst Mo- 
nate später. Bis dahin fehlt das Geld für 


Landarbeiter beim Pflügen 
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dastägliche Leben, die Rückzahlungder 

Kredite und für die neue Aussaat. 

— Hinzu kommen noch die Folgen des 
Krieges und die Trockenheit, von der 
ganz Mittelamerika seit 3 Jahren betrof- 
fen ist. Im Trockenlandbau gingen 90 % 
der letzten Reis- und Bohnenernte ver- 
loren. 

Das Ergebnis ist,die meisten Kooperati- 
ven haben nicht genug, um deneigenen Le- 
bensunterhalt zu sichern. Nach Angaben 
des ISTA verschuldet sich 1/3 der Koope- 
rativen zunehmend, 1/3 kann sich kaum 


-noch halten und nur das letzte Drittel ist in 


der Lage zu investieren. 

Die Phase 1 warim Sinneder Aufstands- 
bekämpfung ebenfalls kein Erfolg. Die Be- 
günstigten der Phase 1 waren vorher auf 
den jeweiligen Gütern fest angestellt und 
damit wirtschaftlich privilegiert. Das Ver- 
hältnis zum ehemaligen Besitzer war von 
Vertrauen bestimmt. Sie waren relativ kon- 
servative Bauern. Diejenigen, die der Be- 
freiungsbewegung FMLN am nächsten 
standen, und aus deren Reihen sie sich 
hauptsächlich zusammensetzt, d.h. die 
Bauern ohne Land, waren von der Phase 1 
ausgeschlossen. 


Phase 3 
Der als Phase 3 bezeichnete Teil der Agrar- 
reform sieht vor, daß kleinbäuerliche Päch- 
ter bis maximal 7 ha ihres Pachtlandes er- 
werben können. 80 % der verpachteten 
Parzellen sind jedoch nicht größer als 2 ha. 
Besondere Bedeutung hatte die Phase 3 
für die Bergregionen, wo das Land schlecht 
und für die Großgrundbesitzer uninteres- 
sant ist, es sei denn es ist für den Kaffeean- 
bau geeignet. Dort lebt der größte Teil der 
Landbevölkerung. Aufgrund derdortherr- 
schenden Armut sind dies auch die Gebie- 
te, in denen die Befreiungsbewegung am 
stärksten ist. Mit der Phase 3 erhoffte man 
sich, hier eine Schicht von landbesitzenden 
Kleinbauern zu schaffen, die soziale Span- 
nungen weitgehend neutralisieren. Für die 
USA war die Phase 3 damit das Kernstück 
der Agrarreform. 
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Bei der Durchführung gab es wesentli- 
che Schwierigkeiten: 

— Aufgrund des 1980 einsetzenden Bür- 
gerkriegesgingdas Militärinden Haupt- 
konfliktgebieten (den Bergen) zu Mas- 
sakern an der Zivilbevölkerung über. 
Hinzu kamen Flächenbombardierun- 
gen und große Militäroperationen zur 
Vertreibung der Zivilbevölkerung. Die 
Felder wurden abgebrannt, um der Gue- 
rilla die Ernährungsgrundlage zu neh- 
men. 

— Außerhalb der Hauptkonfliktzonen, 
dort wodie Militärs und die Großgrund- 
besitzer die Kontrolle ausübten, wurde 
bei Bekanntgabe des Gesetzes vielen 
Pächtern gekündigt,damitdiesedie Ent- 
eignung des Pachtlandes nicht beantra- 
gen konnten. 

— Dort, wo die Phase 3 letztlich zum Tra- 
gen kam, gehorchte sie parteipolitischen 
Interessen. Die Christdemokraten als 
größte (offizielle) Partei konnte die 
Mehrzahl der Verwaltungsposten mitih- 
ren Leuten besetzen. Bei der Flut der 
Anträge wurden die bearbeitet, die von 
Mitgliedern der christdemokratischen 
Partei gestellt wurden. 

Das Ergebnis ist, daß wiederum die poli- 
tisch bewußten Bauern ausgeschlossen 
blieben, d.h.die Integration der Opposition 
in das System nicht erfolgte. Doch auch den 
von der Phase 3 begünstigten Bauern geht 
es wirtschaftlich schlecht. Aufgrund des zu 
geringen Landbesitzes können sie die Fa- 
milie nicht ernähren. Nach Untersuchun- 
gender Universidad Catolica, UCA,haben 
sie im Durchschnitt nur für 48 Tage Arbeit 
auf ihren Parzellen. Auch sie können kei- 
nen Überschuß erwirtschaften, um das 
Land abzubezahlen. Durch die Trocken- 
heit ist auch ihre Ernte weitgehend verlo- 


ren. 

Von der Agrarreform (Phase 1 und 3) 
wurden nur 28 % der ökonomisch aktiven 
Landbevölkerungbegünstigt.Dadaserhal- 
tene Land nicht ausreicht, um davon zu le- 
ben, sind sie gezwungen, auf den Plantagen 
der Oligarchie zu arbeiten. 40% von ihnen 
finden dort jedoch keine Arbeit. Rechnet 
man die „versteckte“ Arbeitslosigkeit hin- 
zu, erhöht sich die Zahl auf 60 %. 

Um die Arbeit auf den Plantagen stehen 
sie in Konkurrenz mit der großen Masse 
der landlosen Bauern. Dort, wo fast aus- 
schließlich Exportkulturen angebaut wer- 
den, dauert die Erntezeitca. 3 Monate. Der 
von der Regierung empfohlene Tageslohn 
für Landarbeiter liegt bei 8 Colones (1 
US-$ = 5 Colones; eine Coca Cola kostet 1 
Col.,eine Packung Zigaretten kosten heute 
aufdem Land 3 bis 4 Col.). Inder arbeitsin- 
tensiven Kaffeernte wird kein Tageslohn 
bezahlt, sondern nach geernteter Menge 
entlohnt. Die von der Regierung empfohle- 
ne Entlohnung ist trotz Inflation seit 1979 
gleich geblieben. 

Seit dem Beginn der Agrarreform hat 
sich die allgemeine Situation in der Land- 
wirtschaft verschlechtert. Nach einer ver- 
traulichen Studie der FAO (UN-Organisa- 
tion für Landwirtschaft und Ernährung) 
ging das Bruttoinlandsprodukt zwischen 


Kinder auf Kooperative in Ahnachapan 


1981 und 1986 jährlich zurück, insgesamt 
um 17%. Im gleichen Zeitraum gingen die 
Investitionen um 32% zurück. Die Ausga- 
ben der Regierung für die Landwirtschaft 
fielen von 20% des Staatshaushaltes von 
1978 auf 17% im Jahre 1984 zurück. 1986 
hatten 68 % der Bevölkerung ein Einkom- 
men, das nicht einmal ausreichte, um die 
Nahrungsmittelkosten zu decken. Eine Po- 
litik zur Sicherung der Nahrungsmittelver- 
sorgungdes Landesgibtesnicht.Die Land- 
wirtschaftspolitik ist auf die Exportpro- 
duktion ausgerichtet. Nicht verschweigen 
konnte die Regierung, daß im wichtigsten 
Exportprodukt, dem Kaffee, ein Rückgang 
der Produktion zu verzeichnen war. Die 
Ernte 87/88 ist im Vergleich zum Vorjahr 
um 25% gesunken. 


Fazit: 
Die Agrarreform hat die Lage der Bauern 
insgesamt nicht verbessert. Das war auch 


Foto: Wolfgang Seiß 


nicht das angestrebte Ziel. Geplant wurde 
sie als Maßnahme zur Aufstandsbekämp- 
fung. Durch die Entschädigung derehema- 
ligen Besitzer sind diese wirtschaftlich 
nicht geschwächt worden. Auch die ent- 
scheidende Phase 2, dienun nach den Wah- 
lenim März durchgeführt werden soll,kann 
die Macht der Oligarchie nicht brechen, da 
sie inzwischen die betroffenen Güterinner- 
halb der Familie formal aufteilen konnte. 
Zudem wird ARENA nun mit Erfolg alles 
versuchen, die Phase 2 zu torpedieren. Der 
seit 1980 andauernde Krieg schaffte und 
schafft einen zunehmenden Rechtsrutsch 
derstaatlichen Organeund eine Militarisie- 
rung der Gesellschaft. Alseigentliche Kraft 
der Ultrarechten ist die Oligarchie nach all 
diesen Jahren mächtiger als vor dem Krieg. 
Eine Lösung der sozialen Probleme ist, 
wenn überhaupt, nur von der (illegalen) 
Opposition zu erwarten. 

Jürgen Bernhardt 
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Guatemala 


Arbeitskampf um Lunafil verschärft sich 


Der folgende Bericht über eine Betriebsbesetzung in Guatemala, die sich am 9. 
Juni zum ersten Mal jährt, erschien bereits Anfang des Jahres in der US-ameri- 
kanischen Wochenzeitung „The Guardian“. Wegen der zentralen Bedeutungdie- 
ses Arbeitskampfs für die wiedererstarkende guatemaltekische Gewerkschafts- 
bewegung haben wir uns entschlossen, ihn hier abzudrucken. 

In der Zwischenzeit hat sich die Lage in Amatitlan noch weiter verschärft. Die 
bestreikte Firma ließ den beschriebenen Maschendraht durch eine hohe Mauer 
ersetzen — dadurch sind die Betriebsbesetzer jetzt von der Außenwelt (auch von 
ihren Familien!) abgeschnitten. Anonyme Drohungen und Polizeiaktionen ge- 


gen die Streikenden häufen sich. 


Aufgrund der unerwarteten Standhaftigkeit der Besetzer und der wachsenden 
einheimischen und internationalen Solidarität kehrten die Kaptialeigner inzwi- 
schen an den Verhandlungstisch zurück und haben ihre ursprüngliche Absicht, 
den Betrieb endgültig zu schließen, offenbar fallengelassen. Allerdings weigern 
sie sich weiterhin, alle Streikenden wieder einzustellen — eine Lösung des Kon- 
flikts ist daher bisher (Mitte Mai 1988) noch nicht in Sicht. 


ten, die am 9. Juni 1987 den Streik 
aufgenommen hatten, sind 39 wei- 
terhin aktiv. 29 davon sind innerhalb des 
Fabrikgeländes eingeschlossen, und zehn 
weitere haben ein improvisiertes Lager au- 
Berhalb des Haupttors aufgeschlagen. Die 
Eingeschlossenen können das Gelände je- 
derzeit verlassen, aber der bewaffnete 
Werkschutz würde ihnen dann die Rück- 
kehr verweigern. Die Geschäftsführung 
möchte die Besetzer loswerden, um den 
Betrieb wiederaufnehmen zu können. Die 
Streikenden ihrerseits halten die Beset- 
zung, die den normalen Geschäftsablauf 
stört, für ihr bestes Druckmittel in den 
längst überfälligen Tarifverhandlungen. 
Finanzielle Not und die emotionale Be- 
lastung, von ihren Familien getrennt zu 
sein, haben die Zahl der Streikenden ver- 
ringert. Allerdings ist es bemerkenswert, 
daß seitdem 2.Novemberalle beider Stan- 
ge geblieben sind. „Diejenigen von uns, die 
immer noch hier sind, werden noch lange 
durchhalten“, sagt einer hinter dem Zaun. 
Der Streik begann, als die Arbeiter ver- 
suchten, mit der Firma einen Tarifvertrag 
auszuhandeln. Wegen erhöhter Nachfrage 
hatten die Fabrikeigner 12-Stunden- 
Schichten an Samstagen und Sonntagen 
(ohne Überstundenzuschläge!) verlangt. 
Jeder Arbeiter sollte außerdem für meh- 
rere Maschinen gleichzeitig zuständig sein. 
Über die Sonderschichten sollte am 9. Mai 
abgestimmt werden, wobei beide Seiten 
sich verpflichteten, das Ergebnis anzuer- 
kennen. Der Tatsache bewußt, daß die gua- 
temaltekische Verfassung den Normalar- 
beitstag auf acht Stunden begrenzt, lehnten 
die Beschäftigten die Sonderschichten mit 
überwältigender Mehrheit ab. Daraufhin 
erklärte die Geschäftsführung ohne Um- 
schweife das Abstimmungsergebnis für 
„gefälscht“ und ordnete — bei angedrohter 
Entlassung - die zwölfstündigen Schichten 
an 


V: den ursprünglich 91 Beschäftig- 


Ein nicht gewerkschaftlich organisierter 


Arbeiter, Oswaldo Divas, weigerte sich, die 
neue Schicht schriftlich zu akzeptieren, und 
wurde sofort entlassen. Am Abend des 8. 
Juni 1987 trafen sich die Lunafil-Beschäf- 
tigten und verabschiedeten ihre Forderun- 
en: 
= Anerkennungder Abstimmung über die 
Sonderschichten 
— weiterhin nur eine Maschine pro Arbei- 
ter 
— Wiedereinstellung von zwei Entlassenen 
— Entlassung von Vorarbeitern, die von 
den Arbeitern einen Verzicht auf Über- 
stundenzuschläge verlangt hatten 

— sowie eine Lohnerhöhung von umge- 
rechnet 5 auf 8 DM pro Tag (!) 

Die Weigerung der Geschäftsführung, 
diese Forderung zu akzeptieren, führte 
dann zum Streik. 

Die Fabrikeigner haben auf verschie- 
denste Weise versucht, den Zusammenhalt 
unter den Arbeitern zu brechen. Strom- 
und Wasserversorgung in der Fabrik wur- 
den unterbrochen. Praktisch alle Streiken- 
den wurden entlassen, und die Eigner dro- 
hen damit, die Fabrik endgültig stillzule- 
gen. Den Betriebsbesetzern wurden Beste- 
chungsgelder angeboten, um sie zum Ver- 
lassen des Fabrikgeländes zu bewegen. 

Unterstützung für den Streik kam bisher 
in erster Linie von anderen Gewerkschaf- 
ten, vor allem vom Dachverband „Gewerk- 
schaftseinheit der Arbeiter Guatemalas“ 
(Unsitragua) (.. .). Arbeiter einer benach- 
barten Fabrik versorgen die Streikenden 
mit Wasserfässern. Anderes nötiges Mate- 
rial, wie Lebensmittel und Feuerholz zum 
Kochen, wird von Unterstützern über den 
Zaun gereicht. 

Die Moral der Betricbsbesetzer bleibt 
hoch. Die Auseinandersetzung ist zueinem 
der wichtigsten Anstöße für Guatemalas 
wiedererwachende Gewerkschaftsbewe- 
gung geworden. 

Kurz vor Weihnachten wurde befürch- 
tet, die Kampfmoralder Streikenden könn- 
tenachlassen, weilsiedie Feiertage ohneih- 


re Familien verbringen mußten. Die Ge- 
schäftsführung versuchte, dies auszunut- 
zenund botam21.Dez.den Arbeiternauf6 
Monate rückwirkende Löhne an, falls sie 
ihr selbst gewähltes Gefängnis verlassen 
würden. 

‘ Dieses „Angebot“ hatte jedoch die ent- 
gegengesetzte Wirkung: die Besetzer ver- 
pflichteten sich, bis zum Erfolg des Streiks 
auszuharren. „Unsgehtesnichtsosehrums 
Geld. Uns gehtesdarum, beider Arbeit mit 
Würde behandelt zu werden“, sagte ein Ar- 
beiter. 

Am 22. Dezember trafen sich Lunafil- 
Gewerkschafter, Unsitragua-Funktionäre 
und Repräsentanten anderer Gewerk- 
schaften mit Guatemalas Präsident Vinicio 
Cerezo.Cerezo versprach, sichder Angele- 
genheit persönlich anzunehmen. Diese Zu- 
sage, verbunden mit üppigen Geschenk- 
körben des Präsidenten an alle Streiken- 
den, ließen vorsichtigen Optimismus ent- 
stehen. (Dieser Optimismus blieb aber bis 
heute, Ende März 88, enttäuscht; Anm.des 
ee) 

Der Streik istein Meilenstein für die gua- 
temaltekische Gewerkschaftsbewegung, 
weil er die Lähmung zu überwinden 
scheint, die. durch den politischen Terror 
der letzten 10 Jahre verursacht worden war. 
In diesem Zeitraum waren 15.-20.000 
Guatemalteken, darunter: viele Gewerk- 
schaftsmitglieder, von Militärs und Todes- 
schwadronen ermordet worden. Andere 
wurden entführt oder ins Exil getrieben. 

(...) Nach den Worten eines jungen Ge- 
werkschaftsaktivisten: „Im Moment 
kommtesunsvorallemdaraufan,den Leu- 
ten zu helfen, ihre Furcht zu überwinden“. 
(...) Die Lunafil-Arbeiter haben sich bisher 
vor allem auf einheimische Unterstützung 
verlassen müssen. Ihre Standhaftigkeit 
zeigt, daß die guatemaltekische Arbei- 
terbewegung stark genug ist, auch einen 
langen Streik durchzuhalten. Mit zuneh- 
mender Streikdauer gewinnt die interna- 
tionale Unterstützung jedoch an Bedeu- 
tung — wichtig sind neben Solida- 
ritätserklärungen und materieller Hilfe an 
die Gewerkschaft UNSITRAGUA vor al- 
lem Briefe an den guatemaltekischen Ar- 
beitsminister, in denen er zu einer kon- 
struktiven Vermittlung des Lunafil-Kon- 
flikts aufgefordert werden soll. 

Anschrift: 

Lic. Rodolfo Maldonado 
Minstro de Trabajo 

Su despacho 

Palacio Nacional 
Guatemala City, Guatemala 
Kopien bitte an: 
UNSITRAGUA 

lla Calle 8-14 

Zona 1 

Guatemala City, Guatemala 


(Übersetzt aus „The Guradin“, New York, 3. Februar 
1988) 
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Am Freitag, den 27.5., kam ein Kommando der 
Bereitschaftspolizei (Antimotines) mit 200 Po- 
lizisten zur Fabrik Lunafil,um diesichdort noch 
befindliche Baumwolle aus dem Gelände her- 
auszuholen. Die streikenden Arbeiter wehrten 
sich dagegen, allem Anschein nach gelang es 
aber nicht,den Abtransport zu verhindern. Julio 
Coj,einerder Verantwortlichen der Lunafil-Ge- 
werkschaft, wurde dabei durch ein Plastikge- 
schoß leicht verletzt. 

Die Baumwolle als Materialistnebender gan- 
zen Maschinerie ein wichtiges Kampfmittel der 
Arbeitern diesem Streik. Allem Anschein nach 
wollen die Unternehmer sich eine bessere Aus- 
gangsbasis für die neu einsetzenden Verhand- 
lungen verschaffen. In der Nacht zum Samstag 
erschienen 20 bewaffnete Männer in Zivil, zT. 
mit maskierten Gesichtern und zerstörten von 
den Arbeitern angelegte Abwehrvorrichtungen. 
Das Auftauchen dieser bewaffneten Einheit in 
Zivil muss als massive Bedrohung gewertet wer- 
den. 


Bitte schreibt Telegramm, Telexe oder Briefean: 


Excem. Sefor Presidente 

Vinicio Cerezo Arevalo 

Palacio Nacional, Zona 1 
„Ciudad de Guatemala, Guatemala 

Tel.00502-2-21212 

Telex 5331 CAPRES GU 


Lunafil S.A. 


Raul Herrera Ceballos 

9 Calle 5-39 

Ciudad de Guatemala, Guatemala 

(Eriist der Hauptaktionär von Lunafil S.A.) 
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Telex oder Briefbeispiel: 


Excelentisimo Senior Presidente 

Hemos recibido con gran preocupaciön las 
noticias de los ültimos sucesos en la fäbrica 
Lunafil, Amatitlän. 

EI 27 de mayo vinieron 200 policias Anti- 
motines para sacar el algodön, que todavia 
se quedö dentro del area ocupado por los 
trabajadores en huelga. En esta acciön uno 
delosresponsablesdelsindicato de Lunafil 
fuelevementeheridoporunabalade plästi- 
co. Ademäs aparecieronen medianoche 20 
hombres fuertemente armados — en parte 
con cara escondida — para amenazar a los 
huelguistas. 

Estos son medidas para debilitar a los tra- 
bajadores y atemorizarlos para que ya no 
insistenen susjustasdemandasdeuntraba- 
jo digno y de un sueldo justo. 

Le pedimos a Ud.queintercedacon autori- 
dad de tal manera que se pueda resolver 
este conflicto laboral por los caminos de 
diälogo y de comunicaciön, es decir por via 
democrätico. 

Apoyamosa todas las iniciativas en las que 
el derecho de los huelguistas a la igualdad 
sea respetado. Atentamente 


Telegrammbeispiel: 
Expresamos preocupaciön ultimos suce- 
sos en Lunafil 


Übersetzung: 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

Wir haben mit großer Besorgnis die Nach- 
richten von den letzten Ereignissen in der 
Textilfabrik Lunafil aufgenommen. 

Am 27. Mai kam ein Kommando mit 200 
Bereitschaftspolizisten, um die Baumwolle 
herauszunehmen, die noch innerhalb der 
Fabrik lagerten, die von den Arbeitern be- 
setzt ist. In dieser Aktion wurde einer der 
Verantwortlichen der Lunafil-Gewerk- 
schaft leicht verletzt. Außerdemerschienen 
um Mitternacht 20 schwer bewaffnete 
Männer — zum Teilmit verdeckten Gesich- 
tern —, um die Streikenden zu bedrohen. 
Dieses sind Mittel, um die Arbeiter zu 
schwächen und sie einzuschüchtern, damit 
sie nicht weiter auf ihren gerechten Forde- 
rungen nach würdiger Arbeit und gerech- 
tem.Lohn bestehen. Wir bitten Sie, mit Ih- 
rer Autorität einzuschreiten, damit man 
diesen Arbeitskonflikt mittels des Dialogs 
und der Kommunikation lösen kann, d.h. 
auf demokratischem Weg. 

Wir unterstützen alle Initiativen, in denen 
das Recht der Streikenden auf Gleichheit 
respektiert wird. 


(Übersetzung: Wir sind besorgt über die 
letzten Ereignisse in Lunafil.) 


BMZ 


Parkinson im BMZ 


oder ein Lehrstück bürokratischen Imperialismus 


in Paradestückchen Parkinson’ 
E schen Wachstums proben zur Zeit 

unter der Regie des Minister Hans 
Klein die Dritte-Welt-Beamten. Nachdem 
der Minister in der großangelegten Umor- 
ganisation seines Hauses endlich ein 
Frauenreferat einrichten und mit einem 
routinierten Verwaltungsbeamten kurz vor 
der Pensionierung besetzten konnte, folgt 
im Sommer die nächste Premiere. 

Das BMZ wird eine Zentral- bzw. Bera- 
tungsstelle für NGO's einrichten. Seit Jah- 
ren widmen sich fünf Beamte den Anträgen 
der NGO's zur Förderung ihrer Hilfspro- 
jekte. Sie prüfen, bewilligen und versuchen, 
recht großzügig und verständnisvoll für die 
Unwägbarkeitender Projekteindenfernen 
Ländern, eine planmäßige Abwicklung zu 
erreichen. Ihr Drehbuch ist die Bundes- 
haushaltsordnung. Neben den großen und 
bekannten Hilfswerken wie der Welthung- 
erhilfe, der Andheri Hilfe, terre des hom- 
mes oder anderen Mitgliedern des Bens- 
heimer-Kreises, nehmen auch kleine und 
unbekannte NGO's das Geld des Steuer- 
zahlers gerne. Denn mit bescheidenen 
Spendenmitteln können dann Projekte in 
vielfacher Größenordnung gestartet wer- 
den. Das BMZ gibt 75% Zuschüsse und ist 
sogar bei der Berechnung der Eigenlei- 
stung großzügig. 


Weil aber viele Projektanträge von den 
Richtlinien des Finanzministers nicht be- 
stehen können, sollen künftig die privaten 
Träger (außer den Kirchen und den Partei- 
stiftungen) von einer Beratungsstelle mit 
den Erwartungen der Bürokratie vertraut 
gemacht werden. Die fünf Beamten schaf- 
fen es nicht, allen Antragstellern das Zu- 
wendungsrecht zu erläutern. Rund 70 ge- 
meinnützige juristische Personen zählen zu 
den Kunden dieses Fördertopfes — Ten- 
denz steigend. Da geht den Beamten die 
Luft aus. Genügend Geld, fast 30 Mio.DM, 
wäre vorhanden, um weitere Entwickungs- 
Projekte zu fördern. Diese Unfähigkeit der 
Regierung das vom Parlament bewilligte 
Geld für die Dritte Welt auszugeben, hat 
schon seit vielen Jahren zu kritischen Fra- 
gen im Bundestagsausschuß geführt. Aber 
erstdie Mahnungen desBundesrechnungs- 
hofes brachten die Beamten in Bewegung. 
Der übliche Weg jedoch, die Effizienz der 
Verwaltung durch die Beschäftigung von 
mehr Personal zu steigern, ist verbaut. 
Neue Stellen billigt der Finanzminister 
nicht. 

In dieser Situation weist Parkinson den 
Ausweg: Wenn keine neuen Planstellenein- 
gerichtet werden dürfen, um die wachsen- 
den Aufgaben zu erledigen, bedient man 
sich aus dem verfügbaren Titel und kreiert 


außerhalb der gesicherten und privilegien- 
gepolsterten Stellen des Ministeriums eine 
kleine, nachgeordnete Institution. Sie soll 
irgendwie einen Teil der Arbeit erledigen. 
Außerdem können die Beamten sich nun 
endlich wie die Mitarbeiter einer obersten 
Bundesbehörde fühlen. Die lästigen, direk- 
ten Kontakte mit den Bürgern übernimmt 
dann als vorgeschobener Posten die Bera- 
tungsstelle. So entstehen neue Arbeitsplät- 
ze, von denen bekannterweise nicht nur in 
der Dritten Welt zuwenig vorhanden sind. 
Es war nicht schwer, den Parlamenta- 
riern zu erläutern, warum die Arbeit der 
kleinen neuen Institution mitrund 700.000 
DM aus den reichlichen Mitteln der Klein- 
Projektförderung — zweckentfremdet — 
bezahlt werden darf. Indem die Abwick- 
lung der Projektanträge durch die Vorprü- 
fung in der neuen Beratungsstelle verein- 
facht und beschleunigt wird, wachsen Qua- 
lität und Quantität der Hilfe für die Ärm- 
stender ArmeninderDritten Welt. Weildie 
korrekte, haushaltsrechtlich notwendige 
Kontrolle überden Abrufdes Geldes, seine 
Verwendung und gegebenenfalls erforder- 
liche Rückmeldungen endlich von Leuten 
erledigt werden, die sich nicht in den Pol- 
stern der Unkündbarkeit vor Arbeit schüt- 
zen können — die also arbeiten müssen, 
kannsich das Ministeriumendlich auf seine 
hoheitlichen Funktionen konzentrieren. 
Solche Vorstellungen hat das BMZ dem 
AWZ präsentiert und niemand hat zu fra- 
gen gewagt, ob denn die Beamten auch 
wirklich richtig arbeiten. Oder ob die BHO 


das geeignete Instrument zur Unterstüt- 
zung der privaten Entwicklungshilfe sei. 

Eine konzeptionelle Rolle bei der Zu- 
sammenarbeit mit den privaten Trägern 
soll die Beratungsstelle nicht spielen dür- 
fen. Kein Gedanke daran, die Beteiligung 
der privaten Träger auch in Hinblick aufdie 
entwicklungspolitische Bewußtseinsbil- 
dung zu stärken. Keine Vorstellungen über 
europäische Kooperation oder auch die 
Gestaltung der Zusammenarbeit mit den 
NGO's in den Ländern der Dritten Welt. 
Keine Spur einer Idee zur gemeinsamen In- 
teressenvertretung des sehr heterogenen 
Grüppchens oder gar einer Beteiligung der 
NGO's an Richtlinien-Entwürfen des Mi- 
nisteriums. 

Klipp und klar ist es geschrieben: eine 
Verbesserung oder Erleichterung der An- 
tragstellung soll mit der Beratungsstelle für 
die Privaten Träger nicht geboten werden. 
Sie bleiben gegenüber Kirchen und Partei- 
stiftungen benachteiligt. 

Aut dem Arbeitsmarkt warten fähige 
und bereitwillige Leute, die sich für eine ab- 
gesenkte BAT Besoldung und ohne Mini- 
sterialzulage mit Engagement zwischen die 
Stühle setzen. Denn das scheint sicher: we- 
der das Ministerium noch die NGO's wer- 
den mit der neuen Zentralstelle gücklich. 
Immerhin können die Vertreter des Bens- 
heimer Kreises, wenn sie überhaupt eine 
gemeinsame Linie finden, und das Ministe- 
rium ihre Hände nun auf dem Rücken der 
Beratungsstelle austragen. 

Die fünf Beamten aber werden nun end- 
lich so gemächlich arbeiten, wie es ihrem 
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Stand entspricht: bei 100 bis 150 Antrag- 
stellern entfallen auf jeden von ihnen rund 
30 „Kunden“. Das läßt sich auch bei ver- 
kürzter Arbeitszeit schaffen, wenn all die 
lästigen Rückfragen und Unstimmigkeiten 
zuvor in der Zentralstelle geklärt wurden. 
Und wenn tatsächlich die Arbeit überhand 
nehmen sollte, weil die Zentralstelle so er- 
folgreich arbeitet mit dem Computer, und 
weil die privaten Träger keine Probleme 
mitdenunbürokratischen Mitarbeiternder 
Zentralstelle haben — dann besteht aufs 
neue der Ausweg, die Arbeit andie nachge- 
ordnete Einrichtung zu delegieren und da- 
für vielleicht sogar neue Stellen zu bewvilli- 
gen. Mindestens drei Beratungsstellen 
könnten dann in der Bundesrepublik dem 
Minister zuarbeiten. Nach Ablauf der Er- 
probungsphase sollen die privaten Träger 
die Kosten der Beratungsstelle selber tra- 
gen. 

Es ist was dran an dem Vorwurf, daß 
Entwicklungshilfe vor allem uns nutzt. 


Nachsatz: 

Für alle privaten Träger, die aus vielerlei 
Gründen mit der Beratungsstelle nicht zu- 
sammenarbeiten wollen, bleibt der Weg of- 
fen, den schon heute die erfolgreichen An- 
tragsteller vorziehen: Ihre Förderanträge 
gelangen auf dem Umweg über den Bun- 
destagsabgeordneten, den Staatssekretär 
oder sogar den Minister in das zuständige 
Referat. Das lohnt sich immer. Die schnelle 
Beratungund die Bewilligung ist auchohne 
Beratungsstelle ziemlich sicher. Denn der 
Regisseur Hans Klein inszeniert am licb- 


AUSSTEISER/—- IN GESUCHT 


Für 


den Ausbau unseres Großhandelsvertriebs 


on 


Dritte-Welt-Läden, Naturkostläden, Aktionsgruppen, 
Schulen... von Projektwaren aus Unterentwicklungs- 
ländern (Genußmittel, Kunsthandwerk) sowie Umwelt- 
schutzpapier suchen wir entwicklungspolitisch en- 


gagierte/n Kollegen/-in, 


* der/die Erfahrungen im Vertrieb an Wiedeverkäu- 


fer hat, 


*% der/die sich von der Marktbeobachtung, 
Entwicklung von Vertriebsstrategien bis hin 


über die 
zu 


deren Verwirklichung alle anfallenden Arbeiten 


Cauch 


"Sklavenarbeiten"” 


wie Warennachschub ins 


Lager oder kommissionieren) zutraut, 


der/die sich in der Zusammenarbeit mit unkonven- 


tionellen sog. 


"Alternativen" zurecht findet, 


* der/die sich mit einem eher bescheidenen Salär 


abfindet 


und überhaupt nett ist und in unser kleines Team 


passt! 


DRITTE WELTladen 


Marktstr.51, 7980 Ravensburg, 


ravensburg 


Tel.: 0751-33132 


sten sich selbst — das Ministerium ist die 
Bühne, die Beamten und privaten Träger 
sind die Statisten und die Dritte Welt die 


Kulisse. 
aa 


IWF-Weltbank 


Entwicklungshilfte oder finanzpoliti- 
scher Knüppel für die „Dritte Welt“? 
Sandner/Sommer 


„Leichte Verständlichkeit und Hinführung zur hou- 
tigen Verschuldungskrise und der Rolle von IWF 
und Weltbank durch einen historischen Abrid der 
Währungs-Nachkriegsgoschichte aind die Trümpfe 
der 128-Seiten-Pubilkation (Herausgebor: AK Ent- 
wicklungspolitik Im Bund der Deutschen katholl- 
schen Jugend). Wohltuond: viele Erklärungen und 
ein Glossarium. 

Schölertreundiicher Preis: 9,50 DM.“ 

die tageszeitung, 13.2.'87 


„Das Buch, das nunmehr in vierter, Oberarbeiteter 
Auflage vorliegt, Ist eing sachkundige und vor- 
ständlich geschriebene Erklärung der Geschichte 
und Wirkungsweise von Internationalem Wäh- 
sungsfonds und 

Grafikan, Begrifiserklärungen und aln Register 
erleichtern dan Gebrauch.” 
epd-Entwicklungspolltik, 9/87 


Schmetterling Verlag, Holzhausor Str. 31, 7-S-80 
128 S., DM 9,50, ISBN 3-926369-50-7 


“" SAHARA-INFO 


Gesehrchart ger Freue Gen Sara ichen Volumen e.V. 


e; A 


TER. 


berichtet regelmäßig über 

- den Befreiungskampf der 
F. POLISARIO 

- die diplomatischen Ausein- 
andersetzungen um die 
WESTSAHARA 

- das Leben in den Flücht- 
lingslagern der Sahrauis 

- die Demokratische 
Arabische Republik Sahara 


SAHARA INFO 


erscheint alle 2 Monate 


Jahresabonnement nur 15,- DM! 

Probeheft und Abobesteillung bei 
ESELLSCHAFT DER FREUNDE DES 

SAHRAUISCHEN VOLKES e.V. 

U. Hilpert, Am Wall 46 

2800 Bremen 1 
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Weltwirtschaft/Verschuldung 


Neue Privatisierungswelle in hoch 
verschuldeten Ländern 


Auf massiven Druck von IWF und Welt- 
bank hin findet derzeit in Afrika und La- 
teinamerika eine große Umverteilung 
staatlichen Kapitals statt. Um ihren Schul- 
dendienst an die Gläubigerländer leisten zu 
können und ihr Haushaltsdefizit abzu- 
bauen, privatisieren die Regierungen/ 
Machteliten vieler Länder zunehmend 
Staatsbetriebe oder ihre staatlichen Beteili- 
gungen an Wirtschaftsunternehmen des 
Landes. Die Beteiligungen werden in- und 
ausländischen Kapitalinhabern angeboten. 
Auf eine halbe Mrd. DM lassen sich die 

Unternehmensbeteiligungen der Cote 
d'Ivoire (Elfenbeinküste) veranschlagen, 
die seit kurzem zum Erwerb durch private 
Investoren im In- und Ausland angeboten 
werden. Ausschlaggebend für die Ent- 
scheidung zur Privatisierung ist die anhal- 
tende Finanzkrise im Staatshaushalt, die 
sich aufgrund der massiven Exporterlös- 
rückgänge bei den Hauptausfuhrgütern 
Kaffee und Kakaoeingestellt hat. Betroffen 
sind ca. 53% der staatlichen Firmen, insge- 
samt 66 Unternehmen. Interessant insbe- 
sondere für die internationale Lebensmit- 
tel-und Agroindustriesind mehrere Unter- 
nehmen der Kaffee- und Kakaoverarbei- 
tung, Speiseölproduktion, Fischkonser- 
venherstellung (siehe Nordsee) und Tier- 
zucht. Günstig zu erwerben sind weiterhin 
Unternehmen der Textil- und Chemiepro- 
duktion, sowie Hotels, Transpörtunterneh- 
men u.a. 

* Nigeria 

Die nigerianische Regierung will insgesamt 
96 Unternehmen zur Privatisierung freige- 
ben. Vollständig privatisiert werden sollen 
49 Unternehmen, vorwiegend landwirt- 
schaftliche Unternehmen, Versicherungen 
und Brauereien. Partiell privatisiert wer- 
den Nigeria Airways und Nigerian Ship- 
ping Co. Kommerzialisiert werden Nige- 
rian Railway Corp., National Electric Po- 
wer Authority, Stahlfirmen etc. etc. 

* Marokko 

In Marokko sollen etwa 500 der 2.000 öf- 
fentlichen Gesellschaften in den Privatsek- 
tor überführt werden. Zu den Unterneh- 
men, die privatisiert werden sollen gehören 
u.a. die Textilfirma Cotef sowie ein Teil der 
Elektrizitäts- und Wasserversorgung und 
Eisen-, Kohle- und Bergbauunternehmen. 
‚Privatisiert wurden bereits einige Zucker- 
fabriken, eine Kupfermine und die Bus- 
dienste von Casablanca. Die Zeit der gün- 
stigen Stadtrundfahrten ist vorbei. 

*® Kolumbien 

Die kolumbianische Regierung will sich 
von einem großen Teil ihrer Beteiligungen 
an inländischen Wirtschaftsunternehmen 
trennen. Von der Aktion sind insbesondere 
16 große Unternehmen betroffen, u. das 


Kohleunternehmen Carbocol, der Nickel- 
produzent Cerro Natoso sowie das KFZ- 
Montageunternehmen Sofsa-Renault. 

Der Verkauf afrikanischer Unterneh- 
men an Interessenten in Industrieländern 
ist dabei nur mit zusätzlichen finanziellen 
Anreizen möglich, da die meisten Länder 
Afrikas von Unternehmerseite heralsInve- 
stitionsländer praktisch abgeschrieben 
sind. 1987 wurde von Seiten bundesdeut- 
scher Unternehmen nur noch in Südafrika 
(2,33 Mrd. DM), Nigeria (1,6 Mrd. DM), 
Agypten (700 Mio. DM) und Libyen (400 
Mio. DM) investiert. Die gegenwärtige 
„Wirtschaftsliberalisierung“ könnte diesen 
Trend vielleicht umkehren, wenn die Un- 
ternehmensanteile billig genug zu erwer- 
ben sind. Eine Folge der erzwungenen Li- 
beralisierung ist bereits sicher: Die Privati- 
sierung der Unternehmen wird zwangswei- 
se Massenentlassungen zur Folge haben 
und die ökonomische Situation der Bevöl- 
kerung in diesen Ländern weiter schwä- 
chen sowie die Preise steigen lassen. Wäh- 
rend so die Zahlungsfähigkeit der ärmsten 
Länder kurzfristig sichergestellt wird, er- 
halten die internationalen Konzerne und 
Banken Gelegenheit, die ausden Traumge- 
winnen der letzten Jahre angesammelte Li- 
quiditätzum günstigen Einkaufim Ausland 
zu nutzen. 

Die Wirtschaftspolitik von IWF und 
Weltbank war auf der ganzen Linie erfolg- 
reich. In Berlin wird es Grund zum Feiern 
geben. 


Sierra Leone 
vom IWF abgeschrieben 


Für Neukredite des Internationalen Wäh- 
rungsfonds ist Sierra Leone nicht mehr 
„qualifiziert“. Der IWF begründet dies mit 
dem Zahlungsrückstand von 54 Mio. $. 
Sierra Leone gehört zu den ärmsten Län- 
dern der Welt. Von 1.000 geborenen Kin- 


dern sterben 176 im ersten Lebensjahr. Die 
durchschnittliche Lebenserwartung liegt 
bei 38 Jahren. Es ist die niedrigste auf der 
Erde. Auswirkungen auf die kommerziel- 
len Kredite wird der Schritt desIWF im Ge- 
gensatz zu anderen Ländern allerdings 
nicht haben, da in den letzten Jahren ohne- 
hin kein privates Kapitalins Land geflossen 
ist. Sierra Leone hat im ersten Halbjahr 
1987 für 3.634.000 DM Nahrungsmittel 
(Kakao, Kaffee, gefrorene Garneelen) und 
für 28.180.000 DM Rohstoffe (Rohdia- 
manten, Bauxit, Gold) in die BRD expor- 
tiert. Leider sind jedoch die Exporterlöse 
des Landes nach 60,8 % im Jahre 1986 
auch letztes Jahr wieder gesunken. Unter 
anderem deshalb, weil der Leone (Le) auf 
ausländischen Druck um 58% (achtund- 
fünfzig) abgewertet wurde, außerdem tra- 
gischerweise der Weltmarktpreis für Kaf- 
fee 1987 um 48,9%, für Kakao um 12,5% 
fiel. Der Export von Rohdiamanten erholte 
sich zwar (+ 38,3%), jedoch mußte das 
Land auch hier wegen dem scharfen Rück- 
gang des Durchschnittspreises um 73,5% 
(dreiundsiebzig,5) schwere Einnahmever- 
luste hinnehmen. Die offizielle Güterver- 
sorgung verschlechtert sich in Sierra Leone 
laufend. Ein Sack Reis, der zum offiziellen 
Preis von 348 Le nirgendwo aufzutreiben 
ist, auch nicht im landwirtschaftlich genutz- 
ten Hinterland, kostet auf dem Schwarz- 
markt 600-800 Le. Außerhalb der Städte 
bleibt die offizielle Reisversorgung trotz 
fruchtbarer Böden unzureichend. Die we- 
gen fehlender Devisen lange stockende 
Benzinversorgung konnte erst im Novem- 
ber 1987 durch die Bezahlung einer nige- 
rianischen Tankerladung wieder aufge- 
nommen werden. Nach der jetzt verhäng- 
ten Kreditsperre wird demnächst wieder 
Schluß sein mit dem Autofahren. 
Ähnliche wirtschaftliche Strafaktionen 
verhängte der IWF in der letzten Zeit ge- 
genüber demSudan, Sambia, Liberia, Peru, 
Guayana und Vietnam. ns 


VERSCHULDUNG 


Banken, Kredite und die »Dritte Welt« 
Sandner, Sommer u.a. 


Band I: Verschuldung als moderne Form 
der Ausplünderung 

Ursache, Entstehung und Wirkungsweise 

der Verschuldung der »Dritten Welt« ver- 

ständlich erklärt; nicht nur für ‚Einsteiger. 

3., überarbeitete Auflage, DM 9,50. 

ISBN 3-926369-53-1 

Band Il: Südkorea, Argentinien und 
Tansania - Länderbeispiele 

Die in Band | gezeigten Ursachen und Wir- 

kungsweisen der Verschuldung konkret an 

drei Länderbeispielen 

DM 9,50, ca. 120 S., ISBN 3-926369-54-X 
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Kurz Belichtet 


El Tschernobyl macht’s möglich — 


Ausstellung: 


DRITTE WELT IM 
SCHULDTURM 


Was geht uns das an? 


„Dritte Welt im Schuldturm“ ist eine aus 27 
Tafeln bestehende Ausstellung über Zusam- 
menhänge von Wirtschaft, Politik und Sozia- 
lem rund um den Teufelskreis’ der Verschul- 


dung. 
Die Ausstellung hat die Schwerpunkte: 
— Internationaler Währungsfonds 
— Weltbank 
— IWF- und Weltbank Politik am Beispiel 
von Peru und Ghana 
— Bundesdeutsche Entwicklungspolitik 
— Was geht uns dasan? 
Die Ausstellung wurde 1987 von der terre 
des hommes-Gruppe Stuttgart erstellt und 
im Februar 1988 von der Oberhausener tdh- 
Gruppe aktualisiert und vervielfältigt. 


Anfragen sind zu richten an: terre des hom- 
mes Arbeitsgruppe Obernhausen, Michael 
Pauly, Ebertstr. 75, 4200 Obernhausen 1; 
Tel.: 0208/80 53 97 oder Max Schürmann, 
Stöckmannstr. 31, 4200 Obernhausen 1; 
Tel.: 0208/85 35 24. 


Ausstellung+Ausstellung 
ur 
Einführung in die Ver- 
schuldungsproblematik 
“IN NAME 4-1 zuunannnn- 
des DOELAR 

INS, ELEND" 
näherg mess 
en üben 
Peru-Grappe Münster 
Achtermannstr. 10-12 
4400 Hühster 


Ausstel IunyıAusstel lung 


Cäsium gegen den Hunger in . 
Afrika? 


Um die in Schwarzafrika bis 40% ausma- 
chenden Ernteverluste durch nachträgli- 
chen Verderb zu verringern, sind die Mög- 
lichkeiten der Nahrungsmittelbestrahlung 
mit Kobalt- und Cäsium 137-Isotopen auf 
einem internationalen Seminar diskutiert 
worden, das von der Internationalen 
Atomenergiebehörde (IAEO), der FAO 
und dem afrikanischen Forschungsinstitut 
für angewandte Technologie (CRAT) 
durchgeführt wurde. Dabei kam heraus, 
das bereits seit 1986 in acht afrikanischen 
Ländern praktische Forschungsarbeiten 
stattfinden, die sogar in ein Regionalpro- 
gramm zum Ernteschutz münden sollen. 
Nach Ansicht der Internationalen Atom- 
energiebehörde ist die vorschriftsmäßige 
Bestrahlung von Lebensmittel ungefähr- 
lich. die BAEO sicht auch Vorteile für den 
Export der bestrahlten Nahrungsmittel in 
die Industriestaaten, die für die Behand- 
lung von Nahrungsmittel bestimmte alter- 
native „Desinfektionsmittel“ wegen ihres 
Giftgehaltes verbieten. Ob die schädlichen 
Nebenwirkungen radioaktiver Bestrah- 
lung auf die bundesdeutsche chemische In- 
dustrie in den Forschungsarbeiten berück- 
sichtigt wird, wurde bisher nicht bekannt. 
30 Staaten, überwiegend sogenannte Ent- 
wicklungsländer, haben angeblich bereits 
dieser radioaktiven Bestrahlung ihrer Nah- 
rungsmittel zugestimmt, für 40 verschiede- 
ne Produkte. 


Kampagne gegen Raubbau 
am tropischen Regenwald 


Fast die Hälfte des tropischen Regenwal- 
des ist bereits vernichtet. Hält die gegen- 
wärtige Zerstörungsrate an, wird in weni- 
sn Jahren nichts mehr von diesem uralten 

ko-System vorhanden sein. „Nach Anga- 
ben der Weltbank werden bei gleichblei- 
bender Abholzrate in den nächsten 10 Jah- 
ren 56 Länder ihren Waldbestand (incl. 
Mangroven- und Trockenwälder) nahezu 
verbraucht haben“ (zitiert nach Flugblatt 
der AG Dritte Welt der GRÜNEN). 

An dieser Entwicklung sind internatio- 
nale Gläubigerbanken und Entwicklungs- 
behörden wie die Weltbank maßgeblich be- 
teiligt. Mit ihren Geldern werden großan- 
gelegte Industrialisierungsprojekte wie 
Staudämme, Straßen, Minen, land- und 
forstwirtschaftliche Exportprojekte in den 
Tropen mitfinanziert. Die Deutsche Ge- 
sellschaft für technische Zusammenarbeit 
(GTZ) fördert mit bundeseigenen Mitteln 
die Ausbildung von Sägewerkspersonal. 

Verschiedene Umweltschutzverbände 
und die Grünen fordern angesichts dieser 
Lage die Bundesregierung auf, keine weite- 
ren Weltbankprojekte zu unterstützen, und 


der Vergabeeines weiteren Weltbankkredi- 
tes an Brasilien in Höhe von 500 Mill. Dol- 
lar nicht zuzustimmen. Außerdem soll in 
Zukunft auf die Verwendung tropischer 
Hölzer in bundeseigenen Einrichtungen 
verzichtetet werden. Ähnliche Anträge 
können in Gemeinden und Städten einge- 
bracht werden. 

Briefe zwecks Verhinderungeinesneuen 
Weltbankkredites sollen an den bundes- 
deutschen Gouverneur der Weltbank, Mi- 
nister Hans Klein, Karl-Marx-Str. 2-4, 
5300 Bonn 1 gerichtet werden. 

Weiteren phantasievollen Aktionen vor 
Holz- und Baumäfrkten etc., die tropische 
Hölzer vertreiben, sind keine Grenzen ge- 
setzt. 

(Informationen aus dem Flugblatt der AG 
Dritte Welt der Grünen „Raubbau am Re- 
genwald“) 


„Adoption nur in 
Einzelfällen nötig“ 


In diesem Artikel über den Handel mit 
Adoptivkindern aus der Dritten Welt (Blät- 
ter des iz3w, Nr. 148) wies Rolf P. Bach dar- 
aufhin, daß die Ausbeutung der psychi- 
schen Not kinderloser Ehepaare in der 
Ersten und das materielle Elend der Kin- 
der und ihrer Eltern in der Dritten Welt ein 
lukrativer Geschäftszweig für professionel- 
le Menschenhändler geworden ist. Terre 
des hommes faßte vor rund einem Jahr aus 
diesem Grunde den Beschluß, nur noch in 
besonderen Einzelfällen eine Auslandsa- 
doption zu vermitteln und stattdessen Pro- 
jekte zu fördern, die auf die Hilfe für verlas- 
sene und verwahrloste Kinder sowie aufdie 
Unterstützung lediger Mütter aus der Drit- 
ten Welt zugeschnitten sind. Desweiteren 
werden Inlandsprogramme, durch die ver- 
waiste Kinder an Eltern aus ihrem Heimat- 
land vermittelt werden, aufgebaut. 

Auf einer gemeinsamen Pressekonfe- 
renz forderten der Vorsitzende von terres 
des hommes, Klaus Schmidt und der Leiter 
der Gemeinsamen Zentralen Adoptions- 
stelle für die vier norddeutschen Länder, 
Rolf P. Bach die Bundesregierung auf, bila- 
terale Verhandlungen mit den Herkunfts- 
ländern der Kinder aufzunehmen, um fach- 
kundige Adoptionsverfahren sicherzu- 
stellen. 

Kinder dürfen nur über anerkannte Ver- 
mittlungsstellen in die BRD kommen. Dar- 
überhinaus empfahlen sie „als kurzfristige 
Maßnahme gegen Privatadoption, daß die 
Jugendämter ihre Sozialberichte über po- 
tentielle Adoptiveltern — in denen deren 
Eignung für eine Adoption bestätigt wird — 
den Ehepaaren nicht auszuhändigen, da 
dieses Papier in zahlreichen Ländern den 
Behörden füreine Adoptionsgenehmigung 
ausreiche, wodurch den ’wilden’ Adoptio- 
nen Tür und Tor geöffnet werde.“ 

(Zitiert aus einer Presseerklärung von ter- 
res des hommes, 24.5.1988) 
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Kurz Belichtet 


Polizeihilfe an Kolumbien 


Die Bundesregierung plant die Vergabe 
von Polizeihilfe an Kolumbien. In der Sit- 
zung des Innenausschusses des Deutschen 
Bundestages am 13.4.88 teilte die Bundes- 
regierung mit, daß zwei Regierungsbeamte 
in der Sommerpause zwecks Evaluierung 
des Vorhabens nach Kolumbien reisen 
werden, 

Erfahrungen ausder Vergangenheit (Po- 
lizeihilfe an Guatemala) und regierungsof- 
fizielle Stellungnahmen zur Situation in 
Kolumbien legen den Schluß nahe, daß es 
Tegierungsintern bereits zu einer positiven 
Übereinkunft über die Vergabe von Poli- 
zeihilfe an Kolumbien gekommen ist, und 
die anstehende Erkundungsreise statt des 
‘ob’ das’wie’der Abwicklungerruieren soll. 

Die Bundesregierung hat „ein hohes In- 
teresse an der Unterstützung der kolum- 
bianischen Behörden in der Rauschgiftbe- 
kämpfung“, so daß u.a. mit einer intensive- 
ren Zusammenarbeit zwischen Bundeskri- 
minalamt und den kolumbianischen Be- 
hörden auf diesem Gebiet zu rechnen ist. 
Seit 1984 bildete das BKA in drei Kursen 
für jeweils 13 Monate zwei kolumbianische 
Polizeibeamte in dem Bereich aus. Für die 
Jahre 1988-90 sind für die Rauschgiftbe- 
kämpfung unter Federführung des BMI 

120.000 DM bereitgestellt. 

Die derzeitigen Planungen der Bundes- 
regierung zielen offensichtlich auf die Auf- 
nahme Kolumbiens in den generellen För- 
derkatalog des Auswärtigen Amtes über 
die Ausstattungshilfe, dem Kolumbien bis- 
her nicht angehört. 

Argumentativ bereitet die Bundesregie- 
rung die Legitimierung der Vergabe von 
Polizeihilfe an Kolumbien bereits seit 1987 
vor. Sie bedient sich dabei einer vereinheit- 
lichten Sprachregelung. Auf Nachfragen 
von Abgeordneten und Initiativen über die 
Situation der Menschenrechte und die Zu- 
nahme politischer Morde in Kolumbien 
antworten Regierungsstellen stets wiefolgt: 
„Die kolumbianische Regierung hat un- 
mißverständlich zum Ausdruck gebracht, 
daß sie sich ihrer rechtsstaatlichen Ver- 
pflichtung im Rahmen der demokratischen 
Verfassungdes Landesbewußt ist.Struktu- 
relle und materielle Schwächen der staatli- 
chen Institutionen erschweren jedoch die 
Durchsetzung rechtsstaatlicher Normen.“ 
(Staatsminiter H.Schäfer am 9.12.87, Her. 
d. Verf., fast gleichlautend die Erklärungen 
der Bundesregierung am Unterausschuß 
Menschenrechte des Auswärtigen Aus- 
schusses am 2.12.87, sowie Brief des Bun- 
deskanzleramtes vom 21.1.88, Brief des 

Auswärtigen Amtes vom 23.2.88 an nicht- 
staatliche Institutionen und v.a.m.). 

Laut Bundesregierung kann die kolum- 
bianische Regierung nicht für die Men- 
schenrechtsverletzungen verantwortlich 
gemacht werden,dasiedurch politischmo- 
tivierte private Gewalt verursacht werden. 


Falls die Bundesregierung Verantwortliche 
ausmachen kann, so erwähnt siedie Gueril- 
la und die Rauschgiftmafia, wobei im letz- 
ten Fall keinerlei Bezüge zu offiziellen In- 
stanzen wie Militär, Polizei und Regierung 
hergestellt werden. „Ob einzelne Mitglie- 
der oder einzelne Einheiten der Streitkräf- 
te bei militärischen Auseinandersetzungen 
mit der kolumbianischen Guerilla Men- 
schenrechtsverletzungen begangen haben, 
konntedie Bundesregierungmit.denihrzur 
Verfügung stehenden Erkenntnisquellen 
bisher weder bestätigen noch ausschlie- 
Ben.“ (Auswärtiges Amt am 23.2.88) 

Völlig andere Informationen hingegen 
liegen amnesty international vor. „Tausen- 
de von Menschen sind in den letzten Jahre 
getötet oder ’verschwunden’ — Opfer von 
Militär, Polizei und ihren Hilfstruppen“, so 
aiineiner Presseerklärung vom 20.4.88.Im 
Jahresbereicht 1987 stellt ai fest, daß „in 
den ersten sechs Monaten des Jahres 1986 
mehr als 600 Kolumbianer von den Streit- 
kräften, der Polizei oder von Mördern in 
Zivil entführt und anschließend getötet ... 
worden waren.“ (S. 244). Al verweist in ih- 
rem Jahresbericht darauf, daß „Folter“, 
"Verschwindenlassen’ und extralegale Hin- 
richtungen offensichtlich Teil einer gene- 
rellen Politik der kolumbianischen Streit- 
kräfte zur Subversionsbekämpfung dar- 
stellen.“ (S. 245) 

In der im April 1988 erschienenen Bro- 
schüre „Kolumbien — ein Land im Ausnah- 
mezustand“ dokumentiert aieine Füllevon 
Folterungen und politischen Morden, die 
unter der jetzigen Regierung Barco von 
Angehörigen der Streitkräfte und der Poli- 
zei verübt oder von ihnen gedeckt wurden. 
Im Gegensatz zur Bundesregierung spricht 
ai nicht von ’privater Gewalt‘, sondern hebt 
die Verwicklung von Todesschwadronen 
mit Polizei- und Sicherheitskräften hervor. 

Alist kein Fall von Verurteilung von An- 
gehörigen der Sicherheitskräfte und der 
Polizei bekannt, dies, obwohl in vielen Fäl- 
len die Beweislast ausreichend ist. Al führt 
dies aufden Umstand zurück, daß die straf- 
rechtliche Verfolgung von Angehörigen 
von Militärund Polizei indie Zuständigkeit 
der Militärgerichte fällt. 

Da die sogenannten Zivilverteidigungs- 
gruppen, die auch unter dem Namen To- 
desschwadrone operieren, nicht nur als 
Hilfsgruppen der regulären Polizei- und 
Militäreinheiten agieren, sondern deren 
Existenz zumindest vom Verteidigungs- 
und Justizministerium gebilligt wird, fallen 
die Menschenrechtsverletzungen nach An- 
sicht von ai durchaus in den Verantwor- 
tungsbereich der kolumbianischen Regie- 
rung. - 

Die Deutsche Komission für Menschen- 
rechte in Chile e.V. lehnt die Vergabe von 
Polizeihilfe ab, daein solches Vorhaben an- 
gesichts der Verwicklungen von Polizeiund 
Militär indie Menschenrechtsverletzungen 
nur als politisch verantwortungslos be- 


zeichnet werden kann. Selbst wenn nicht al- 
le Menschenrechtsverletzungen staatli- 
chen Ordnungskräften angelastet werden 
können, so kann dennoch die systemati- 
sche Beteiligung an politischen Morden 
von Polizei und Militär nachgewiesen wer- 
den, wobei staatliche Konsequenzen stets 
ausgeblieben sind. Eine finanzielle und or- 
ganisatorische Hilfe für die Polizei durch 
die Bundesregierung kann auf diesem Hin- 
tergrund nur den Charakter der Kumpanei 
mit den Killern in Uniform erhalten; dies 
zumal dann, wenn die Bundesregierung 
nicht mal gewillt ist, dokumentierte Men- 
schenrechtsverletzungen durch staatliche 
Ordnungskräfte in Kolumbien zur Kennt- 
nis zu nehmen. Gaby Gottwald 


Elektroheizung für Florida 


Auf den Bahamas soll das größte Kohle- 
kraftwerk der Welt entstehen — allerdings 
vorwiegend zur Versorgung Floridas. Der 
Grand Bahama Freeport bietet dem US- 
Unternehmen Middle South Utilities, das 
den Bau von zwei kohlebefeuerten 
800.000 kw-Anlagen plant, vielfältigste 
Vorzüge. Nicht nur die Nähe zum US- 
Markt und die Tiefseehafeneinrichtungen 
zum Bunker, sondern darüber hinaus die 
günstigen steuerlichen Bestimmungen so- 
wie das Fehlen jeglicher Umweltvorschrif- 
ten. Da spielt der technologisch ungelöste 
riesige Energieverlust in dem benötigten 
70-Meilen Unterwasserkabel in die USA 
eher eine untergeordnete Rolle. 


„Low intensity conflict“ 

ist der Name für die neue Strategie, mit derin den 80er 
und 90er Jahren die politischen Ziele der USA in der 
Dritten Welt durchgesetzt werden sollen. 

Die Erfahrungen des Vieinamkrieges, der die Öf- 
fentlichkeit sostark polarisierte, daßer den außenpoli- 
tischen Spielraum der USA erheblich einschränkte, 
dersehrkostspieligwarund verloren wurde, sollensich 
nicht wiederholen. 

Konflikte niedriger Intensität werden als „die Krieg- 
führung der Zukunft gepriesen“. 

Unter dem Sammelbegriff der Strategie LIC fallen 
so unterschiedliche Konfliktformen wie: Counterins- 
urgency, Counterterrorism, Counterrevolutionary for- 
ces. 

LIC ist ein politisch-Skonomisch-militärisches Vor- 
gehen zur Durchsetzung außenpolitischer Ziele in so 
unterschiedlichen Szenarien wie Mittelamerika, Li- 
byen, den Philippinen oder Angola. 


Beim öffentlichen Hearing der Grünen zu „Low 
intensity conflict“ werden führende US-Exper- 
ten wie Michael T. Klare und John Stockwelldie 
Strategie vorstellen und anhand der genannten 
Regionen analysieren. 

Zur Vorbereitung wird ein Reader herausge- 
geben, 


Ort: Gustav Heinemann Haus, 
Waldenburgerring 44, 
5300 Bonn 

Zeit: 1. Juli und 2. Juli 1988 

Beginn: 18.00 Uhr 

Anmeldung: P. Wasel/Büro A. Beer, 
Bundeshaus HT, 5300 Bonn 
(Postkarte) 
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Viertes Vernetzungstreffen gegen 
Sextourismus und Frauenhandel 
vom 27.5.-29.5.88 in Frankfurt 


Die Teilnehmerinnen des 4. Vernetzungs- 
treffens ließen sich von Ratten, die friedlich 
und ohne jegliche Scheu unmittelbar vor 
dem Fenster ihr Unwesen trieben, nicht ab- 
lenken. Dasumfangreicheund durchausin- 
teressante Programm nahm ihre Aufmerk- 
samkeit völligin Anspruch. Jo Gabriel vom 
FIZ (Fraueninformationszentrum) in Zü- 
rich berichtete über die Arbeit in der 
Schweiz (dies kann im IZ3W, Nr. 148 nach- 
gelesen werden), und die Vertreterin von 
„Gabriela“— Dachverband philippinischer 
Frauengruppen — informierte über die po- 
litische Konzeptionder Gruppe. Am Nach- 
mittag tagten Arbeitsgruppen, und für den 
darauffolgenden Tag stand die Mitglieder- 
versammlung auf der Tagungsordnung. 

Neben den Beratungsstelle und Initiati- 
ven gegen Frauenhandel und Sextourismus 
(FIZ-Stuttgart, agisra-Regionalgruppen, 
Stiftung gegen Frauenhandel — Den Haag, 
terre des femmes etc.) waren auch Solida- 
ritätsgruppen wie LAF (Interessengemein- 
schaft der mit Ausländern verheirateten 
Frauen), Dritte-Welt-Gruppen, Frauen- 
häuser, Flughafensozialdienst oder die Be- 
ratungsstelle für Geschlechtskrankheiten 
aus Berlin vertreten. 

Die Erfahrungsberichte dieser Gruppen 
machten zwar deutlich, daß sie mit den un- 
terschiedlichsten Problemen konfrontiert 
werden. Wennesaberumrechtliche Fragen 
geht, klagten alle Gruppen dasselbe Leid: 
Die Rechtlosigkeit ausländischer Frauen 
mache jede wirkliche Hilfe unmöglich. 
„Man kann eigentlich gar nichts tun“, war 
immer wieder zuhören. Aberkeineder An- 
wesenden ließ sich dadurch entmutigen, im 
Gegenteil: eine Arbeitsgruppe plante Ak- 
tionen, eine andere beschäftigte sich mit ei- 
nem Forderungskatalog, der nicht nur Soli- 
daritätsgruppen, sondernauch verantwort- 
lichen Politikern zugeschickt werden soll. 
Eile war geboten, weildie Teilnehmerinnen 
befürchteten, daß ihre Forderungen kein 
Gehör mehr finden werden, wenn CSU- 
Abgeordnete Männle die angekündigte 
Gesetzänderung in die Tat umsetzt. 

. Der Forderungskatalog soll aber nicht 
nur möglichst schnell fertiggestellt werden, 
er soll sich auch deutlich von parteipoliti- 
schen Bestrebungen abgrenzen und weiter- 
gehende Ziele benennen. Das ist eigentlich 
keine schwierige Aufgabe, aber für Grup- 
pen, die praxisorientiert arbeiten, ergaben 
sich Probleme. Denn schließlich sollten die 
Forderungen auch umsetzbar sein. Das hat 
aber zur Folge, daß man/frau sich nur im 
Rahmen der bürgerlichen Gesetzgebung 
bewegen kann und sich nicht mehr von Ak- 
tivitäten der Parteien (die SPD beabsichtigt 
erneut eine „Große Anfrage“) unterschei- 
det. Die Idee, dieses Problem damit zu lö- 
sen, daß dem Forderungskatalog eine 


Tagung 


Präambel vorangestellt wird, in der langfri- 
stige politische Ziele formuliert werden, 
ließ sich leider nicht verwirklichen, weil ei- 
ne entsprechende Arbeitsgruppe nicht zu- 
stande kam. Sie mußte verschoben werden. 

Zu den einzelnen Forderungen: Es be- 
stand Einigkeit darüber, daßein begrenztes 
Aufenthaltsrecht — wie es in Holland be- 
reitsbesteht (biszum Prozeßende) - fürdie 
betroffenen Frauen bei weitem nicht aus- 
reicht. Die Teilnehmerinnen fordern dage- 
gen ein uneingeschränktes „Bleiberecht“, 
das Ehefrauen wie Prostituierten alle 
Staatsbürgerrechte zusichert, wenn sie sich 
vonihrendeutschen Männernscheiden las- 
sen oder Zuhälter anzeigen. 

Prostitution soll als „selbständige Er- 
werbstätigkeit“ anerkannt werden. Daß 
christliche Parteien diese Forderung aus 
moralischen Gründen ablehnen werden, ist 
zu erwarten. Wenn es finanziell jedoch et- 
was zu holen gibt, werden sie schon ein 
Tarnmäntelchen finden, das es erlaubt, die 
Prostitution zu besteuern ohne sie anzuer- 
kennen. 

Vor Eigentoren wurde gewarnt. So lehn- 
ten die Anwesenden beispielsweise ein ge- 
nerelles Verbot von sexistischer Werbung 
ab, weil Prostituierte dann auch nicht mehr 
für ihren Körper werben können. 

Um sich im Paragraphendschungel be- 
wegen zu können, leisteten zwei Rechtsan- 
wältinnen juristischen Beistand. Dies war 
notwendig, weil die Teilnehmerinnen nicht 
immer wußten, welches Gesetz wie geän- 
dert werden könnte oder ob der Gesetzes- 
spielraum bislang überhaupt ausgeschöpft 
wurde. 

Wie so oft ließ sich auch auf dem 4. Ver- 
netzungstreffen der Widerspruch zwischen 
pragmatischen Forderungen und globale- 
ren Zusammenhängen nicht lösen. Daß 
Frauenhandel mit dem Nord-Süd- 
Zusammenhang zu tun hat, blieb ebenso 
Lippenbekenntnis wie die Kritik der bun- 
desdeutschen Entwicklungspolitik. Von 
daher istes nicht nur Zufall, daß die Präam- 
bel-Arbeitsgruppe nicht zustande an 


Graphiken zur Unterstützung 

der Kulturarbeit 

Hamburger als Pilze vorgrauer Stadt 
— ein Postkartenmotiv von agil 


Die Arbeitsgruppe interkulturelles 
Lernen Troisdorf e.V. (agil) vertreibt 
Postkarten mit Graphiken von Brigit- 
teSchneider zu verschiedensten The- 
men der 3. Welt Problematik, wie 


Apartheid, Verschuldung. 

Mit dem Kauf der Postkarten soll die 
Kulturarbeit vor Ort unterstützt wer- 
den. 


Preis: 16 Karten (1 Satz) DM 7,— 
Bezug: agil, c/o Holzbrecher, Bis- 
markstr. 5, 5210 Troisdorf 


Wildcat 45 


erscheint 
zum Sommeranfang. 


INHALT: 


Umstrukturierung, Initlativen, 
Kämpfe im 
"Gesundheits’sektor: 


Streik der britischen Kranken- 
hausarbeiterInnen 
Umstrukturierung im Kranken- 
haus und Initiativen/BRD 


Maloche in der 
"weißen Fabrik" / USA 


Zehn Jahre gegen die Psychiatrie 
Tell 


Streikbewegungen In 
Westeuropa: 


Fordarbeiter in Großbritannien 
Metallarbeiter in Paris 
ua. 


Erfahrungen In der Fabrik: 


Elektronikfabrik / Überlegungen 
zu einem ArbeiterInnennetz 


Bestellungen durch Überweisen auf 
"Sonderkonto Zeitung" H. Dietrich, 
Postgiro Berlin Kto.-Nr. 31502-109, 


Ein Hoft 3,30 DM (inkl. Porto) 
Abo: 10 Mark für 4 Hefte 
Preis für Institutionen und 
Förder-Abo: 20 Mark für 4 Hefte 
Genossinnen, die den politischen, nled- 
rigen Preis der Wildcat unterstützen 
wollen, sollten ein Förder-Abo machen. 
Außerdem suchen wir Weiterver- 
käuferinnen, bitte wendet Euch an: 
Sisina, Postfach 360 527 1000 Berlin 36 


blätter des iz3w, Nr. 150, Juni 1988 


Zeitschriftenschau 


/ Tagungshinweise 


AIB Dritte Welt Sonderheft 3/88 „Bezahlt wird 
nicht* 

Verschuldung kein Modethema; Das verlorene 
Jahrzehnt Lateinamerikas; Die moderne Geißel 
Afrikas; Die Rolle von IWF und Weltbank; Al- 
ternativen zur Verschuldungskrise; Dokumen- 
tation von Lösungsvorschlägen; IWF-Kampag- 
ne; Bücher und Materialien 

Preis: 2,50 DM, Bezug: AlB Dritte Welt, Gottes- 
weg 54, 5000 Köln 51 


epd-Entwicklungspolitik 9/10/88: 

Infos: Kolumbien: Demokratie im Ausnahme- 
zustand; Leitlinien zu neuem Lom&-Abkom- 
men; Sanktionsforderungen gegen Südafrika; 
Analyse: Der IWF und Uganda; Bolivien-Mo- 
dell für Schuldenrückkauf; Narmada-Stau- 
damm neue Umweltpolitik der Weltbank; Bun- 
destag berät Schuldenkrise; Rüstungsfirmen- 
proträt ZF und Renk; Dokumentation: Das neue 
Denken in der sowjetischen Dritte Welt For- 
schung 

Preis: 5,50 DM, Bezug:cpd Vertrieb, Friedrichs- 
tr. 2-6, 6000 Frankfurt I 


DED-Brief 1/88 

Schwerpunkt Südafrika: Eindrücke aus Südafri- 
ka; Apartheidpolitik und deren Auswirkungen 
auf Frontstaaten, Überwindung von Apartheid; 
kostenlos, Bezug: DED, Kladower Damm 299, 
1000 Berlin 22 


Forum 127/128 

Schwerpunkt: Gegen die Macht des Geldes — 
Vorbereitungsmaterialien zum 12. BUKO; 
Übersicht Arbeitsgruppen, Rechenschaftsbe- 
richte, Resolutionen; IWF-Kampagne; Proto- 
koll der 3. Aktionskonferenz; Kritische Bemer- 
kungen zur Kampagne und zum taz-Sympo- 
sium; Nachtgespräch mit Fidel 

Preis: 3— DM, Bezug: Forum, Lingener Sır. 9, 
4400 Münster 


informationsdienst südliches Afrika Nr. 2 April/ 
ai 88 j 

Schwerpunkt: Kohle und Stahl — Die Marionet- 
ten putschen: Rote Zahlen für südafrikas Kohle; 
Steigerung der Edelstahlproduktion; Mili- 
tärcoup in der Transkei; zum Putsch in Bophu- 
thaswana; Inkathas Rolle, Buthelezis Stellver- 
treterkrieg; Pretorias Killer-Kommandos; Leh- 
rergewerkschaft in Südafrika 

Preis: 5,— DM, Bezug: issa, Blücherstr. 14, 
5300 Bonn 


Querbrief 4/87 

Flüchtlinge: kann Entwicklungshilfe die 
Flüchtlingsprobleme lösen? Ein provokativer 
Einstieg in eine notwendige Diskussion auch 
im Weltfriedensdienst — Beendet Südafrikas 
Krieg gegen die Nachbarstaaten: Aufruf zur 
Mosambik-Kampagne '1988 — Ebrahim Is- 
mail. Ein Brief von Phyllis Naidoo an uns alle 
— Zimbabwe: noch mehr zum Thema „Einmi- 
schung” — „Coming home e.V.” der Beginn ei- 
nes neuen Rückkehrerverein. 

Preis: DM 2,- 

Bezug: Weltfriedensdienst e.V, Hedemannsır. 
14, I Berlin 61 


Auf die Dauer ohne Power? — Frauen in der 
Dritten Welt, am 25./26.6.88 in Neckargerach, 
Seminar der Gesellschaft für Politische Okolo- 
gie. Anmeldung: Ges. für Polit. Ökologie, Gut- 
brodstr. 33, 7000 Stuttgart 


Pestizide im Paragraphen-Dschungel am 
24.—26.6.88 in Bonn. Anmeldung: PAN, Gaus- 
str. 17, 2000 Hamburg 50, Tel. 040/39 39 78 


2. Bundeskongreß der Initiative gegen Arbeits- 
tosigkeit und Armut, am 17.—19.6.88 in Düssel- 
dorf. Infos: Zentrales Organisationsbüro, Am 
Eller Forst 49, 4000 Düsseldorf 12 


2. Aachener Dritte Welt Fest am 2. Juli 1988 im 
Aachener Westpark an der Gartenstraße. Bei 
Regen in der Mensa 


Direkte Demokratie — Brücke Ost-West und 
Fundament für Das ’Haus Europa’? vom 25.Ju- 
ni bis 3. Juli 1988. Anmeldung: Internationales 
Kulturzentrum, 8991 Achberg, Tel. 083 80- 
500 


Il. Symposium Kultur und Psychosoziale Situa- 
tion in Lateinamerika am 8./9. Juli 1988 in 
Hamburg. Anmeldung: Seminar für transkultu- 
relle Psychiatrie, UKE, Martinstr. 52, 2000 
Hamburg 20, tel. 040/468 22 29 


ED IETZTZWEIRÖSTUNGEN 
-  „Sandino a 


Flüchtlingsrecht — Flüchtlingsalltag, Bestands- 
aufnahme zur Situation von Asylbewerbern und 
de-facto-Flüchtlingen am Beispiel Nordhessen 
— am 23.—24.9.88 an der Akademie Hofgeis- 
mar. 

Anmeldung: Evang. Akademie Hofgeismar, 
Postfach 1205, 3520 Hofgeismar, Tel.:056 71/ 
8810 


Realistische Strategien 

Rali ice Strat ien gegen die ökologische und so- 
ziale Verwüstungder Erde am 1.—3. Juli 1988 in 
Internationales Kulturzentrum um Achberg. 
Anmeldung: Humboldt-Haus, Panoramastr. 30, 
8991 Achberg-Esseratsweiler 


Indien — Arbeiten und Leben indem unbekann- 
ten Indien am 25.—26. Juni 1988 in Wernau. 
Anmeldung: DGB-Bildungswerk Baden-Würt- 
temberg, Willi-Bleicher-Str. 20, 7000 Stuttgart 1 


Der Islam in Politik und Gesellschaft am 
29.6.-1.7.88 

Frauen und Islam am 29.6.—1.7.88 
Erfahrungsaustausch mit Sozialarbeitern/Mit- 
arbeitern der Jugendarbeit aus Tansania und 
Sambia: Vorbereitungsseminar am 14.—16.7.88. 
Anmeldung: Jugendhof Vlotho, Oeynhausener 
Sır. 1,4973 Vlotho 


Das neue Ausländerrecht — Symposium am 
24.—-26. Juni 88 in Tutzing. Anmeldung: Evang. 
Akademie, Postfach 227, 8123 Tutzing 


GenALLtag — Biotopia, Zukunft zwischen 
High-Bio-Tech und Ökotopia. Kongreß zur 
Gentechnologie vom 1.—3. Juli 1988 in Köln. 
Kontaktadresse: Genkongreß-Koordination, 
c/o BBU, Prinz-Albert-Str. 43, 5300 Bonn 3, 
Tel.02 28/2140 32/33 


Internationale Tropentagung am 6.—8. Juli in 
Bordeaux, Kontaktadresse: Föderation Interna- 
tionale des Tropiques, 12, Place de la Bourse, 
F-33076 Bordeaux Cedex 


Bundesarbeitsgemeinschaft Internationalismus 
der Grünen: Palästina/Israel, 26.-28. August 
1988, Kontaktadresse: Gerd Busmann, Gre- 
festr. 20, 1000 Berlin 61, tel. 030/692 3289 


Hier Bauernot — dort Hungertod— Agrarpolitik 
und Dritte Welt, 24.25. September 1988 in 
Burggaststätte Waldenstein, 7062 Rudersberg 


Internationales Tribunal gegen das Regime in 
der Türkeiam 9.—11.September 1988, Kontakt- 
adresse: Türkei Informationsbüro, c/o R. Ön- 
can, Postfach 910843, 3000 Hannover 9] 


Qualifizierung und Beschäftigung im Informel- 
len Sektor. Analyse von Projekten in Afrika, 
Asien und Lateinamerika, 15.—18. September 
1988 in Bad Boll (Ev. Akademie), Kontakt- 
adresse: TU Berlin Sekr. 4-8, Franklinstr. 28/ 
29, 1000 Berlin 10 


LÄUFERTSMÜHLE 
NECKARGERACH 


33:0626315643 


Arbeitskrois zur Fördenung 
intomstionakr  Jupand- 
und Soziatzrdeit 0.V. 


Wir sind: 
«Tagungshaus in Selbstverwaltung 


Wir bieten: 


* Übernachtung in Drei- bis Sechsbottzimmern 
(60 Betten) 


«Gute Volivarpflegung (auch vegotarisch) 


+ Ruhige Lago direkt am Bach 
(Neckarseitental, Odenwald) 


+Grillstelle, Wieso 
+ Zoltmöglichkeit 


« Ab und zu gut gelaunte Leute 


Information und Anmeldung baif: 


Läufortsmühle Tel.: 08263/1643}: 
ASS @.V. ; 


6934 Neckargerach 
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Walter Gröh — Freiheit der Meere — Die Aus- 
beutung des „Gemeinsamen Erbes der Mensch- 
heit“, 216 Seiten, Bremen 1988, Edition Con 


Cathie Draine, Barbara Hall — Kulturknigge: 
Indonesien, Nördlingen 1988, Seiten 192, Preis: 
24,80 DM, Verlag Simon und Magiera 


Pestizid-Aktionsnetzwerk (Hrsg) — no more 
Bophal, Alternativen sind vorhanden/Auswege 
aus dem.Irrweg der Agrarchemie, Hamburg 
1987, Seiten 44, Preis: 4,- DM, Bezug: PAN, 
Gausstr. 17, 2000 Hamburg 50 


Michael Löwy — Marxismus in Lateinamerika, 
1909 bis 1987, Frankfurt 1988, Seiten 108, 
Preis: 14,80 DM, Bezug: isp Verlag, Mainzer 
Landstr. 147, 6000 Frankfurt 1 


Richard Rottenburg — Die Lemwareng-Nuba, 
ein Beispiel kultureller Akkreszenz im heutigen 
Nil-Sudan, Berlin 1988, Seiten 51, Preis: 15,80 
DM, Bezug: Arabische Buch, Wundisir. 13—15, 
1000 Berlin 19 


Christoph Sigrist — Kummunalfinanzen und Po- 
litik in Santo Domingo, eine Studie zu städti- 
scher Dienstleistungsfinanzierunginder Dritten 
Welt, München 1987, Seiten 278, Preis 49,— 
DM, Weltforum Verlag 


Herbert Kemmler (Hrsg.) — Behinderung und 
Dritte Welt, Annäherung an das zweifache 
Fremde, Frankfurt 1988, Seiten 206; Verlag für 
Interkulturelle Kommunikation, Postfach 
900 965, 6000 Frankfurt 90 


Volker Matthies— Kriegsschauplatz Dritte Welt 
— München 1988, Seiten 234, Preis: 19,80 DM, 
Becksche Reihe 


Krisztina Kehl — Die Tahtaci, Vorläufiger Be- 
richt über eine ethnisch-religiöse Gruppe tradi- 
tioneller Holzarbeiter in Anatolien, Berlin 
1988, Seiten 70, Preis: 16,80 DM 


Ingeborg Baldauf — Die Knabenliebe in Mittel- 
asien: Bacabozlik, Belrin 1988, Seiten 116, 
Preis: 24,50 DM 


Eberhard Kienle — Ethnizität und Mahkonkur 
nin inter-arabischen Beziehungen: Der syrisch- 
irakische Konflikt unter den Ba’ıh-Regimen, 
Berlin 1988, Preis: 16,80 DM, Seiten 61 


Texte zur Agrargeseizgebung in derislamischen 
Republik Iran, kommentiert und annotiert von 
Asghar Schirazi, Berlin 1988, Seiten 381, Preis: 
54,- DM 

Bezug dieser vier Veröffentlichungen: Das Ara- 
bische Buch, Wundtstr. 13—15, 1000 Berlin 19 


SID (Hrsg.) — Neue Technologien in den Ent- 
wicklungsländern — ein Beitrag zur Armutsbe- 
kämpfung oder Verfestigung technologischer 
Abhängigkeiten? DOK der SID-Workshops 
vom 24.-25.4.87, Bezug: DSE, Rauchstr. 25, 
1000 Berlin 30, Seiten 161 


Neuerscheinungen 


.. 2 © -gibles.nur bei 
'NeeraMoreia (Hrsg.), Third 
‚de, Umfangreiches Handbuch 
‚derberichten, Daten:und 

‚politischen Beiträg 
"Weit Riode Janeiro, 


epd-(Hrsg.) — Die Bescheidenheit ist vorbei — 
koreanische Frauen wehren sich gegen Ausbeu- 
tung und ungerechte Weltwirtschaftsstrukturen, 
Frankfurt 1988, Seiten 108, epd-extra, Materia- 
lien 111/88, Bezug: epd, Friedrichstr. 2, 6000 
Frankfurt 1 


Horst Hamm/Wolfgang Jung/Heidi Knott — 
Flucht nach Deutschland, Lebensberichte, 
Freiburg 1988, Seiten 165, Preis: 19,80 DM, 
Dreisam Verlag 


AKAFRIK (Hrsg) — Strahlende Geschäfte, 
Der Tanz auf dem Welturanmarkt, Münster 
1988, Seiten 128, Preis: 9,50 DM, Bezug: 
Schmetterling Verlag Stuttgart 


Rainer Werning (Hrsg.)— Südkorea, Politik und 
Geschichte im Land der Morgenstille, Köln 
1988, Seiten 278, Preis: 14,80, Pahl Rugenstein 
Verlag 


Christian Scherrer — Tourismus und selbstge- 
machte Entwicklung — ein Widerspruch, Das 
Fallbeispiel Tansania, Berlin 1988, 270 Seiten, 
Preis: 48,— DM, Bezug: Dietrich Raimer Verlag, 
Berlin 


Ernest Mandel/Winfried Wolf — Börsenkrach 
& Wirtschaftskrise, isp Verlag Frankfurt, März 
1988, Seiten 138, DM 16,80 


Praktikumsstelle frei 

Im Informationszentrum Dritte Welt ha- 
ben wir eine Praktikumsstelle, die z.Zt. 
nicht besetzt ist. 

Tätigkeitsbereich: Mitarbeit bei der 
Redaktion, allgemeine Verwaltungstä- 
tigkeit, Mithilfe im Archiv, entwick- 
lungspolitische Informationsarbeit, Ge- 
staltung, Graphik, Layout, je nach Eu- 
rem Interesse oder Studienschwer- 


punkt. 

Wirkönnen Euchleidernureine geringe 
Aufwandsentschädigung bezahlen. Da- 
für gibt's kollektive Büroarbeit, günstige 
Arbeitsbedingungen, entwicklungspoli- 
tische Weiterbildung. 


Meldet Euch bei: iz3w, 
Kronenstr. 16 HH 
7800 Freiburg, Tel.: 0761-74003 
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